
ISSN 0005-7045  |  www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 23. November 2023  |  74. Jahrgang  |  Nummer 22

Sie lesen in dieser Ausgabe
Seite

Heimat ist mehr als ein Gefühl                                      2
Herbst-Justizministerkonferenz: Bayerische Initiativen           2
Bayerischer Tourismustag 2023                                     3

GZ-Kolumne Eva Weber:
Alle sind gefragt: „Nie wieder“ ist jetzt!                            3

Kulturpreis Bayern                                                    3
Gerlach: Bund muss Kliniksterben verhindern                     4
Fakten zur Asyl- und Flüchtlingsunterbringung                    4

Kommunale Energiethemen l Abfall l                           5 - 8
Schulungen l Katastrophenschutz                                     9
Aus den bayerischen Kommunen                              9 - 12

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik  
und mit  
Wirtschafts-  
und Umweltfragen
zu tun hat, 
braucht die

als umfassende
Informationsquelle  
für kommunale  
Entscheiderinnen  
und Entscheider.

Bayerische
GemeindeZeitung

Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH 
Postfach 825, 82533 Geretsried

Schulden wären ja per se 
nichts Schlechtes; sie könnten 
wirtschafts- und fiskalpolitisch 
sogar höchst vernünftig sein. 
„Aber“, so kommentiert Pino 
das Urteil des BVerfG, „dann 
bitte ehrlich und offen“  S. 11

V.l.: KPV-Landesvorsitzender Stefan Rößle, MdEP Manfred Weber, 
sowie die KPV-Landesvorstandsmitglieder Josef Mederer, Chris-
toph Göbel, Carmen Pepiuk und Hannelore Langwieser.  Bild: KPV

KPV votiert für Weber
Der KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss unter Leitung 
von Landrat Stefan Rößle hat sich im Rahmen der jüngsten 
Sitzung einstimmig hinter die Kandidatur von MdEP Manfred 
Weber als Spitzenkandidat auf der CSU-Europaliste gestellt. 
Weber erklärte, ihm sei wichtig, die Bedeutung der Europa-
wahl am 9. Juni 2024 angesichts der derzeitigen Krisen heraus-
zustellen. Die Wahl sei eine Schicksalswahl für den Kontinent. 
Die CSU sei die einzige Partei, die rein bayerische Interessen 
in Europa vertrete.
Maßgebend für den anstehenden Europawahlkampf ist für den 
Fraktionsvorsitzenden der Europäischen Volkspartei (EVP) eine 
europäische Lösung der Asylfrage durch einen gemeinsamen Au-
ßengrenzschutz und konsequente Rückführungen in die Heimat-
länder, die Stärkung der europäischen Wirtschaft und des Wirt-
schaftsstandorts Bayern sowie die Sicherung des Wohlstandes 
innerhalb der Europäischen Union. Hier sei die EVP die Stimme 
für eine problemorientierte und ernsthafte Lösung der Themen.
„Die entscheidende Frage ist nicht, was bringt uns Europa, 
sondern wer regiert Europa“, unterstrich Weber. Eine starke 
EVP-Fraktion im Europaparlament sei hier der Schlüssel für die 
anstehenden Herausforderungen in der EU. Die offizielle Bestä-
tigung Webers ist für den CSU-Parteitag am 25. November in 
Nürnberg vorgesehen.  DK

Einigung beim Bund-Länder-Gipfel in Berlin:

Illegale Migration  
eindämmen
Ergebnisse – Bewertungen – Beschlüsse

Beim Treffen der 16 Regierungschefs der Länder mit Bun-
deskanzler Olaf Scholz in Berlin kamen eine ganze Reihe 
brisanter Themen auf den Tisch. Die Eindämmung illega-
ler Migration und die Finanzierung der Asylpolitik stan-
den ebenso auf der Agenda der Marathonsitzung, wie das 
Tempo bei Planungen und das Deutschlandticket.

Bund und Länder einigten sich 
auf einen Beschleunigungspakt 
zur Verschlankung von Verfah-
ren und zur Reduzierung von 
Genehmigungsverfahren. So 
sollen etwa der Bau von Woh-
nungen, der Ausbau von Dach-
geschossen und das Aufstellen 
von Mobilfunkmasten erleich-
tert werden.

Konzepte für  
Deutschlandticket

Um das Deutschlandticket im 
Nahverkehr zu finanzieren, ist die 
Möglichkeit vorgesehen, in die-
sem Jahr nicht verbrauchte Mit-
tel 2024 für den Ausgleich finan-
zieller Nachteile bei Verkehrsun-
ternehmen einzusetzen. Außer-
dem sollen die Verkehrsminister 
beauftragt werden, ein Konzept 
zur Durchführung des Tickets 
ab 2024 vorzulegen. In den Blick 
rückt dabei auch der Preis von 
bisher 49 Euro im Monat, der von 
vornherein als „Einführungspreis“ 
bezeichnet worden war.

Verfahren in drei Monaten 
abschließen

Der hart errungene Kompro-
miss beim Thema Fluchtmigrati-
on sieht unter anderem vor, die 
Zahl der nach Deutschland Ge-
flüchteten deutlich und nachhal-
tig zu senken. Asylverfahren für 
Angehörige von Staaten, für die 
die Anerkennungsquote weniger 
als fünf Prozent beträgt, sollen 
zügiger als bisher abgeschlossen 
werden. Ziel ist, das Asyl- und 
das anschließende Gerichtsver-
fahren bei ihnen jeweils in drei 
Monaten abzuschließen. In allen 
anderen Fällen sollen die Asyl-
verfahren regelhaft nach sechs 
Monaten beendet sein.

Geplant ist, die Grenzkontrol-

len an den Landesgrenzen zu Ös-
terreich, zur Schweiz, zur Tsche-
chischen Republik und zu Polen 
aufrechtzuerhalten. Die Länder 
und die Bundespolizei wollen 
weiter eng bei der Bekämpfung 
der Schleusungskriminalität und 
der irregulären Einwanderung 
zusammenarbeiten.

Pro-Kopf-Pauschale

Die bestehende Flüchtlings-
pauschale des Bundes soll ab 
dem nächsten Jahr zu einer von 
der Zahl der Schutzsuchenden 
abhängigen Pro-Kopf-Pauscha-
le weiterentwickelt werden („at-
mendes System“). Ab 2024 zahlt 
der Bund für jeden Asylerstan-
tragssteller eine jährliche Pau-
schale von 7500 Euro. In der ers-
ten Hälfte des Jahres 2024 ist ei-
ne Abschlagszahlung in Höhe von 
1,75 Milliarden Euro vorgesehen.

Die neue Pauschale und An-
passungen bei Leistungen für 
Asylbewerber würden laut dem 
Beschlusspapier im kommen-
den Jahr zu einer Entlastung bei 
Ländern und Kommunen von 
rund 3,5 Milliarden Euro führen 
- basierend auf den Zugangszah-
len dieses Jahres 

Bezahlkarte

Barauszahlungen an Leistungs-
empfänger nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz sollen einge-
schränkt werden, um den Ver-

Erfolgreiche Klage der Unionsfraktion: Die 
Übertragung einer aufgrund der Corona-Pan-
demie eingeräumten Kreditermächtigung 
von 60 Milliarden Euro aus dem Kernhaushalt 
auf das Sondervermögen „Klima- und Trans-
formationsfonds“ durch die Ampelregierung 
ist laut Bundesverfassungsgericht nicht mit 
dem Grundgesetz vereinbar.

Anlässlich der Urteilsverkündung stellte Bay-
erns Finanzminister Albert Füracker fest: „Das 
Urteil aus Karlsruhe ist klar, eindeutig und 
zeigt der Ampelregierung deutliche Grenzen 
auf: Die Bundesregierung hat mit ihrem Nach-
tragshaushalt gegen die Verfassung versto-
ßen! Zweckgebundene Kreditermächtigungen 
dürfen nicht frei für ideologiegetriebene Maß-
nahmen zweckentfremdet werden. Staatsaus-
gaben in diverse kreditfinanzierte Sonderver-
mögen zu verlagern und hierzu Kreditermäch-
tigungen im großen Stil umzuwidmen, hebelt 
die Schuldenbremse aus. Gut, dass das Bun-
desverfassungsgericht dieser Praxis der Ampel 
nun eine unmissverständliche und eindeutige 
Quittung erteilt hat.“

Füracker zufolge steht die Ampelregierung 
jetzt selbstverschuldet vor einem erheblichen 
Haushaltsproblem. Die Entscheidung habe zur 

Folge, dass sich der Umfang des Klima- und 
Transformationsfonds um 60 Milliarden Euro 
reduziert. Soweit hierdurch bereits eingegan-
gene Verpflichtungen nicht mehr bedient wer-
den könnten, müsse der Bundeshaushaltsge-
setzgeber dies anderweitig kompensieren. Der 
volle Umfang der Auswirkungen der Entschei-
dungen sei derzeit noch nicht absehbar.

CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt 
sprach von einer „gigantischen Klatsche“. Ge-
genüber der Mediengruppe Bayern erklärte er, 
die Regierung habe Milliarden genommen, die 
sie nicht hätte anrühren dürfen, um daraus ih-
re „links-grünen Luftschlösser“ zu finanzieren.

Josef Zellmeier, finanzpolitischer Sprecher 
der CSU-Fraktion, betonte: „Klare Worte aus 
Karlsruhe – Haushaltstricks und übermäßige 
Verschuldung bleiben tabu. Das Ende der Bun-
desregierung dürfte eingeläutet sein, nach-
dem ihr das Bundesverfassungsgericht auf An-
trag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion den 
Boden unter den Füßen weggezogen hat. Als 
CSU-Fraktion sehen wir unsere Politik der aus-
geglichenen Haushalte bestätigt. Die Schul-
denbremse ist Markenkern der Union. Wir 
werden sie weiterhin gegen linke und leis-
tungsfeindliche Umverteilung schützen.“  DK

BVerfG-Urteil zur Schuldenbremse:

Ampel verstößt gegen Verfassung

waltungsaufwand bei den Kom-
munen zu minimieren. Hierzu 
soll eine Bezahlkarte eingeführt 
werden.

Leistungseinschränkungen

Für Asylbewerber, die seit 
mehr als eineinhalb Jahren in 
Deutschland sind, ist die Ein-
schränkung von Leistungen ge- 
plant: Wenn sich ein Asylverfah-

ren lange hinziehe, sollten nicht 
18, sondern 36 Monate lang 
Leistungen aus dem Asylbewer-
berleistungsgesetz gezahlt wer-
den. Bislang steigen die Sätze 
nach eineinhalb Jahren unge-
fähr auf Höhe der regulären So-
zialhilfe - dieser Schritt soll künf-
tig später erfolgen.

Die Bundesregierung will tes-
ten, ob Asylverfahren außer- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag schlägt Alarm:

Finanzieller 
Kollaps droht

„Die allgemeine Finanzausstattung der Kommunen muss 
auf die Tagesordnung“, forderte der Vorsitzende des Bay-
erischen Städtetags, Straubings Oberbürgermeister Mar-
kus Pannermayr, bei einer Pressekonferenz in München. 
Die Einnahmen der Kommunen gingen bereits jetzt zurück, 
die Ausgaben stiegen rapide, die Rahmenbedingungen ver-
schärften sich. Kommunale Haushalte rutschten vereinzelt 
bereits in bedrohliche Schieflagen. Inzwischen sei in vie-
len Städten und Gemeinden ein „Schmerzpunkt“ erreicht.

Aktuell verzeichnen Bayerns 
Städte und Gemeinden einen 
massiven Anstieg bei den Aus-
gaben um mehr als 10 Prozent; 
das Finanzierungsdefizit lag im 
ersten Halbjahr 2023 bereits 
bei ungewöhnlich hohen 3 Mil-
liarden Euro. Im Jahr 2024 ver-
schärft sich die Situation wegen 
des Tarifabschlusses im öffent-
lichen Dienst und weiter stei-
genden Sozialausgaben. Laut 
Pannermayr schränkt die Infla-
tion Spielräume bei kommuna-
len Investitionen deutlich ein: 
Steigende Personalausgaben (+ 
7 Prozent), enorme Kostenstei-
gerungen nicht zuletzt aufgrund 
der Energiepreise, bei Verwal-
tungs- und Betriebsaufwand (+ 
11 Prozent), Bau (+ 14 Prozent) 
belasteten die Kommunalhaus-
halte ebenso wie wachsende 
Sozialausgaben (+ 9 Prozent).

Erhebliche Mehrbelastungen

Mehrbelastungen entstünden 
aufgrund der Kosten der Unter-
kunft für Geflüchtete aus der 
Ukraine und Leistungen für Le-
bensunterhalt und Krankenhil-
fe. Bei den Sozialausgaben hät-
ten vor allem die Leistungen der 
Sozialhilfe (+ 19 Prozent) zuge-
legt, wobei hier besonders die 
25 kreisfreien Städte in Bayern 
mit einem Plus von 41 Prozent 
betroffen seien. Darüber hinaus 
werde den Kommunen gerade 
in den nächsten Jahren eine Fül-
le an zusätzlichen Aufgaben und 
Ausgaben zugewiesen, wie etwa 
der Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung für Grundschul-
kinder sowie Investitionen in Kli-
maschutz, Klimaanpassung und 
Wärmeplanung. Als massive Be-
lastung erwiesen sich Kranken-
häuser, da Städte enorme Defi-
zite ausgleichen müssten.

Aus Sicht des Städtetagschefs 
ist eine Aufstockung von jähr-

lich wiederkehrenden Finanz-
ausgleichsleistungen dringend 
erforderlich. Ein gutes Instru-
ment seien Schlüsselzuweisun-
gen. Eine Stärkung der Verbund-
masse im allgemeinen Steuer-
verbund gebe den Kommunen 
mehr finanzielle Planungssicher-
heit und Flexibilität. 

Starker FAG gefordert

Für 2024 brauche es einen 
starken kommunalen Finanz-
ausgleich, der sich nicht auf den 
geringen Aufwuchs bei den Ge-
meinschaftssteuereinnahmen 
beschränken darf. „Der Frei-
staat muss gerade unter diesen 
schwierigen Rahmenbedingun-
gen mehr zusätzliche Mittel in 
das Finanzausgleichssystem ge-
ben, damit Kommunen hand-
lungsfähig bleiben“, forderte 
Pannermayr und deutete harte  
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Angstl 

84109 Wörth a.d.Isar  
am 25 11 

Bürgermeister Ludwig Lang 
92283 Lauterhofen  

am 28 11 

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hermann Nafziger 

82152 Planegg  
am 23.11.

Bürgermeister Rudolf Radlmeier 
84079 Bruckberg  

am 3.12.

Bürgermeister Günter Gamisch 
86676 Ehekirchen  

am 3.12.

Bürgermeister Klaus Friegel 
89435 Finningen  

am 6.12.

Bürgermeisterin Susanne Feller 
91719 Heidenheim  

am 6.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Armin Luther 
96152 Burghaslach am 5.12.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfram Thein 

96126 Maroldsweisach  
am 28 11 

Bürgermeister Markus Reichart 
88178 Heimenkirch  

am 29 11 

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  
Dorina Jechnerer  
91567 Herrieden  

am 4 12 

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Martin Schwandner  
92555 Trausnitz  

am 28 11 

Bürgermeister Steffen Malzer  
97645 Ostheim v. d. Rhön  

am 6.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

GZ
Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unser 
nächster Termin steht fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie

Krisenprävention
12. Dezember 2023, 14:00 – 16:30 Uhr

Keine Kommune kommt ohne Krisen aus. Krisen müssen aber 
nicht in Katastrophen führen. Wie sind Krisen aufgebaut und was 
kann man im Vorfeld tun, um sich bestmöglich vorzubereiten? Das 
Seminar zeigt Modelle und Vorgehensweisen und lässt Lösungen 
aufscheinen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r

Staatsminister Albert Füracker: 

Heimat ist mehr als ein Gefühl
Forschungsprojekt und neue Förderbescheide für Heimatprojekte

Anlässlich der Veröffentlichung erster Ergebnisse des von der 
Technischen Hochschule Nürnberg durchgeführten Forschungs-
projekts „Heimat – mehr als ein Gefühl“ zeigte sich Heimatminis-
ter Albert Füracker erfreut darüber, dass der ländliche Raum ge-
prägt ist durch ein hohes soziales Miteinander und einen guten 
Zusammenhalt der Bürgerinnen und Bürger. Jetzt gelte es, sich 
weiter gemeinsam für die Heimat Bayern zu engagieren.

Das Forschungsprojekt „Hei-
mat – mehr als ein Gefühl“ wur-
de als ein Ergebnis des im März 
2022 breit angelegten „Zu-
kunftsdialog Heimat.Bayern“ in-
itiiert und ist als Heimatpro-
jekt eine Maßnahme der Hei-
matstrategie „Offensive.Heimat.
Bayern 2025“, die langfristig und 
zukunftsorientiert zur Stärkung 
der bayerischen Heimat beitra-
gen soll. In insgesamt drei Bür-
gerbefragungen und vier Vertie-
fungsprojekten werden bis Früh-
jahr 2026 Erkenntnisse über den 
sozialen und demografischen 
Zusammenhalt in ländlichen Re-
gionen Bayerns gesammelt.

Sozialer Zusammenhalt

Die Studie kommt zum Ergeb-
nis, dass der soziale Zusammen-
halt stärker ist als oft angenom-
men. Die Vorstellung, dass sich 
Gruppen der Bevölkerung, z. B. 
alte und junge Menschen, Alt-
eingesessene und Neuzugezo-
gene, in ihren Einstellungen, 
Interessen und Beziehungen 
konträr und feindselig gegen-
überstehen, werden durch die 
Ergebnisse der Befragung nicht 
gestützt. Unstimmigkeiten und 
Konflikte sind eher punktuell 
und spalten die Bevölkerung im 
ländlichen Raum nicht in polari-
sierte Lager. Vielmehr gibt es in 
den genannten Gruppen von ei-
ner Mehrheit der Befragten ein 
deutliches Interesse an einem 
Miteinander.

Zudem wollen die meisten Be-
fragten an ihrem Wohnort le-
ben bleiben, wenn die Bedin-
gungen dafür stimmen. Dies gilt 
ganz besonders für junge Men-
schen, die aber oft befürchten, 
nicht bleiben zu können.

Innovative Projekte

Da Heimat nicht nur live vor 
Ort gelebt und erlebt wird, ist es 
Minister Füracker auch ein gro-
ßes Anliegen, innovative und 
fachübergreifende Heimatpro-
jekte mit Schwerpunkt Digitali-
sierung zu unterstützen. Aktuell 
erhalten der Landkreis Wunsie-
del im Fichtelgebirge und der 
Landkreis Hof für digitale Hei-
matprojekte jeweils 300.000 Eu-
ro aus der Heimat-Digital-Regio-
nal-Förderrichtlinie.

„Die Energie- & Macher-Re-
gion Fichtelgebirge“, eine auf 
wirtschaftliche Akteure zuge-
schnittene Image- und Informa-
tionskampagne mit digitalem 
Tool, soll das Image des Fich-
telgebirges als „Macherregion“ 
manifestieren, d.h. Potenziale 
und Möglichkeiten der Region 
in Bezug auf Innovation, Wirt-
schaftskraft und den „Wunsied-
ler Weg“ der Energiewende 
aufzeigen. Durch neue digita-
le Matching- und Kommunika-
tions-Funktionen sollen Unter-
nehmen aktiviert und vernetzt 
sowie neue Unternehmens-
kooperationen geschaffen wer-
den. Ziel ist es außerdem, Fach-
kräfte digital in regionale Unter-
nehmen zu vermitteln, für Zuzug 
zu werben und die heimische Ju-
gend zum Bleiben in der Region 
anzuspornen.

Innen- und  
Außenwahrnehmung

Das neue Projekt „Dein per-
fekter Tag im Hofer Land“ des 
Landkreises in Kooperation mit 
der Stadt Hof soll helfen, die In-
nen- und Außenwahrnehmung 
des Hofer Landes zu optimie-
ren. Mithilfe eines speziell pro-
grammierten Konfigurators sol-
len maßgeschneiderte Ausflüge 
für die unterschiedlichsten Ziel-
gruppen im Hofer Land zusam-
mengestellt werden. Das Tool 
„Dein perfekter Tag im Hofer 
Land“ wird künftig auf der Web-
site https://www.hofer-land.
bayern/ zu finden sein. Es infor-
miert tagesaktuell über Ange-
bote der Region aus den Berei-
chen Freizeit, Natur und Kultur 
und gibt auch einen Überblick 
über Eintrittspreise, Öffnungs-
zeiten, spezielle Veranstaltun-
gen und vieles mehr. Durch die 
Eingabe ausgewählter persön-
licher Daten sowie der Definiti-
on von Zielgruppen erhält jeder 
Interessierte mittels „lernender 
Algorithmen“ ein individuell auf 
ihn zugeschnittenes Tagespro-
gramm. So lässt sich das Hofer 
Land völlig neu entdecken. Be-
reits seit 2019 begünstigt das 
bayerische Heimatministerium 
sowohl Heimatprojekte mit 
Schwerpunkt Digitalisierung als 
auch Projekte zur Stärkung re-
gionaler Identität in Bayern. 

Beide Förderungen wurden zur 
Heimat-Digital-Regional-Förder-
richtlinie fortentwickelt. Bislang 
wurden insgesamt 53 Projekte 
mit rund 15 Millionen Euro un-
terstützt.

Förderrichtlinien

Die Förderung richtet sich ins-
besondere an Bezirke, Landkrei-
se und kreisfreie Städte sowie 

an Vereine und Stiftungen. Auch 
kleinere digitale Heimatprojekte 
von Vereinen, Stiftungen, steu-
erbegünstigten Unternehmer-
gesellschaften und Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung, 
die ebenso einen wertvollen 
Beitrag zur Gestaltung der Hei-
mat leisten, können von der För-
derung profitieren. Die maxima-
le Förderung pro Projekt beträgt 
300.000 Euro bei Fördersätzen 
von bis zu 90 Prozent. Ausführ-
liche Informationen zu den För-
dermodalitäten der Heimat-Di-
gital-Regional-Förderrichtlinie 
(HDRFöR) unter www.regionen.
bayern.de   DK

Herbst-Justizministerkonferenz 2023:

Erfolgreiche bayerische 
Initiativen

Als erneut „wichtige rechtspolitische Ideenschmiede“ hat sich 
nach Auffassung von Bayerns Justizminister Georg Eisenreich, zu-
gleich Sprecher der unionsgeführten Länder, die jüngste Justiz-
ministerkonferenz in Berlin erwiesen. Im Zentrum standen der 
Kampf gegen Hass und Hetze, Maßnahmen gegen Jugendgewalt 
und die Herausforderungen der Digitalisierung.

Die Justizministerinnen und 
-minister befassten sich insbe-
sondere mit dem Schutz jüdi-
schen Lebens in Deutschland 
und der Welt. Der Botschafter 
des Staates Israel, Ron Prosor, 
und der Präsident des Zentral-
rats der Juden in Deutschland, 
Dr. Josef Schuster, waren am 
Rande der Konferenz zu Gast. 
Einstimmig verurteilten die Mi-
nister die Gewalttaten des an-
tisemitischen Terrors der Ha-
mas gegen Israel und sendeten 
mittels einer Resolution ein kla-
res Signal, dass antisemitische 
Straftaten in Deutschland kon-
sequent verfolgt werden.

Reformvorschläge  
aus dem Freistaat

Erneut brachte der Freistaat 
Bayern laut Eisenreich zahlrei-
che Reformvorschläge ein, die 
eine Mehrheit gefunden haben. 
So setzt sich die Justizminister-
konferenz auf Initiative Bayerns 
für eine konsequente Strafver-
folgung ein. Nach Jahren des 
Rückgangs nimmt die Gewaltkri-
minalität von Jugendlichen wie-
der zu, laut Polizeilicher Krimi-
nalstatistik deutschlandweit im 
Jahr 2022 um 11,9 Prozent ge-
genüber dem Jahr 2019, in Bay-
ern um 17,1 Prozent.

Bundesjustizminister Busch-
mann wird darum gebeten, eine 
Studie zu den Ursachen der ge-
stiegenen Kinder- und Jugendge-
walt in Auftrag zu geben und auf 
deren Grundlage zu prüfen, ob 
gesetzliche Änderungen erfor-
derlich sind. Eisenreich zufolge 
sollen durch Prävention einer-
seits und eine frühzeitige Inter-
vention andererseits Straftaten 
im Leben junger Menschen ver-
mieden werden. Ein großer Teil 
der schweren und wiederholten 
Taten werde durch eine kleine 
Gruppe von Intensivtätern und 
aus Gruppen heraus verübt. Ju-
gendliche Intensivtäter müssten 
frühzeitig gestoppt werden.

„Keine Straftaten im Namen 
des Klimaschutzes!“ lautet eine 
weitere Forderung Eisenreichs. 
Zwar sei der Kampf gegen den 
Klimawandel ein existenzielles 
Thema für die Menschheit, je-
doch könnten Straftaten im Na-
men des Klimaschutzes nicht 
hingenommen werden. Das 
Strafrecht biete grundsätzlich 
bereits ausreichende Möglich-
keiten zur Ahndung von Strafta-
ten bei Störaktionen.

Gleichzeitig ist auch der 
Schutz von Unbeteiligten, die 
zum Beispiel bei Störungen des 
Betriebs von Flughäfen oder 
der Behinderung von Rettungs-
fahrzeugen erheblich betroffen 
und gefährdet sein können, ein 
wichtiges Anliegen des bayeri-
schen Justizministers: „Ein klei-
ner Teil der Letzten Generation 
gefährdet die Gesundheit und 
das Leben anderer Menschen. 

Hier ist in besonderem Maße ei-
ne klare und eindeutige Reaktion 
des Rechtsstaats notwendig, die 
dem Unrecht dieser Taten, die 
oft durch besondere Rücksichts-
losigkeit geprägt sind, gerecht 
wird.“ Auf Initiative Bayerns und 
mit Unterstützung Baden-Würt-
tembergs sowie Brandenburgs, 
Berlins, Hessens und Schles-
wig-Holsteins fordert die Justiz-
ministerkonferenz den Bund auf, 
zu prüfen, ob die bestehenden 
Strafrahmen dem Unrecht in die-
sen Fällen gerecht werden.

Auf Initiative Bayerns und 
Hamburgs verlangt die Justiz-
ministerkonferenz zudem einen 
besseren Schutz vor heimlicher 
Überwachung von Personen 
durch Bluetooth-Tracker und 
Peilsender. Zuletzt waren Fäl-
le bekannt geworden, in denen 
Stalker sogenannte AirTags ein-
setzten, um ihre Opfer auszuspi-
onieren. Wie Eisenreich erläu-
terte, habe sich Bayern bereits 
erfolgreich für eine Verschär-
fung des Stalking-Paragrafen 
eingesetzt. Tracker wie AirTags 
würden von den neuen Regelun-
gen aber weiter nicht rechtssi-
cher erfasst. Die Vorstellung, je-
derzeit beispielsweise durch den 
Ex-Partner aufgespürt werden 
zu können, könne gravierende 
seelische und körperliche Folgen 
bei Betroffenen auslösen.

Neue Gefahren durch KI

Kriminelle gehörten oftmals 
zu den Ersten, die neue tech-
nische Möglichkeiten für ihre 
Zwecke missbrauchen. Schon 
jetzt griffen sie zu generativer 
KI und setzten Deepfakes ein – 
täuschend echt wirkende Bilder, 
Stimmen oder Videos. Nach Ei-
senreichs Worten „stehen wir 
am Beginn eines neuen Zeital-
ters. Vieles ist noch gar nicht ab-
sehbar. Generative KI-Program-
me sind für jedermann verfüg-
bar, immer leichter zu bedienen 
und von immer besserer Quali-
tät. Das Strafrecht muss deshalb 
auf der Höhe der technologi-
schen Entwicklungen sein.“ Auf 
Initiative Bayerns wird das Bun-
desjustizministerium ersucht, 
Klarheit über den rechtspoliti-
schen Handlungsbedarf ange-
sichts des technologischen Fort-
schritts zu schaffen.

Stichwort Melde- und Lösch- 
pflicht bei strafbaren Inhalten im 
Internet: Am 17. Februar 2024 
erlangt das europäische Regel-
werk für Internet-Plattformen 
umfassende Geltung – der Digi-
tal Services Act (DSA). Die Bun-
desregierung hat inzwischen 
einen Entwurf für ein Digita-
le-Dienste-Gesetz vorgelegt, um 
den DSA in Deutschland umzu-
setzen. Danach soll das deut-
sche Netzwerkdurchsetzungs-
gesetz (NetzDG) vollständig auf-
gehoben werden.

Auf Initiative Bayerns wird 

Hiobsbotschaft für die Branche
Ministerin Kaniber zur Entscheidung der Bundesregierung  

zur Mehrwertsteuer in der Gastronomie
Bayerns Tourismusministerin Michaela Kaniber bezeichnet die 
Pläne der Bundesregierung, die Mehrwertsteuer für Speisen 
in der Gastronomie zum Anfang des Jahres 2024 wieder auf 19 
Prozent anzuheben, als Schlag ins Gesicht einer ganzen Branche: 
„Die Entscheidung der Ampelkoalition ist ein folgenschwerer 
Fehler. Er richtet sich gegen die tausenden Betriebe im Gastge-
werbe und ihre Millionen Beschäftigten, die jetzt um ihre Exis-
tenz bangen müssen. Wider besseres Wissen treibt man Betrie-
be in die Insolvenz und legt die Axt an unzähligen Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen an. Das ist wirtschaftspolitischer Irrsinn!“

Besonders besorgt zeigt sich die Ministerin auch über die ge-
sellschaftlichen Folgen des Beschlusses: „Es geht hier nicht nur 
um eine steuerpolitische Entscheidung. Es geht hier darum, ge-
sellschaftliche Teilhabe weiter zu ermöglichen. Essengehen darf 
nicht zum Luxus werden. Das Familienfest, der Stammtisch, der 
gemeinsame Abend mit Freunden – all das muss bezahlbar blei-
ben. Aber die Folgen sind noch viel weitreichender: Auch Metz-
ger, Bäcker, Landwirte und viele andere in der Ernährungsbran-
che werden das zu spüren bekommen. Ländlicher Raum und In-
nenstädte werden darunter leiden. Die Entscheidung der Bun-
desregierung ist dramatischer Beleg für eine kurzsichtige Politik.“

Dass Kanzler Scholz seiner Ankündigung, die Absenkung der 
Mehrwertsteuer beizubehalten, keine Taten hat folgen lasse, sei 
irritierend. Ministerin Kaniber: „Auf das Wort des Kanzlers ist in 
der Ampelregierung kein Verlass mehr. Einig ist man sich in der 
Ampel offensichtlich nur noch darin, wie man Vertrauen verspielt 
und der Wirtschaft weiter schadet.“  r

Buschmann aufgefordert, den 
Entwurf dringend in zwei Punk-
ten nachzubessern. Eisenreich 
zufolge bringt der DSA insge-
samt Fortschritte im Kampf ge-
gen Hasskriminalität. Beim 
Melden und Löschen straf-
barer Inhalte drohten jedoch 
Schutzlücken, die der Bundes-
justizminister so weit wie mög-
lich beseitigen muss. Mit dem 
Krieg in Israel habe der Antise-
mitismus in Deutschland neuen 
gefährlichen Nährboden erhal-
ten. Deshalb sei es höchste Zeit, 
die Plattformbetreiber noch 
stärker in die Pflicht zu nehmen.

„Mehr Rechtssicherheit bei 
der Modernisierung von urhe-
berrechtlich geschützten Ge-
bäuden“ lautet ein weiterer Ap-
pell. Nicht nur Gemälde oder 
Musikstücke, auch Bauwer-
ke können urheberrechtlichen 
Schutz genießen. Bei solchen 
„Werken der Baukunst“ drohen 
immer wieder rechtliche Strei-
tigkeiten oder kostspielige Bau-
verzögerungen. Grund: Wer 
ein solches Gebäude umbau-
en möchte, muss zuvor die Zu-
stimmung des Architekten oder 
von dessen Erben einholen, um 
rechtlich auf der sicheren Sei-
te zu sein. Das Urheberrecht er-
lischt erst 70 Jahre nach dem 
Tod des Architekten.

Laut Eisenreich dienen Häu-
ser einem Gebrauchszweck und 
müssen wandelnden Bedürf-
nissen angepasst werden kön-
nen. Deshalb hat die Justizmi-
nisterkonferenz vor drei Jah-
ren auf Initiative Bayerns eine 
Arbeitsgruppe zu dem Thema 
eingesetzt. In ihrem Abschluss-
bericht empfiehlt sie mehrere 
Änderungen im Urheberrecht, 
um mehr Rechtssicherheit bei 
der Modernisierung von urhe-
berrechtlich geschützten Ge-
bäuden zu schaffen. Änderun-
gen zur Verwirklichung des Ge-
brauchszwecks sollen demnach 
in der Regel zulässig sein, rein 
ästhetische Änderungen dage-
gen nicht. Der Bundesjustizmi-
nister wird gebeten, die Emp-
fehlungen der Arbeitsgruppe 
umzusetzen.  DK

Neue Tierheim- 
Förderrichtlinie

Die Förderung von Tierheimen 
in Bayern wird deutlich erwei-
tert. Jetzt treten die entspre-
chenden Änderungen der Neu-
auflage der bayerischen Tier-
heim-Förderrichtlinie in Kraft.

Laut Bayerns Umweltminister 
Thorsten Glauber stehen in die-
sem Jahr rund 2 Millionen Euro 
für die Tierheim-Förderung be-
reit. „Das bedeutet mehr Geld, 
weniger Bürokratie und ei-
nen echten Mehrwert für den 
Tierschutz“, so der Minister. Er 
dankte den Menschen vor Ort, 
die sich in Bayern mit großem 
Einsatz für den Tierschutz enga-
gieren.

Der Freistaat gibt Zuschüsse 
für Bau- und Sanierungsvorha-
ben sowie Ausrüstung und Aus-
stattung von Tierheimen ebenso 
wie zur Vermittlung von Heim-
tieren an Privathaushalte und 
Vorhaben zur Eindämmung der 
Anzahl herrenloser Hauskatzen.
Mit der neuen Tierheim-För-
derrichtlinie wurden die För-
dermöglichkeiten deutlich er-
weitert und vereinfacht. Bei-
spielsweise sind Bau- und Sa-
nierungsarbeiten künftig auch 
dann förderfähig, wenn sie nur 
mittelbar zur Verbesserung der 
Unterbringung von Heimtieren 
dienen. Dadurch können auch 
Bau- und Sanierungsarbeiten 
von Lager- und Waschräumen 
bezuschusst werden. Zudem 
sind nun auch Neu- und Anbau-
ten von Tierheimen förderfähig.  
Auch die Fördermöglichkeiten 
von Ausgaben für Ausrüstung 
und Ausstattung von Tierhei-
men wurden aufgenommen, so 
dass größere Geräte wie Wasch-
maschinen oder Geschirrspü-
ler und Ausstattungen für Qua-
rantäne- und Krankenstationen 
gefördert werden können.

Die Richtlinie sowie Antrags-
unterlagen werden auf der 
Homepage der Regierung von 
Oberfranken zur Verfügung ge-
stellt, verfügbar über folgen-
dem Link www.stmuv.bayern.
de/tierheimfoerderung.htm   r

https://gemeindezeitung.webex.com/weblink/register/rf29dd374cdccd9f69cc685bc739b9688
https://www.hofer-land.bayern/
https://www.hofer-land.bayern/
http://www.regionen.bayern.de
http://www.regionen.bayern.de
http://www.stmuv.bayern.de/tierheimfoerderung.htm
http://www.stmuv.bayern.de/tierheimfoerderung.htm
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der perfide Terroranschlag 
der Hamas auf Israel erschüt-
tert uns. Und während wir 
abends fassungslos vor der Ta-
gesschau sitzen und den neus-
ten Meldungen aus Nahost 
lauschen, bestürzt die aktuel-
len Push-Nachrichten auf dem 
Handy checken und die Bilder,  
die uns über die sozialen Me- 
dien erreichen schier nicht mehr  
aushalten, schlägt der geopoli-
tische Konflikt in der Mitte un-
serer Stadtgesellschaft auf.

In meiner Stadt haben die Hälfte der Bürge-
rinnen und Bürger eine Zuwanderungsgeschich-
te. Nicht Köln, nicht Berlin, sondern Augsburg 
hat eine so bunte Stadtgesellschaft, wie sonst 
nur wenig deutsche Städte. Wir haben gemein-
sam über viele Jahrzehnte gelernt, miteinander 
gut zu leben. Und doch bin ich nicht naiv. Schon 

vor dem 7. Oktober haben mir Schülerinnen und 
Schüler über Diskriminierung und Rassismus auf 
dem Schulhof berichtet. Schon vor dem 7. Okto-
ber gab es gläubige Menschen, die sich ungern 
mit Hijab oder Kippa im öffentlichen Raum zeig-
ten. Schon vor dem 7. Oktober warnte die israe- 
litische Kultusgemeinde vor verstärkten antise-
mitischen Aktivitäten. Doch seit dem 7. Oktober 
liegt das Thema offen auf dem Tisch. Die aus-
drücklich bekundete Solidarität mit Israel wird 
in Teilen der Stadtgesellschaft offen abgelehnt,  
Jüdinnen und Juden erzählen mir von ihrer 
Angst, islamische Gemeindemitglieder befürch-
ten in einen Topf mit der Hamas gesteckt zu wer-
den und über allem schwebt die Frage: Wie kön-
nen wir hier in Augsburg weiterhin miteinander 
gut in Frieden leben?

Die gute Nachricht vorneweg: Wir haben in 
den vergangenen Jahren und Jahrzehnten viele 

Projekte und Initiativen aufge-
setzt, die sich der Prävention 
von gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit widmen. 
Auf diese Netzwerke, Erfah-
rungen und Ergebnisse können 
wir nun zurückgreifen. Die Her- 
ausforderung besteht nun dar- 
in, dass es mit Projekten und 
wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen nicht getan ist. Wir müs-
sen ins konkrete, aktive, ziel-
gerichtete und vor allem zügig 
beginnende Tun kommen. Wir 
haben in Augsburg deswegen 
eine Arbeitsgruppe aus ver-
schiedenen Dienststellen ins-

talliert. Der Arbeitsauftrag lautet: Erarbeitung 
eines städtischen milieuübergreifenden Pro-
gramms zur Prävention und Bekämpfung grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit.

Gleichzeitig stelle ich mir aber die Frage: War-
um schweigen so viele? Im vergangenen Jahr, als 
Russland die Ukraine völkerrechtswidrig überfal-
len hat, gingen in Berlin 100.000 Menschen aus 
Solidarität mit den Ukrainerinnen und Ukrainern 
auf die Straße. In diesem Jahr, als zu einer So-
lidaritätskundgebung für Israel aufgerufen wur-
de, kam nach offiziellen Angaben gerade mal ein 
Zehntel vor dem Brandenburger Tor zusammen. 
Nur 10.000 Menschen, die sich an diesem Tag 
offen zu Israel bekannt haben. Nur 10.000 Men-
schen, die im Angesicht unserer Geschichte die 
aktuellen Entwicklungen auch in unserem Land 
für demonstrationswürdig hielten. 

Die schweigende Mehrheit in unserem Land 
beschämt mich. Aber ich bin davon überzeugt, 
dass die allermeisten Menschen in unserer Stadt 
hier gemeinsam in Frieden leben wollen. Um 
diese anzusprechen und abzuholen haben wir 
mit „Wir alle sind Augsburg“ ein Kommunika- 
tionsdach geschaffen, das ein Wir-Gefühl in der 
Stadt erzeugen soll und somit niederschwellig ei-
nen Beitrag zum Stadtfrieden leisten kann, oh-
ne sich im aktuellen Nahost-Konflikt auf eine Sei-
te schlagen zu müssen, sondern die eigene Stadt 
im Blick zu haben. Vielleicht eine Idee, die auch 
in anderen Städten Fuß fassen kann. Denn wir al-
le sind gefragt. „Nie wieder“ ist jetzt!

GZ KOLUMNE
Eva Weber

Wir alle sind gefragt! 
Denn „nie wieder“ 

ist jetzt!

Liebe Leserinnen
und Leser,

23. November 2023

Ihre Eva Weber
Stv. Landesvorsitzende der KPV Bayern
Oberbürgermeisterin der Stadt Augsburg

Bayerischer Tourismustag 2023:

Geglückter Neustart
Neue Tourismusministerin Michaela Kaniber  

unterstreicht die Bedeutung der Branche
Eine positive Bilanz des vergangenen Sommers zog die neue Tou-
rismusministerin Michaela Kaniber bei der Eröffnung des Bay-
erischen Tourismustags 2023. Von Juni bis August 2023 besuch-
ten ihren Angaben zufolge 12,8 Millionen Gäste den Freistaat und 
sorgten für 33,8 Millionen Übernachtungen. Damit wurde bei den 
Gästeankünften das Niveau des Vorjahrs mit einem Plus von rund 
4,4 Prozent deutlich übertroffen und ungefähr das Vor-Corona-Ni-
veau von 2019 erreicht (-0,16 Prozent). Im Jahr 2022 betrug die 
Gesamtwirtschaftsleistung der Tourismusbranche in Bayern 47,5 
Mrd. Euro und sicherte damit fast 600.000 Arbeitsplätze.

Die Ministerin zeigte sich 
überzeugt, dass sich die gute Bi-
lanz mit Blick auf die Wintersai-
son fortsetzen werde: „Die Zu-
versicht überwiegt. Ich denke, 
wir können optimistisch auf die 
Herbst-Winter-Saison blicken. 
Unsere Destinationen warten 
mit einem vielfältigen Ange-
bot für jeden Geldbeutel auf. 
Sie sind im nationalen und in-
ternationalen Wettbewerb her-
vorragend aufgestellt. Bayern 
und seine Regionen punkten mit 
Authentizität, Regionalität und 
Herzlichkeit.“ Die Ministerin 
sieht Möglichkeiten die Digitali-
sierung weiter voranzutreiben: 
„Die Menschen müssen wissen, 
ob es sich lohne z.B. nach Neu-
schwanstein zu fahren oder ob 
es schon zu voll ist.“ Auch beim 
Thema Fachkräftemangel in 
der Tourismus- und Gastrono-
miebranche sieht sie Kreativi-
tät gefragt: „Die Jammerei muss 
aufhören. Wir brauchen schnel-
le Visa-Verfahren und in Bezug 
auf Arbeitszeiten eine praktika-
ble Lösung.“

Bedeutende Leitökonomie

Die neue Zuständigkeit ist für 
Kaniber eine folgerichtige Ent-
scheidung. Denn als eine der 
bedeutendsten Leitökonomien 
schaffe der Tourismus Beschäfti-
gung und Wohlstand in vielen Re-
gionen Bayerns, gerade auch im 
ländlichen Raum. „Die Branche 
ist daher in unserem Ministerium 
bestens aufgehoben. Wir hatten 
schon in der Vergangenheit en-
ge Berührungspunkte. Jetzt kom-
men viele neue Themen hinzu. 
Die bayerische Tourismuspoli-
tik kommt damit künftig aus ei-
ner Hand. So können wir Syner-
gien nutzen, um den Tourismus 
in Bayern sowie seine Destinati-
onen zu stärken und zukunftsfest 
aufzustellen“, sagte Michaela Ka-
niber über den neuen Zuschnitt 
ihres Ministeriums. Um die öko-
nomische und gesellschaftliche 
Bedeutung des Tourismus zu un-
terstreichen, sei er auch in den 
Namen des Ministeriums aufge-
nommen worden. „Diese wichti-
ge Branche und ihre Akteure ha-
ben diese Aufwertung und Sicht-
barkeit verdient!“, so Kaniber.

Wertschöpfung vor Ort

Für Barbara Radomski, Ge-
schäftsführerin der Bayern Tou-
rismus Marketing GmbH, ist es 
ein gutes Zeichen, dass das Mi-
nisterium „Tourismus“ nun auch 
im Namen trägt: „Der Touris-
mus bringt Bayern große Mög-
lichkeiten. Er schafft Arbeitsplät-
ze, sorgt für lokale Wertschöp-
fung und Infrastruktur. Er erhält 
die Natur und verbessert nach-
weislich die Lebensqualität der 
Einheimischen. Tourismusorte 
haben mehr Restaurants und 
Freizeitangebote, eine bessere 
ÖPNV-Anbindung und eine gute 
Struktur in der Nah- sowie Ge-
sundheitsversorgung. Eine Inves-
tition in den Tourismus ist eine 
Investition in die Bevölkerung.“

Dr. Michael Braun, Vorstand 
des Tourismusverbands Ostbay-
ern, sprach die Herausforderun-
gen der bayerischen Heilbäder 
an. Diese Einrichtungen wurden 
doppelt getroffen. Erst von Co-
rona und dann von der Energie-
krise. 2019 sei zwar noch nicht 
wieder erreicht, so der Exper-

te. Da aber 20 bis 25 Prozent al-
ler Übernachtungen in den Heil- 
und Thermalbädern stattfin-
den, lohne sich das Anstoßen ei-
nes Transformationsprozesses, 

führerin des Tourismusverbands 
Franken, fasst die Entwicklung 
des Tourismus in Franken mit 
einem einzigen Wort zusam-
men: „Prima!“. Es konnten fast 
500.000 Übernachtungen mehr 
als 2019 verzeichnet werden 
und auch die Aufenthaltsdauer 
hat sich verlängert.

Dem Tourismus, so die Minis-
terin, komme in der neuen Legis-
laturperiode eine besondere Be-
deutung zu: „Der Koalitionsver-
trag ist ein klares Bekenntnis zu 
einem starken Tourismus in Bay-
ern. Künftig wird es in der Touris-
muspolitik noch stärker darum 
gehen, die Bedürfnisse von Gäs-
ten, Einheimischen und Betrie-
ben in Einklang zu bringen. Ein 
nachhaltiger Tourismus steigert 
die Attraktivität einer Destina-
tion, trägt zur wirtschaftlichen 
Vielfalt bei und festigt die Iden-
tifikation der Menschen mit ih-
rer Heimat. Wir werden deshalb 
den Tourismus und das Gastge-
werbe als Garanten für Gast-
freundschaft und Lebensfreude 
weiter nach Kräften stärken.“

Sieben Prozent für Gastro 
müssen bleiben

Gegenüber der Ampel-Koa-
lition in Berlin formulierte Ka-
niber eine klare Forderung: „Es 
muss bei der siebenprozentigen 
Mehrwertsteuer auf Speisen in 
der Gastronomie bleiben. Denn 
die Lage ist nach wie vor her-
ausfordernd. Die Betriebe lei-
den ebenso wie ihre Gäste un-
ter den weiter steigenden Kos-
ten. Der Staat darf jetzt nicht 
zum zusätzlichen Kostentreiber 
werden. Mit der ganzen Familie 
essen gehen muss auch künftig 
noch bezahlbar bleiben. Unsere 
Wirtshäuser sind Kulturgut und 
wichtiger sozialer Treffpunkt. 
Sie machen Bayern lebens- und 
liebenswert. Wir müssen sie för-
dern und dürfen sie nicht be-
strafen! Deshalb sage ich der 
Branche meine uneingeschränk-
te Unterstützung für einen Er-
halt der abgesenkten Mehr-
wertsteuer zu.“ Als einer ihrer 
ersten Amtshandlungen in die-
sem Bereich hat sie gleich letz-
te Woche ein entsprechendes 
Schreiben an die Bundesminis-
ter Robert Habeck und Christian 
Lindner geschickt.  CH

Staatsministerin Michaela Kaniber.
 Bild: Judith Schmidhuber, StMELFT
denn „Heilbäder ermöglichen 
Ganzjahrestourismus.“

Bernhard Joachim, Geschäfts-
führer des Tourismusverbands 
Allgäu/Bayerisch-Schwaben 
und Oswald Pehel, Geschäfts-
führer von Tourismus Oberbay-
ern München repräsentierten 
die „Südschiene“ und freuen 
sich auf den Winter. Beide sind 
zuversichtlich, dass es genug 
Schnee geben wird. Beide be-
richten, dass der Verkauf für Sai-
sonkarten überdurchschnittlich 
gut angelaufen ist: „Wir sind mit 
der Entwicklung sehr zufrieden“, 
so Joachim und Pehel ergänzt: 
„Aber wir haben früh angefan-
gen, nicht nur auf Alpinski zu 
setzen.“ Trotzdem seien Investi-
tionen in Beschneiungsanlagen 
und Förderprogramm für Seil-
bahnen sinnvoll und richtig.

Angelika Schäffer, Geschäfts-

Kulturpreis Bayern
Vielfalt, ernste und unterhaltende Töne und vor allem hohe Wert-
schätzung für die Menschen in Kunst und Wissenschaft prägten 
die Verleihung des diesjährigen Bayerischen Kulturpreises in den 
Münchener Eisbach Studios. In Kooperation mit dem Bayerischen 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst zeichnet die Bay-
ernwerk AG seit 2005 jedes Jahr Künstler und Wissenschaftler mit 
dem Preis aus.

Er soll herausragende Leis-
tungen von Künstlerinnen und 
Künstlern, Kulturschaffenden 
und jungen Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern würdigen, 
die mit ihrem Wirken die Kultur 
und Wissenschaft Bayerns berei-
chern. Neben den von einer Fach-
jury ausgewählten Kunstpreis-
trägerinnen und -preisträgern 
werden Doktorandinnen und 
Doktoranden sowie Absolventin-
nen und Absolventen der baye- 
rischen Kunsthochschulen, Uni-
versitäten und Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften 
ausgezeichnet. 

Würdigung und Dank

„Der Kulturpreis Bayern öff-
net uns immer wieder die Au-
gen, wie reichhaltig uns Künst-
lerinnen und Künstler mit ihrem 
Wirken beschenken. Und das je-
den Tag. Sie sind da, wenn wir 
Unterhaltung suchen. Sie mah-
nen uns, achtsam zu sein. Sie 
stehen für Offenheit. Sie brin-
gen uns zum Nachdenken, zei-
gen uns den Ernst des Lebens. 
Sie bringen uns zum Lachen. Sie 
erhalten Kunst und entwickeln 
sie weiter. Die Aufzählung könn-
te man ewig fortführen. Kunst 
macht unsere Gesellschaft le-
bendig. Vor dieser Leistung ha-

ben wir großen Respekt. Der 
Kulturpreis Bayern ist eine Wür-
digung und ein Dank dafür glei-
chermaßen“, betonte Dr. Egon 
Leo Westphal, Vorstandsvorsit-
zender der Bayernwerk AG.

Bereicherung und Inspiration

Bayerns Kunst- und Wissen-
schaftsminister Markus Blume 
versicherte: „Bayern ist stolz auf 
seine kulturelle Vielfalt und auf 
die Künstlerinnen und Künstler, 
die sie gestalten. Ihre Werke sind 
Bereicherung, Inspiration und 
Anstoß zum Nachdenken. Die 
Preisträgerinnen und Preisträger 
sind Botschafter unseres Frei-
staats, der so facettenreich und 
einzigartig ist wie seine Künstle-
rinnen und Künstler. In der Mu-
sik, Literatur, bildenden und dar-
stellenden Kunst erblüht die kul-
turelle Seele Bayerns in all ihrer 
Pracht. Herzlichen Dank!“

Adidal Abou-Chamat setzt 
sich als deutsch-syrische Künst-
lerin in ihren Fotoarbeiten, groß-
formatigen Rauminstallationen, 
Skulpturen/Objekten sowie Vi-
deoarbeiten mit kultureller Iden-
tität, Postkolonialismus, Migrati-
on, Rassismus und Genderfra-
gen, sowie den psychischen Aus-
wirkungen von Krieg und Gewalt 
künstlerisch auseinander. 

Sparte Musik

Ein würdiger Preisträger ist 
der Chefdirigent der Bamberger 
Symphoniker Jakub Hrůša. Er ist 
zudem regelmäßig zu Gast bei 
den bedeutendsten Orchestern 
der Welt und Erster Gastdirigent 
bei der Tschechischen Philhar-
monie und der Accademia Nazi-
onale di Santa Cecilia in Rom. Ab 
September 2025 wird er Musik-
direktor des Royal Opera House 
in London. Bei den deutschen 
Opus Klassik-Preisen 2023 wur-
de Jakub Hrůša zum Dirigenten 
des Jahres gekürt.

Ein weiterer Preisträger soll-
te die Hip-Hop Band „dicht & 
ergreifend“ sein. Während der 
Festveranstaltung lehnten die 
drei Männer die Entgegennah-
me des Preises und des Preisgel-
des jedoch ab. Dass sie einen Ek-
lat suchen könnten, hätte man 
vielleicht schon im Vorfeld ah-
nen können, denn sie waren da-
für gelobt worden, dass sie „im 
Gewand brachialer Beats po-
litsatirische Lyriks verpacken“. 
Den großen Auftritt ließen sie 
sich nicht entgehen. Ihr Eklat 
war freilich von kurzer Dauer.

Falk spendet an Sternstunden

Die Autorin hat mit ihren in 
dem fiktiven Ort Niederkalten-
kirchen spielenden „Provinzkri-
mis“ den Dorfpolizisten Franz 
Eberhofer zum Leben erweckt 
und landete damit mehrmals in 
der Spiegel-Bestsellerliste. Das 
mit dem Kulturpreis Bayern ver-
bundene Preisgeld in Höhe von 
5.000 Euro spendet Rita Falk an 
Sternstunden e V  

Bildende Kunst / Engagement

Der Bildhauer und Bronzegie-
ßer Bruno Wank feiert als Künst-
ler große Erfolge. Gemeinsam 
mit seiner Frau Michaela schafft 

er jedoch auch eine Bühne für 
die nationale und internationa-
le Kunst und bereichert so die 
Kulturlandschaft. Beide gründe-
ten 2010 in einer alten Käsever-
packerei in Görisried die „Ver-
packereiGö“, eine Konzept-, In-
stallations- und Ausstellungs-
halle. Sie bietet nationalen und 
internationalen KünstlerInnen 
eine hilfreiche Plattform, um ih-
re Ideen auszuleben und Kunst-
werke auszustellen.

Sonderpreis für Hanitzsch

Der Münchner Karikaturist 
Dieter Hanitzsch erhielt den 
diesjährigen Sonderpreis des 
Kulturpreises Bayern. „Gut – 
besser – Dieter Hanitzsch: Mit 
spitzer Feder und viel Humor 
fängt Dieter Hanitzsch in seinen 
Karikaturen die Essenz bayeri-
scher Landespolitik ein“, beton-
te Kunstminister Markus Blu-
me bei der Preisverleihung. „Als 
zeichnender Journalist, über-
ragender bildlicher Kommen-
tator und Weltillustrator hat er 
sich in seiner bayerischen Hei-
mat und weit darüber hinaus ei-
nen Namen gemacht. Ich freue 
mich sehr, Dieter Hanitzsch als 
zugreistes bayerisches Original 
mit dem Sonderpreis des Kultur-
preises Bayern auszuzeichnen.“

Von Mensch zu Mensch

Der Kulturpreis Bayern wurde 
in diesem Jahr zum 19. Mal ver-
liehen. Er geht in seinen Wur-
zeln auf das Jahr 1959 zurück.  
Das Energieunternehmen Bay-
ernwerk schafft den Rahmen 
für die bayerische Kunst- und 
Wissenschaftsauszeichnung, 
die in enger Zusammenarbeit 
mit dem Bayerischen Staats-
ministerium für Wissenschaft 
und Kunst verliehen wird. „Der 
Kulturpreis Bayern zeigt jedes 
Jahr aufs Neue, welchen Bei-

trag Kunst und Wissenschaft für 
Mensch und Gesellschaft leis-
ten. Im Mittelpunkt aller Ar-
beiten stehen immer die Men-
schen. Mit großem Respekt vor 
dieser Leistung zeichnen wir je-
des Jahr Menschen aus Kunst 
und Wissenschaft aus, die mit 
ihrem Wirken unser Leben be-
reichern und verändern“, beton-
te Dr. Egon Leo Westphal, Vor-
standsvorsitzender der Bayern-
werk AG. Der Kulturpreis Bayern 
ist in der Sparte Kunst mit 5.000 
Euro und in der Sparte Wissen-
schaft mit 2.000 Euro dotiert.

Bereicherung der Kultur  
und Wissenschaft Bayerns

Der mit insgesamt 96.000 Eu-
ro dotierte Kulturpreis Bayern 
soll herausragende Leistungen 
von Künstlerinnen und Künst-
lern, Kulturschaffenden und jun- 
gen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern würdigen, 
die mit ihrem Wirken die Kultur 
und Wissenschaft Bayerns be-
reichern. In der gleichnamigen 
Sparte geht der Kulturpreis Bay-
ern an 33 Absolventinnen und 
Absolventen bayerischer Hoch-
schulen und Universitäten. Sie 
wurden jeweils von der Hoch-
schule, Universität oder Kunst-
hochschule ausgewählt, an der 
sie ihre Abschlussarbeit einge-
reicht haben.

„33 neue Sterne am bayeri-
schen Forschungshimmel: Die 
Preisträger beleben mit ihrem 
Ideenreichtum unseren Wissen-
schaftsstandort. Hier zeigt sich: 
Unsere Hochschulen sind Talent- 
und Innovationschmieden. Allen 
Absolventinnen und Absolven-
ten wünsche ich das Beste für ih-
ren Lebensweg. Machen Sie wei-
ter so – Sie sind die Zukunft unse-
res Landes“, rief der Bayerische 
Kunst- und Wissenschaftsminis-
ter Markus Blume den jungen Ta-
lenten zu.  r
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halb Europas möglich sind. Ge-
prüft werden soll, ob die Fest-
stellung des Schutzstatus von 
Geflüchteten unter Achtung 
der Genfer Flüchtlingskonventi-
on und der Europäischen Men-
schenrechtskonvention künftig 
auch in Transit- oder Drittstaa-
ten erfolgen kann.

Soziale Pullfaktoren  
reduzieren

In einer ersten Stellungnahme 
zu den Beschlüssen des Migra-
tionsgipfels betonte der Präsi-
dent des Bayerischen Landkreis-
tags, Landrat Thomas Karmasin, 
Fürstenfeldbruck: „Die Abschaf-
fung von Geldleistungen und die 
gleichzeitige Einführung eines 
Bezahlkartensystems für Sach-
leistungen für Asylbewerber 
sind ebenso wie die Senkung der 
Sozialleistungen durch eine Aus-
weitung der Unterstützung nach 
dem Asylbewerberleistungsge-
setz wichtig, um soziale Pullfak-
toren zu reduzieren. Außerdem 
wird der sogenannten verdeck-
ten Entwicklungshilfe durch 
Überweisungen in die Heimat-
länder der Garaus gemacht. 
Man hätte das Niveau der Sozi-
alleistungen aber verschärft an-
gehen müssen, indem man über 
die Höhe der Asylbewerberleis-
tungen an sich diskutiert hätte. 
Im europaweiten Vergleich sind 
wir zu großzügig“, konstatierte 
der Verbandspräsident.

Karmasin zufolge war der Frei-
staat Bayern bei der Asylunter-
bringung schon bisher ein ver-
lässlicher Partner der Kommu-
nen. Enttäuschend sei die kom-
plette Vernachlässigung der 

(Fortsetzung von Seite 1)
Verhandlungen um den kommu-
nalen Finanzausgleich an.

Generell wird aus seiner Sicht 
künftig in vielen Bereichen ein 
Umdenken erforderlich sein. 
Den Kommunen dürften nicht 
mehr laufend neue Aufgaben 
und Rechtsansprüche aufgebür-
det werden, ohne dass die voll-
ständige Übernahme der Sach- 
und Personalkosten gesichert 
ist. Außerdem sei dringend 
der Abbau bürokratischer Hür-
den erforderlich. Dies sei allein 
schon wegen des sich abzeich-
nenden Fachkräftemangels auch 
in den Kommunalverwaltun-
gen unerlässlich. Und schließlich 
werden die Entscheidungsträ-
ger gezwungen sein, sich künf-
tig verstärkt auf das Wesentli-
che zu fokussieren. Hier forderte 
der Präsident mehr Realitätssinn 
ein. Trotz guten Willens werde 
man den Kita-Ausbau und den 
Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung in der Grundschu-
le aufgrund fehlenden Perso-
nals nicht umsetzen können. Um 
spätere Enttäuschungen zu ver-
meiden, müsse man Farbe be-
kennen und dem Bürger gegen-
über ehrlich sein. Pannermayr 
wünschte sich einen neuen „Ge-
sellschaftsvertrag“, der kläre, 
was eine Gesellschaft wirklich 
dringend benötigt.

Nicht mehr im Einklang  
mit Verfassung  
und Gemeindeordnung

„Viele Kommunen sind am En-
de ihrer Möglichkeiten“, beton-
te auch Augsburgs Oberbürger-
meisterin Eva Weber. Zahlreiche 
gesamtgesellschaftliche Entwick- 
lungen stimmten nicht mit der 
Verteilung der kommunalen Auf- 
gaben überein, wie sie einst in 
der Bayerischen Verfassung und 
der Bayerischen Gemeindeord-
nung niedergelegt worden sei-
en. „Wir brauchen daher mehr 
staatliche Hilfe und praxisnahe 
Förderverfahren“, forderte die 
schwäbische Rathauschefin.

Rolle von Bund und Ländern bei 
der Unterbringung insgesamt. 
Schnelle Entlastung würden die 
Kommunen vor allem dadurch 
erfahren, wenn Flüchtlinge so 
lange in von Bund und Land ge-
schaffenen zentralen Einrich-
tungen verbleiben müssten, bis 
ihre Bleibeperspektive geklärt 
wäre. In der Fläche dürften nur 
solche mit erfolgreicher Pers-
pektive ankommen. Auch sei 
unter anderem offenbar „keine 
Einigung zum Schutz und zur Si-
cherung unserer Grenzen sowie 
zur Durchführung von Asylver-
fahren in Drittstaaten“ gefun-
den worden, stellte der Land-
kreistagschef fest.

Weitere Entscheidungen

„Die Beschlüsse der letzten 
Nacht sind ein Schritt in die rich-
tige Richtung. Sie waren längst 
überfällig und müssen nun 
schnell umgesetzt werden. Al-
lerdings werden sie allein nicht 
ausreichen, weitere Entschei-
dungen müssen folgen“, erklär-
te der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Straubings 
Oberbürgermeister Markus Pan-
nermayr. Die erhöhte finanzielle 
Unterstützung des Bundes müs-
se ungekürzt und ohne Verzöge-
rung durch den Freistaat für Ver-
sorgungsleistungen und Integra-
tionsmaßnahmen der Kommu-
nen bereitgestellt werden. Die 
gesetzliche Ausgestaltung der 
vereinbarten Kopfpauschale und 
das damit zusammenhängende 
atmende System seien gemein-
sam und zeitnah mit den kom-
munalen Spitzenverbänden zu 
erarbeiten 

Zudem müsse sich in der Pra-

xis zeigen, inwieweit die jetzt 
beschlossenen Maßnahmen tat-
sächlich greifen. Die Beschleuni-
gung der Asylverfahren sei nö-
tig, um Integrationsmaßnahmen 
für Bleibeberechtigte rechtzei-
tig einleiten zu können, etwa für 
Sprachkurse. Dies könne jedoch 
nur mit einer personellen Stär-
kung der Ausländerbehörden 
funktionieren. Bürokratieab-
bau, Digitalisierung und recht-
liche Vereinfachungen im Asyl-
verfahren seien für eine spür-
bare Beschleunigung unerläss-
lich. Ebenso schnell müssten 
Abschiebungen von ausreise-
pflichtigen Asylbewerbern voll-
zogen werden. Die angekündig-
ten Leistungsbeschränkungen 
und die Prüfung der Verlage-
rung der Asylverfahren in Her-
kunfts- oder Drittstaaten seien 
weitere wichtige Schritte hin zu 
einer regulierten Migration.

Schnelle Umsetzung

„Entscheidend kommt es dar- 
auf an, dass es jetzt zu einer 
schnellen Umsetzung der getrof-
fenen Vereinbarungen kommt. 
Dazu gehören die Beschleuni-
gung der Asylverfahren und die 
Ausweitung der Zeitspanne, bis 
Asylbewerber Bürgergeld bezie-
hen, von 18 auf 36 Monate. Dies 
kann die Kosten nach Schätzun-
gen um bis zu eine Milliarde Eu-
ro reduzieren“, hob der Präsi-
dent des Bayerischen Gemein-
detags, Dr. Uwe Brandl, hervor.

Die Bereitschaft des Bundes, 
7.500 Euro pro Jahr und Asyl-
bewerber zu bezahlen, ist laut 
Brandl eine deutliche Entlastung 
für die Kommunen. Man dür-
fe sich allerdings nicht der Illu-
sion hingeben, dass jetzt kurz-
fristig mit einem deutlichen 
Rückgang der Zuzugszahlen zu 
rechnen ist. Weitere Rückführ-
abkommen mit den Herkunfts-
ländern müssten auf den Weg 
gebracht werden. „Leider gab es 
keine Einigung, weitere sichere 
Herkunftsländer zu definieren. 
Das ist unverständlich und är-
gerlich“, mahnte der Gemeinde-
tagspräsident an.

Inzwischen hat der bayeri-
sche Ministerrat beschlossen, 
im Frühjahr 2024 ein bayern-
weites Bezahlkartensystem für 
Leistungsberechtigte nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 
einzuführen. Hiermit sollen Bar-
geldleistungen weitestgehend 
ersetzt werden. Die Bezahlkar-
te soll in allen ANKER-Zentren 
und auch in den Asylunterkünf-
ten der Anschlussunterbringung 
eingeführt werden, soweit dies 
nach den bundesrechtlichen 
Vorgaben möglich ist und Leis-
tungen nicht bereits als Sach-
leistungen erbracht werden. Mit 

Laut OB Dr. Christian Scharpf 
ist Ingolstadt bislang die einzige 
bayerische Großstadt, die kei-
ne Schulden aufweist. Jedoch 
habe sich die finanzielle Lage 
nun dramatisch zugespitzt. „Bis 
2027 müssen wir im städtischen 
Haushalt 100 Millionen Euro 
einsparen, gleichzeitig steigt un-
sere Verschuldung von Null auf 
einen deutlich dreistelligen Mil-
lionenbetrag. Ein Ausgleich un-
seres Verwaltungshaushaltes 
wird nur mit deutlichen und 
spürbaren Leistungseinschrän-
kungen möglich sein“, erläuter-
te Scharpf.

Neue Haushaltsplanung

„Im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten steuern wir mit aller 
Kraft gegen diese Entwicklung 
und planen unseren Haushalt 
drastisch neu“, fuhr der OB fort. 
Frühzeitig seien umfassende 
Maßnahmen getroffen und um-
gesetzt worden, um kommunale 
Aufgaben und Ausgaben zu sen-
ken und den Haushalt zu konso-
lidieren, zum Beispiel schmerzli-
che Null-Runden beim Personal 
sowie interne Budgetvorgaben. 
Die jüngsten Steuerschätzun-
gen und internen Berechnun-
gen zum Haushalt sowie zur Mit-
telfristplanung zeigten jedoch, 
dass diese Maßnahmen nicht 
ausreichen werden.

„Wenn Bund und Freistaat 
hier nicht durch eine dauerhaft 
tragfähige Finanzierungsstruk-
tur gegensteuern, werden die 
Kommunalhaushalte an die 
Wand fahren“, prognostizierte 
Scharpf: „Ausgeglichene Ver-
waltungshaushalte werden 
kaum noch möglich sein und 
die Spielräume der Kommunen 
werden immer weiter einge-
engt, bis nur noch Pflichtaufga-
ben verwaltet werden können. 
Es muss deshalb Schluss da-
mit sein, dass Bund und Länder 
den Kommunen immer noch 
mehr Aufgaben ohne ausrei-
chende Finanzierung aufbür-
den.“  DK

der Bezahlkarte können die Leis-
tungsberechtigen ähnlich einer 
„EC-Karte“ in Geschäften bezah-
len. Dabei wird die Nutzung je-
doch verschiedenen Einschrän-
kungen unterliegen. So sollen 
beispielsweise keine Überwei-
sungen oder online-Käufe mög-
lich sein, der Einsatzbereich 
kann bei Bedarf geografisch be-
schränkt oder bestimmte Händ-
lergruppen ausgeschlossen wer-
den. Barabhebungen sind auf 
das rechtlich gebotene Mini-
mum zu beschränken.

Nach Auffassung des Minis-
terrats bedarf es einer realis-
tischen Integrationsgrenze für 
Deutschland, die sich am Leis-
tungs- und Integrationsver-
mögen der Kommunen orien-
tiert. Dazu müsse auch eine 
kluge Weiterentwicklung des 
Verfassungsrechts geprüft wer-
den. Soweit möglich seien na-
tionale Asylverfahren künftig 
in Drittstaaten durchzuführen. 
Um Asylverfahren zu beschleu-
nigen, wird der Freistaat ei-
ne Bundesratsinitiative auf den 
Weg bringen. Dabei geht es vor 
allem darum, durch eine Aus-
weitung des Kreises „sicherer 
Herkunftsstaaten“ beispielswei-
se auf Algerien, Armenien, Indi-
en, Marokko und Tunesien den 
Rechtsschutz auf das Eilverfah-
ren zu konzentrieren. Denn Per-
sonen aus sicheren Herkunfts-
staaten können nach für sie er-
folglosem Abschluss des Eilver-
fahrens nach bereits geltender 
Rechtslage grundsätzlich abge-
schoben werden.

Bund in der Verantwortung

Der Bund steht laut Minister-
rat auch bei den Ergebnissen 
der Ministerpräsidentenkonfe-
renz in der Verantwortung. Dies 
gelte vor allem für die Weiter-
entwicklung des Ausländerzen- 
tralregisters zu einer bundes-
weiten zentralen Plattform aller 
im Migrationsbereich tätigen 
Behörden und Gerichte. Gleich-
zeitig werde Bayern die Digitali-
sierung der Ausländerbehörden 
im engen Schulterschluss mit 
den Kommunalen Spitzenver-
bänden weiter forcieren.

Ein Meilenstein dafür ist die 
Entscheidung der Staatsregie-
rung, die bayerischen Landkrei-
se und kreisfreien Städte mit ei-
ner einmaligen zweckgebunde-
nen Integrations-, Asyl- und Di-
gitalisierungspauschale in Höhe 
von 120 Millionen Euro zu un-
terstützen, wobei ein Anteil von 
mindestens 15 Prozent für Di-
gitalisierung zu verwenden ist. 
Gleichzeitig fließen neun Milli-
onen Euro in die Digitalisierung 
der staatlichen Ausländerbehör-
den   DK

Finanzieller Kollaps ...

Illegale Migration ... Fakten zur Asyl- und  
Flüchtlingsunterbringung

Die bayerischen Asylbewerberunterkünfte (ANKER und An-
schlussunterbringung) sind bei einer Gesamtkapazität von rund 
130.600 Plätzen zu 96,2 Prozent ausgelastet (Stand 6. November 
2023). Bereits zum Ende des dritten Quartals 2023 lag die Zahl 
der Asylerstanträge über den hohen Zahlen des Vorjahres. In 
den Monaten Januar bis Oktober 2023 wurden in Bayern 42.996 
Asylanträge gestellt, davon 40.145 Erstanträge. Für die Asylerst- 
anträge bedeutet dies eine Zunahme um 96,7 Prozent gegen-
über dem Vergleichszeitraum des Vorjahres.

Im Zeitraum 1. Januar bis 31. Oktober sind in diesem Jahr bun-
desweit die meisten Asylerstanträge durch Personen aus Syri-
en, der Türkei und Afghanistan gestellt worden. Bei türkischen 
Staatsangehörigen ist hier eine Steigerung um 200 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum zu verzeichnen. Betrachtet 
man die Zugänge der letzten Monate, die Dynamik weltweiter 
Krisenherde sowie die Entwicklungen der Zugänge im Mittel-
meerraum, wird es immer wahrscheinlicher, dass allein in Bay-
ern ein Zugang von 50.000 Personen im Bereich Asyl überschrit-
ten wird (bundesweit rund 380.000 Zugänge).

Bayern hat dieses Jahr bisher insgesamt 1.711 Rückführungen 
durchgeführt (Stand 30. September, inklusive Dublin-Rücküber-
stellungen). Im Ländervergleich der absoluten Rückführungs-
zahlen behauptet der Freistaat damit seinen zweiten Platz hin-
ter dem wesentlich bevölkerungsreicheren Nordrhein-Westfa-
len und deutlich vor dem – hinsichtlich der Zahl der Ausreise-
pflichtigen – vergleichbaren Baden-Württemberg. Außerdem 
erfolgten bis zum Stichtag 30. September aus Bayern rund 8.000 
freiwillige Ausreisen von abgelehnten Asylbewerbern, darunter 
1.342 geförderte freiwillige Ausreisen.  DK

Bayerns Gesundheitsministerin Gerlach und BKG: 

Bund muss Kliniksterben 
verhindern

Nötig sind sofortige Finanzhilfen der Bundesregierung  
für Krankenhäuser und Korrekturen an Reformplänen 

Bayerns Gesundheitsministerin Judith Gerlach und die Bayerische 
Krankenhausgesellschaft (BKG) drängen gemeinsam auf sofortige 
Finanzhilfen der Bundesregierung für die Krankenhäuser und auf 
Korrekturen an der Krankenhausreform. Gerlach betonte während 
eines Gesprächs mit der BKG-Vorsitzenden, Landrätin Tamara Bi-
schof, und BKG-Geschäftsführer Roland Engehausen sowie Stell-
vertreterin Christina Leinhos: „Bundesgesundheitsminister Lauter-
bach muss jetzt endlich handeln und verhindern, dass es wegen 
Finanzierungslücken und Liquiditätsengpässen bei den Betriebs-
kosten zu einem Kliniksterben kommt. Ohne Finanzhilfe des Bun-
des wird es aber genau dazu kommen.“

Bischof warnte: „Die Lage in 
den Kliniken und bei den Kran-
kenhausträgern spitzt sich im-
mer weiter zu. Die Frage nach 
Defizitausgleichen und Existenz-
sicherung beherrscht derzeit die 
Diskussionen, weil die Inflation 
in den regulären Erlösen bisher 
nicht berücksichtigt ist. Die gute 
Versorgungsstruktur in Bayern 
gerade im ländlichen Raum ist 
jetzt durch die Verweigerungs-
haltung im Bund akut gefähr-
det. Spätestens nach Auslaufen 
des Hilfsfonds für Energiehilfen 
Ende April 2024 droht ein Scher-
benhaufen. Dabei wäre es jetzt 
wichtig, dass sich die Kranken-
häuser auf die Zukunft vorberei-
ten können, was aber durch die 
prekäre Finanzsituation derzeit 
nicht möglich ist. Damit gefähr-
det der Bund seine eigenen Re-
formpläne. Wir werden dagegen 
weiter protestieren.“ 

Leistungsabbau  
über Insolvenzen

Engehausen erläuterte: „Be-
reits seit Jahren sind die Be-
triebskostenerlöse durch den 
Bund und Krankenkassen für ei-
ne stationäre Behandlung im in-
ternationalen Vergleich zu nied-
rig. Durch den fehlenden Infla-
tionsausgleich seit 2022 wird 
von Monat zu Monat der völlig 
ungesteuerte Leistungsabbau 
über Insolvenzen und Markt-
austritte immer deutlicher, weil 
sich die Krankenhausträger kei-
ne unbegrenzten Defizitaus-
gleiche leisten können. Der Irr-
weg einer kalten Strukturbe-
reinigung durch systematische 
Unterfinanzierung bei jeder ein-
zelnen Krankenhausbehandlung 
muss beendet werden. Die ge-
plante Krankenhausreform soll-
te dagegen bei den ambulan-
ten Behandlungsmöglichkeiten 
am Krankenhaus, einer digital 
unterstützten Patientensteue-
rung und bei der Bürokratiebe-
lastung nachgebessert werden, 
um Qualität und Wirtschaftlich-
keit in der Versorgung zukunfts-
sicher machen zu können. Dazu 
gehört auch eine auskömmliche 
Investitionsfinanzierung, die die 
neue Landesregierung im Koali-
tionsvertrag vereinbart hat. Da-
her muss jetzt auch der Bund 
bei den Betriebskostenerlösen 
handeln.“

Notprogramm

Die Ministerin kritisierte: 
„Es ist absolut unverantwort-
lich, dass von der Bundesregie-
rung die wirtschaftliche Lage der 
Krankenhäuser bis zum Eintreten 
der Krankenhausreform ausge-
blendet wird. Es braucht jetzt ein 
Notprogramm für die Kliniken 
sowie eine dauerhafte Anpas-
sung der Bundesregelungen zur 
Refinanzierung der Kostensteige-
rungen in den Krankenhäusern. 
Ich appelliere deshalb an den 
Bundesgesundheitsminister: Ge-
hen Sie die strukturellen Finanz-
defizite der Kliniken endlich an – 
nur dann kann die Krankenhaus-
reform auch gelingen.“

Gerlach ergänzte: „Die bis-
her angekündigten Maßnahmen 
von Lauterbach sind unzurei-
chend. Leidtragende sind nicht 
nur die Krankhausträger, son-

dern auch deren Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sowie die 
Patientinnen und Patienten. Das 
müssen wir vermeiden!“

Die Ministerin forderte zu-
dem erneut Korrekturen bei 
der geplanten Krankenhausre-
form. Sie betonte: „Klar ist: Ei-
ne Krankenhausreform wird ge-
braucht. Allerdings darf die sta-
tionäre Versorgung in der Fläche 
durch eine Reform nicht gefähr-
det werden. Denn wir brauchen 
eine hochwertige und flächen-
deckende medizinische Versor-
gung auch auf dem Land.“

Flächendeckende Versorgung 
sicherstellen

Gerlach ergänzte: „Wir als 
Länder benötigen bei der Zu-
weisung der geplanten Leis-
tungsgruppen an Krankenhaus-
standorte Beinfreiheit, um Ge-
fahren für die flächendeckende 
Versorgung im Einzelfall verhin-
dern zu können. Deshalb muss 
es in der Beurteilung der Län-
der verbleiben, wo und in wel-
cher Weise Ausnahmen von den 
Strukturanforderungen der Leis-
tungsgruppen gemacht wer-
den und in welchen Fällen die 
Strukturanforderungen auch in 
Kooperation unter verschiede-
nen Krankenhäusern erfüllbar 
sind. Schließlich sind auch sach-
gerechte Sonderregelungen für 
Fachkrankenhäuser unabding-
bar, damit die Expertise dieser 
spezialisierten Einrichtungen 
weiterhin für die Patientinnen 
und Patienten zur Verfügung 
stehen kann.“  r

20. Bundesweiter 
Vorlesetag

Scharf: „Lesen öffnet die Türen 
zu magischen Welten“

Bayerns Familienministerin Ul-
rike Scharf betonte anlässlich 
des bundesweiten Vorlesetags: 
„Lesen lässt uns in andere Wel-
ten fern unseres Alltags eintau-
chen. Neue Perspektiven wer-
den eröffnet, es regt die Phan-
tasie an, bildet und erweitert 
den Wortschatz. Es ist mir ein 
Herzensanliegen, bei unseren 
Kindern von klein auf die Be-
geisterung für Bücher und Ge-
schichten zu wecken und Lese-
kompetenzen zu stärken. Le-
sen ist für unsere Gesellschaft 
auch im digitalen Zeitalter un-
verzichtbar.“

Scharf las am Vorlesetag Kin-
dern in einer Grundschule vor. 
„Lesen und Vorlesen bringt uns 
zusammen. Bücher öffnen uns 
Türen zu magischen Welten, oft 
fernab des Alltags. Die gemein-
sam erlebten Geschichten verbin-
den uns in besonderer Weise.“

Das Kuratorium der Stiftung 
Lesen setzt sich dafür ein, das 
Thema Lesen in möglichst vie-
le Bereiche des Lebens zu inte- 
grieren und damit die Voraus-
setzung für bessere Bildungs-
chancen zu schaffen. Gemein-
sames Ziel ist es, dass alle Men-
schen lesen können und damit 
Zugang zu Bildung, Integration 
und beruflichem Erfolg haben.
Informationen zur Leseförde-
rung: www.lesen.bayern.de/
vorlesen/  r

http://www.lesen.bayern.de/vorlesen/
http://www.lesen.bayern.de/vorlesen/
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WIR FÖRDERN 
ENERGIESCHAFFEN 
UND ENERGIESPAREN
Bayerns Kommunen stehen vor großen Herausforderungen. Als Förderbank für Bayern 
fi nanzieren wir klassische kommunale Projekte genauso wie Investitionen in regenerative 
Energien und höhere Energieeffi  zienz. Gerne beraten wir Sie, wie Sie mit unseren zins-
günstigen Darlehen Ihre Region fi t für die Zukunft machen. Tel. 089 / 21 24 - 10 00
www.lfa.de
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ROBOTERARM 
ENERGIEEFFIZIENZKLASSE A

Bayerischer Ministerrat:

Kritik an Netzentwicklungsplan 
und Strompreispaket

Die Staatsregierung fordert den Bund zur Korrektur zentraler ener-
giepolitischer Weichenstellungen auf. Dazu zählen laut Wirtschafts-
minister Aiwanger unter anderem die Ignoranz der Bundesnetzagen-
tur gegenüber bayerischen Bedürfnissen beim Netzentwicklungsplan 
Strom sowie das Strompreispaket der Bundesregierung, das keine 
substanzielle Verbesserung vorzuweisen habe.

Zum Hintergrund: Die Bun-
desnetzagentur (BNetzA) hat 
am 8. September dieses Jah-
res die vorläufigen Prüfungs-
ergebnisse zum Netzentwick-
lungsplan (NEP) Strom 2023 – 
2037/2045 vorgelegt. Dieser 
blickt erstmals bis ins „Klima-
neutralitätsnetz“ und stellt da-
mit die Weichen für den Ausbau 
des Stromübertragungsnetzes 
bis 2045. In den Prüfungen der 
BNetzA werden die Planungen 
der Übertragungsnetzbetreiber 
im Wesentlichen bestätigt, je-
doch sieht die BNetzA Bedarf, 
zwei von den Übertragungs-
netzbetreibern vorgeschlagene 
HGÜ-Verbindungen von Nord-
deutschland nach Baden-Würt-
temberg bzw. Sachsen mit 4 Gi-
gawatt (GW) statt mit 2 GW zu 
planen. Weitere HGÜ-Kapazitä-
ten zur Anbindung Bayerns über 
die aktuell in Planung/Umset-
zung befindlichen Verbindun-
gen SuedLink und SuedOstLink 
sind nach Aiwangers Angaben 
weder im NEP noch in den Er-
gebnissen der Bundesnetzagen-
tur vorgesehen.

Bereits anlässlich des 1. Ent-
wurfs des Netzentwicklungs-
plans hatte der Freistaat Kritik an 
den Annahmen geäußert. Nach 
wie vor werden Aiwanger zu-
folge unrealistisch hohe Strom- 
importe aus Österreich zu Grun-
de gelegt und der Strombe-
darf der bayerischen Industrie 
und für die Wasserstofferzeu-
gung in Bayern unterschätzt. 
In der Konsequenz werde der 
Übertragungsbedarf von und 
nach Bayern im aktuellen NEP 

zu gering angesetzt. Die Staats-
regierung fordert daher wei-
terhin eine zusätzliche Hoch-
spannungs-Gleichstrom-Kabel-
verbindung (HGÜ) von Nord-
deutschland nach Bayern. Diese 
würde zu erwartende Engpäs-
se im Stromnetz wirksam redu-
zieren und sei auch volkswirt-
schaftlich vorteilhaft.

Verpasste Chance

Mit Blick auf das kürzlich vor-
gelegte Strompreispaket ver-
passt die Bundesregierung aus 
bayerischer Sicht die Chance 
zur substanziellen Entlastung 
bei den Stromkosten. Zwar wer-
de die Stromsteuer nun auch 
für das produzierende Gewer-
be und nicht nur für energiein-
tensive Unternehmen auf das 
europarechtliche Mindestmaß 
gesenkt, jedoch gingen Gastro- 
nomie, Handel und Vertrieb 
und auch alle Haushalte weiter-
hin leer aus, monierte Bayerns 
Energieminister.

Für die energieintensive In-
dustrie soll die bestehende 
Strompreiskompensation um 
fünf Jahre verlängert und der 
Selbstbehalt abgeschafft wer-
den. Eine Ausweitung der Liste 
der profitierenden Sektoren sei 
aber weiter nicht in Sicht. Da-
durch blieben Glas- und Kerami-
sche Industrie weiter außen vor. 
Auch reichten diese vom Bund 
vorgelegten Vorschläge für gro-
ße energieintensive Branchen 
wie die Chemie-Industrie nicht 
aus. Laut Aiwanger verlängern 
sie nur den Status-Quo und ver-

hindern einen noch höheren An-
stieg. Ein Zuschuss für die Über-
tragungsnetzentgelte in Höhe  
von 5,5 Mrd. Euro für 2024 sei 
zwar richtigerweise in dem Pa-
ket enthalten, doch reiche auch 
dies noch nicht aus. „Hier 
braucht es weitere Entlastungen 
bei den Netzentgelten.“

Wie der Minister weiter mit-
teilte, sei der Planungshorizont 
des Strompreispakets mit einer 
auf zwei Jahre gesicherten Finan-
zierung außerdem viel zu kurz, 
um nachhaltig Investitionsanrei-
ze in Deutschland und Bayern 
zu setzen. Um die Gefahr einer 
Deindustrialisierung des Stand-
orts Deutschland wirksam zu be-
kämpfen, brauche es „eine län-
gerfristige Planbarkeit für die 
Unternehmen und keine Wirt-
schaftspolitik nach Haushaltsla-
ge“. Die Staatsregierung setze 
sich daher weiterhin nachdrück-
lich für eine Senkung der Strom-
steuer für alle und die Einfüh-
rung eines zwar zeitlich befriste-
ten, aber dennoch längerfristigen 
Wirtschaftsstrompreises ein.

Erzeugung von 
Wasserstoff erleichtern

Mit einer Bundesratsinitiative  
will Bayern zudem die Erzeu-
gung von Wasserstoff erleich-
tern. Mit der Bundesratsinitia- 
tive, die gemeinsam mit den 
Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und Nieder- 
sachsen eingebracht wird, sollen 
bestehende Zulassungsverfahren 
für Elektrolyseure vereinfacht  
werden. Konkret will man errei 
chen, dass für Elektrolyseure mit 
einer elektrischen Nennleistung 
bis 5 Megawatt die immissions-
schutzrechtliche Genehmigungs-
bedürftigkeit entfällt. Damit wür-
de aus Sicht der Staatsregierung 
ein wichtiger Beitrag zur Entbü-

rokratisierung geleistet und für 
gewerbliche Betreiber ein erheb-
licher Investitionsanreiz geschaf-
fen. Gleichzeitig blieben eine um-
fassende Anlagensicherheit und 
hohe Umweltstandards gewahrt.

„Die Ausweitung der Erzeu-
gung von Wasserstoff und seine 
zunehmende Verwendung als 
chemischer Rohstoff und Ener-
gieträger ist für Bayern ein zen-
traler Baustein für das Gelingen 
der Energie- und Wärmewen-
de“, betonte Aiwanger. Wasser-
stoff könne mit Hilfe von Elek- 
trolyseuren aus regenerativem 
Strom von Photovoltaik- oder 
Windkraftanlagen hergestellt 
werden. Vor allem dezentrale 
Elektrolyseure seien dabei wich-
tig, um Wasserstoff verbrauchs-
nah vor Ort zu produzieren und 
nutzen zu können.

Geht es nach dem Minister, 
so sollen Elektrolyseure bei stei-
genden Anteilen an erneuerba-
ren Energieträgern in den kom-
menden Jahren einen wichti-
gen Beitrag zur Stabilisierung 
der Stromnetze leisten. Dabei 
habe die Wasserstofferzeugung 
durch Elektrolyse von Wasser 
wesentlich geringere Umwelt- 
auswirkungen als die Erzeugung 
in konventionellen Wasserstoff-
anlagen.

Um das für den Freistaat und 
die bayerische Wirtschaft wich-
tige Hochfahren der Wasser-
stoffwirtschaft schnell, effizient 
und praxistauglich zu gestalten, 
sind Änderungen des Bundes-
rechts erforderlich. Der Bund 
wird deshalb durch die Bundes-
ratsinitiative aufgefordert, sich 
im Rahmen der aktuellen Trilog- 
verhandlungen zur Industriee-
missionsrichtlinie der EU für 
entsprechend mögliche Geneh-
migungserleichterungen bei der 
Einstufung von Elektrolyseuren 
einzusetzen. DK

Ökologie und Wasserkraft 
an großen Gewässern

Experten diskutieren über Rahmenbedingungen und  
Best Practice-Beispiele für blühende Dämme und Deiche

Wie lassen sich Ökologie und Wasserkraft an großen Gewässern 
vereinen? Um diese Frage zu beantworten, wurde 2018 eine Dia-
log-Reihe ins Leben gerufen. Sie bildet einen wichtigen Baustein 
für die Umsetzung des Eckpunktepapiers „Nachhaltige Wasser-
kraftnutzung an staatlichen Gewässern in Bayern“, das die Bay-
erische Staatsregierung und die großen Wasserkraftbetreiber in 
Bayern 2008 vereinbart hatten. Vor kurzem fand im Rahmen die-
ser Dialog-Reihe bereits zum dritten Mal ein Workshop statt. 

VKU zum verabschiedeten Wärmeplanungsgesetz:

Sichere Finanzierung 
dringend notwendig

Der Deutsche Bundestag hat in zweiter und dritter Lesung das 
Wärmeplanungsgesetz (Gesetz für die Wärmeplanung und zur 
Dekarbonisierung der Wärmenetze – WPG) verabschiedet. Die 
Koalitionsfraktionen haben den Regierungsentwurf an entschei-
denden Stellen noch maßgeblich verbessert, so der Verband 
kommunaler Unternehmen (VKU). Doch Wermutstropfen blei-
ben: So bleiben etwa die Finanzierung der Wärmeplanung sowie 
auch die Förderung für den Aus- und Umbau der Fernwärme wei-
terhin unzureichend. Angesichts des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts appelliert der VKU, die Förderung der Fernwärme 
solide und auskömmlich zu finanzieren.

Dazu VKU-Hauptgeschäftsfüh- 
rer Ingbert Liebing: „Mit dem 
Wärmeplanungsgesetz bekommt 
die Wärmewende endlich ihr Fun-
dament. Künftig gilt der sinnvolle 
Grundsatz: erst die Wärmepläne 
und Netze, dann die Heizungen. 
Insbesondere die Fernwärme be-
kommt mit den Änderungsan-
trägen der Koalitionsfraktionen 
noch einmal kräftig Schub. Da-
von werden vor allem die Bür-
gerinnen und Bürger profitie-
ren, in deren Wohngegenden sich 
Fernwärme als die bestmögliche 
Wärmeversorgungsart bei der 
Wärmeplanung ihrer Kommune 
herauskristallisieren wird.“

Wichtige Änderungsanträge

Vor allem in vier Punkten sei-
en die Änderungsanträge der  
Koalitionsfraktionen für den Aus-  
und Umbau der Fernwärme wich-
tig, führte Liebing weiter aus: 
„Fernwärme wird zum überragen- 
den öffentlichen Interesse erklärt, 
und Beschränkungen bei der Nut-
zung von unvermeidbarer Ab-
wärme aus der Müllverbrennung  
werden zurückgenommen. Damit 

kann die Wärme, die bei der Müll-
verbrennung entsteht, ressour-
cen- und klimaschonend in vielen 
Kommunen für die Emissionsmin-
derung in den Wärmenetzen ein-
gesetzt werden. Dafür hatte sich 
der VKU stark gemacht.“

Mehr Technologieoffenheit

Zudem nehme die Koalition zu 
restriktive Vorgaben beim Einsatz 
von Biomasse in mittelgroßen 
Wärmenetzen zurück und be-
rücksichtige den Planungsvorlauf 
bei neuen Wärmenetzen, indem 
sie mehr Zeit gibt, um die Zielvor-
gabe von 65 Prozent Erneuerba-
ren bzw. unvermeidbarer Abwär-
me in neuen Wärmenetzen zu er-
reichen. Ähnlich wie beim GEG 
sorgten die Parlamentarier somit 
für mehr Pragmatismus und mehr 
Technologieoffenheit.

„Größter Wermutstropfen ist 
und bleibt aber leider die unzu-
reichende Finanzierung, die auch 
noch durch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur 
verfassungswidrigen Finanzierung 
des Klima- und Transformations-
fonds von der Haushaltssperre 

betroffen ist und ab sofort auf 
Eis liegt“, so Liebing: „Der beste 
Plan nützt wenig, wenn das Geld 
zur Umsetzung fehlt.“

Gerade die Wärmenetzbetrei-
ber benötigten Sicherheit bei der 
Finanzierung, weil Planung, Finan-
zierung und Bau von Infrastruk-
turprojekten der Daseinsvorsorge 
lange Vorlaufzeiten haben: „Was 
2030 stehen soll, wird jetzt ge-
plant und kalkuliert – und geht in 
der Regel nicht ohne Förderung.“

„Wir begrüßen zwar, dass die 
Bundesregierung im aktuellen 
Haushalt bis 2027 bereits 1 Mrd. 
Euro mehr für die Bundesförde-
rung für effiziente Wärmenetze 
(BEW) einplant. Dennoch brau-
chen wir eine Ausfinanzierung 
mit mindestens 3 Mrd. Euro pro 
Jahr bis 2035. Wer klare Ausbau-
ziele hat, muss auch für die Um-
setzung und deren Finanzierung 
sorgen“, machte der Hauptge-
schäftsführer deutlich.

Vollbremsung für 
den Fernwärmeausbau

Aus seiner Sicht bedeutet die 
Haushaltssperre im KTF für das 
Bundesprogramm BEW eine Voll- 
bremsung für den Fernwärme-
ausbau. Hier sei eine schnelle  
Lösung und sichere Finanzie-
rung nötig. „Wir appellieren an 
die Ampel, das BEW-Förderpro-
gramm auskömmlich und dauer-
haft zu finanzieren und bei nächs-
ter Gelegenheit für eine gesetzli-
che Absicherung zu sorgen. Jetzt 
kommt es auf die richtigen Priori-
tätensetzungen an.“ r

Experten aus der Wasserkraft- 
branche, der Wissenschaft sowie 
Vertreter von Fachbehörden der  
Wasserwirtschaft sowie dem amt- 
lichen Naturschutz und Natur-
schutzverbänden trafen sich im 
Bayerischen Landesamt für Um-
welt in Augsburg. Der Fokus des 
ganztägigen Workshops lag auf  
dem Thema „Blühende Dämme -  
Technische Rahmenbedingun- 
gen, Ökologische Ziele und 
Best Practice“.

Anlagensicherheit

Zentrales Thema waren die 
technischen Notwendigkeiten zur 
Anpassung und Pflege von Däm-
men und Deichen sowie die öko-
logischen Anforderungen und Po-
tenziale. „Entlang des Donauein-
zugsgebiets begleiten über Hun-
derte von Kilometern Dämme und 
Deiche die großen Gewässer. Die-
se technischen Bauwerke erfüllen 
eine wichtige Aufgabe im Hoch-
wasserschutz. Um die Sicherheit 
der Anlagen zu gewährleisten und 
Damm- oder Deichbrüche zu ver-
hindern, gibt es umfangreiche 
technische Regelwerke“, erklärte 
Michael Bohlinger, Geschäftsfüh-
rer von LEW Wasserkraft. Neben 
der Sicherungsfunktion hätten 

sich die Dämme und Deiche dank 
einer langfristigen und extensiven 
Dammpflege zu einem blühenden 
Band entwickelt, das verschiede- 
ne Habitate vernetzt. Unter-
schiedlichste Arten von Flora und 
Fauna fänden hier einen gemein-
samen Lebensraum, wie Michael 
Bohlinger weiter erläutert.

Im Workshop lag der Fokus am 
Vormittag auf den technischen 
Vorgaben der Damm- und Deich-
pflege für Anlagensicherheit und 
den Hochwasserschutz. Auch be-
stehende Verordnungen und Leit-
fäden zur Umsetzung des Natur-
schutzrechts wurden analysiert. 
Am Nachmittag diskutierten die 
rund 100 Teilnehmer über die prak-
tischen Möglichkeiten und Gren-
zen bei der Damm- und Deichpfle-
ge. Auch einige Best Practice-Bei-
spiele wurden vorgestellt, wie zum 
Beispiel das Projekt „LIFERiversca-
pe Lower Inn“, bei dem es um die 
Entwicklung hochwertiger Wiesen 
zur Förderung der Biodiversität an 
Dämmen und Deichen geht. Zwi-
schen den jeweiligen Fachvorträ-
gen blieb den Teilnehmern aus-
reichend Zeit, um sich auszutau-
schen und über die vorgestellten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse 
und Erfahrungsberichte zu disku-
tieren. r

https://lfa.de/website/de/index.php
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Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Wir machen 
das Gasnetz 
fi t für grünen 
Wassersto� 

Wassersto�  – 
der klimaneutrale 
Alleskönner

Insgesamt elf Energieversorger gründeten gemeinsam die neue Plattform H2-Lokal-Jetzt.  
René Schoof, Geschäftsführer schwaben netz (4.v.l.), vertrat die energie schwaben Gruppe bei der  
offiziellen Gründung. Bild: energie schwaben gmbh

schwaben netz:

Gründungsmitglied 
bei H2-Lokal-Jetzt

Unter dem Motto „H2-Lokal-Jetzt“ gründen elf Energieversorger 
der Thüga-Gruppe eine Wasserstoff-Initiative. Die Ziele der neu-
en Thüga H2-Plattform sind: Wissenstransfer betreiben, Synergi-
en heben und insbesondere durch die Initiierung lokaler Projekte 
den Wasserstoffhochlauf für die Energie- und Wärmewende vor 
Ort einleiten.

Da sich der Wasserstoffhoch-
lauf in Deutschland noch in der 
Frühphase befindet und entspre-
chend von Unsicherheiten ge-
prägt ist, haben sich elf Unter-
nehmen der Thüga-Gruppe und 
die Thüga Aktiengesellschaft nun 
in Form einer strategischen Ko-
operation zusammengeschlossen, 
der so genannten Thüga H2-Platt-
form.

Ziel dieser Plattform ist es, Wis-
senstransfer zu betreiben, Syner-
gien zu heben und insbesondere 
durch die Initiierung lokaler Pro-
jekte den Wasserstoffhochlauf 
für die Energie- und Wärmewen-
de vor Ort einzuleiten. Die Ge-
schäftsführer und Vorstände der 
beteiligten Unternehmen ver-
kündeten Ende Oktober in Mün-
chen feierlich die gemeinsame 
Initiative und bekräftigten den 
Bedarf nach mehr Zusammen-
arbeit unter dem Motto H2-Lo-
kal-Jetzt. Neben der strategi-
schen Zusammenarbeit liegt ein 
Schwerpunkt auf der operativen 
Projektarbeit.

Kräfte bündeln für 
regionalen H2-Hochlauf

René Schoof, Geschäftsführer 
schwaben netz, 100-prozentige  
Unternehmenstochter von ener-
gie schwaben, betont: „Unsere  
Verteilnetze sind bereits zu 95 
Prozent wasserstofftauglich. Zur-
zeit arbeiten wir an der Umset-
zung erster konkreter Anwen-

dungsfälle im Wärmemarkt – also 
Wasserstoff für den Heizungsbe-
trieb. Die neue Plattform er-
möglicht einen intensiven Erfah-
rungsaustausch unter den Part-
nerunternehmen, die damit noch 
bessere Voraussetzungen bekom-
men, um Wasserstoff-Projekte 
weiterzuentwickeln und marktfä-
hig zu machen.“

Die Geschäftsführer und Vor-
stände der Energieversorgungs-
unternehmen sind sich einig: 
„Wir sind verantwortlich für die 
Daseinsvorsorge in unseren Re-
gionen. Die Versorgungssicher-
heit sowie eine rasch umsetzba-
re, für den Klimaschutz wirksame 
und vor allem bezahlbare Ener-
gie- und Wärmewende ist für uns 
von zentraler Bedeutung. Um sie 
voranzutreiben, werden wir zu 
aktiven Gestaltern der H2-Wirt-
schaft.“

Dr. Christoph Ullmer, Leiter 
des Kompetenzcenters Innova-
tion bei der Thüga Aktiengesell-
schaft, erklärt: „Charakteristisch 
für Frühphaseninnovationen ist, 
dass Technologien noch nicht 
vollständig ausgereift sind, eine 
hohe Marktdynamik vorherrscht 
und politische Leitplanken meist 
noch in der Entstehung sind. 
Dem begegnen wir mit dem Zu-
sammenschluss gemeinsamer 
Ressourcen. In die H2-Plattform 
werden wir künftig unsere ge-
bündelten Kompetenzen ein-
bringen, um konkrete H2-Pro-
jekte zu konzipieren, Fördermit-

tel zu beantragen und den Was-
serstoffhochlauf auf regionaler 
Ebene aktiv zu beschleunigen.“

„Damit dies gelingt, vernetzen 
wir auch regionale Forschungsin-
itiativen, Industrie, Gewerbe, Ver-
bände sowie die kommunalen Ins-
titutionen und Entscheidungsträ-
ger und konzentrieren uns im ak-
tuellen Marktstadium vor allem 
darauf, die einzelnen Pilotpro-
jekte zu Ökosystemen zu verbin-
den“, sagt Béatrice Angleys, Leite-
rin des Bereichs Frühphaseninno-
vationen bei der Thüga Aktienge-
sellschaft. 

Grüner Wasserstoff ist wichtig 
für die Umsetzung der  
Energie- und Wärmewende 

Für eine erfolgreiche Ener-
gie- und Wärmewende auf dem 
Weg zur Klimaneutralität 2045 
in Deutschland beziehungswei-
se 2040 in Bayern sind eine Viel-
zahl an Maßnahmen notwendig. 
Bei der Dekarbonisierung von 
fossilem Erdgas kommt grünem 
Wasserstoff eine wichtige Rolle 
zu, denn er ist klimaneutral und 
kann lokal erzeugt werden. Zu-
dem leistet Wasserstoff als fle-
xibel einsetzbarer Energiespei-
cher einen Beitrag zur Netzstabi-
lität, insbesondere in Zeiten von 
Überkapazitäten bei den Erzeu-
gungsanlagen der Erneuerbaren 
Energien.

Ein weiterer entscheidender 
Vorteil von Wasserstoff: Mit den 
bestehenden Gasnetzen der regi-
onalen Energieversorgungsunter-
nehmen existiert bereits eine leis-
tungsfähige Transport- und Ver-
teil-Infrastruktur. Die Gasnetze 
können als integraler Bestandteil 
einer europäischen Wasserstoff- 
infrastruktur fungieren. Mit der 
H2-Plattform leisten die teilneh-
menden Unternehmen der Thü-
ga-Gruppe einen aktiven und 
wertvollen Beitrag zum Gelin-
gen der Energie- und Wärme-
wende. r

Kommunale Wärmeplanung 
und kalte Nahwärme

9. Treffen des Energieeffizienz-Netzwerks für Kommunen im Oberland

Bürgermeister Hubert Oberhauser begrüßte die Kolleginnen und Kol-
legen sowie die Netzwerkbeauftragten der Kommunen im Rathaus 
Egling zum 9. Netzwerktreffen des Energieeffizienznetzwerks für 
Kommunen im Oberland. Wärme ist der große Hebel für die Energie-
wende im Oberland. Durch das neue Gesetz zur Erstellung einer kom-
munalen Wärmeplanung kommen auch auf Städte und Gemeinden 
im Oberland neue Verpflichtungen zu. Das Treffen widmete sich da-
her der Ausgestaltung der Wärmeplanung und präsentierte mit dem 
Thema „kalte Nahwärme“ eine Lösung für Neubaugebiete.

Mit dem 1. Januar 2024 setzt 
die Bundesregierung das von 
der EU beschlossene Wärmepla-
nungsgesetz in ein Bundesgesetz 
um und verpflichtet damit die 
Bundesländer, dieses in Landes-
recht umzusetzen.

Gunnar Maaß von der Arbeits-
gemeinschaft Fernwärme (AGFW) 
erläuterte im Vortrag, welche 
Schritte auf die Kommunen zu-
kommen. Er wies darauf hin, dass 
Kommunen bereits bestehende 
Wärmekonzepte mit einbeziehen 
können. Stefan Drexlmeier vom 
Kompetenzzentrum Energie der 
Energiewende Oberland betonte, 
„Einige der teilnehmenden Kom-
munen haben mit uns schon ei-
nen Energienutzungsplan erstellt, 
wovon viele Daten für die Kom-
munale Wärmeplanung mit auf-
genommen werden können.“

„Solange es noch kein ver-
pflichtendes Landesgesetz zur 
kommunalen Wärmeplanung 
gibt, wird diese durch Förderpro-
gramme zu 90 Prozent gefördert. 
Diese Mittel sollten genutzt wer-
den“, so appellierte Gunnar Maaß 
von der AGFW (Arbeitsgemein-
schaft Fernwärme) an die Vertre-
ter und Vertreterinnen, so schnell 
wie möglich mit der kommunalen 
Wärmeplanung zu beginnen. Das 
Institut für nachhaltige Energie-
versorgung (INEV) und das Kom-
petenzzentrum der Energiewen-
de Oberland können die Kommu-
nen hierbei unterstützen. „Das 
INEV hat deutschlandweit bereits 
über 100 Kommunen bei der Be-
antragung von Fördermitteln für 
die kommunale Wärmeplanung 
unterstützt und führt derzeit für 
mehrere Kommunen die Wärme-
planung durch. Gemeinsam mit 
den Kommunen setzen wir so ein 
starkes Zeichen für eine nachhal-
tige Energiewende“, so Prof. Dr. 
Dominikus Bücker vom Institut für 
nachhaltige Energieversorgung.

Wärmenetze sind eine Mög-
lichkeit, in Zukunft eine klima-
neutrale Versorgung zu gewähr-
leisten. Um diese Wärme be-
reitzustellen, werden nachhal-
tige Brennstoffe eingesetzt. 
Eine energieeffiziente Alternative  
bietet der Aufbau eines kalten 
Nahwärmenetzes, beispielsweise 
in Neubaugebieten. Andreas Wim-
mer von alpha innotec und Rai-
ner Kappelar vom Ingenieurbüro 
K12 gaben einen Einblick, für wel-
che Bereiche sich kalte Nahwärme 
als Versorgungslösung anbietet. 
Im Vergleich zu konventionellen 

Wärmenetzen funktionieren kalte 
Netze auf einem niedrigeren Tem-
peraturniveau. Das bedeutet, dass 
statt 70 °C warmes Wasser nur 
bspw. 26 °C warmes Wasser durch 
die Leitungen an die Gebäude ver-
teilt wird. In den Gebäuden wird 
die Temperatur mit Wärmepum-
pen auf Heizniveau angehoben.

Gemeinsam sind 12 Gemeinden 
und Städte sowie der Landkreis 
Miesbach angetreten, um 1.727 
Tonnen CO2 und 2.403 MWh End- 
energie im Rahmen des Energie-
effizienznetzwerks einzusparen. 
Die Bandbreite der Maßnahmen 

geht über Wärmeversorgungskon-
zepte auf Basis erneuerbarer Ener-
gien, energieeffiziente Straßenbe-
leuchtung, Energiemanagement 
für kommunale Liegenschaften, 
Photovoltaikanlagen auf gemeind-
lichen Dächern bis hin zu Freiflä-
chenanlagen und vielem mehr.

Eine besonders innovative PV- 
Freiflächenanlage besuchten die  
Teilnehmer im Anschluss an das 
Treffen am Ortseingang von Eg- 
ling. Die von der Firma Vispiron 
konzipierte und im Bau befind-
liche Anlage mit einer Leistung 
von 6,1 MW bietet den Bürgerin-
nen und Bürgern von Egling die 
Möglichkeit, sich finanziell zu be-
teiligen. Das Besondere an der 
Anlage ist, dass vor Ort auch ein 
Speicher installiert wird, der in 
den Mittagsstunden Strom auf-
nimmt, um ihn in den Abend- und 
Morgenstunden wieder abzuge-
ben. Dadurch wird das regionale 
Stromnetz entlastet. r

Aiwanger begrüßt Plan für 
nationales Wasserstoff-Kernnetz

Der schnelle und kosteneffiziente Aufbau eines deutschlandweiten 
Wasserstoff-Kernnetzes ist laut Wirtschafts- und Energieminister Hu-
bert Aiwanger wesentliche Voraussetzung für den weiteren Wasser-
stoffhochlauf. „Deshalb ist es gut, dass der Bund nun die Weichen da-
für stellt und auch bei der Finanzierung einen konkreten Vorschlag 
gemacht hat, damit die Netzbetreiber ihre Planungen vorantreiben 
können“, erklärte der Minister.

Dass die im Freistaat veror-
teten Projekte von gemeinsa-
mem Interesse (PCI-Projekte) der 
Open Grid Europe und der bayer-
nets sowie die Leitung der Fern-
gas von Thüringen und Sachsen 
nach Nordostbayern im Kernnetz 
berücksichtigt werden, bewer-
tet der Staatsminister als positiv: 
„Nur so lässt sich der Transport 
der künftigen bayerischen Was-
serstoffbedarfe u.a. in der Che-
mieindustrie, bei Raffinerien und 
für die Glas- und Papierherstel-
lung von Anfang an sichern. Aller-
dings bleiben wichtige Regionen 
beim Kernnetz noch außen vor. 
Hier muss es schnell einen weite-
ren Netzausbau geben.“

Für regional ausgewogene 
Kernnetz-Planung

Nachbesserungsbedarf sieht 
Aiwanger auch bei der Anbin-
dung an internationale Import- 
routen von Wasserstoff: „Das 
H2-Kernnetz muss mit diversi-
fizierten Transportrouten aus 
dem Norden wie aus dem Sü-
den die strategische Bedeutung 
der Versorgungssicherheit ab-
bilden. Eine regional ausgewo-
gene und von Beginn an vor- 
ausschauende sowie ausrei-
chend dimensionierte Kern-
netz-Planung mit Einbettung 
in einen europäischen Wasser-
stoff-Backbone ist unerläss-

lich. Bayern verfügt über leis-
tungsstarke Importpunkte aus 
dem südlichen Wasserstoffkor-
ridor aus Österreich, Italien und 
Nordafrika kommend.“

Mittelstand  
nicht benachteiligen

Zudem  fordert Bayerns Ener-
gieminister zwingend die Anbin-
dung von H2-ready Kraftwerken 
und Wasserstoffspeichern im 
Wasserstoff-Kernnetz. Aiwanger: 
„Das sichert auch zukünftig die 
Stromversorgung und gewährleis-
tet zugleich einen zuverlässigen 
Stromnetzbetrieb. Hier fehlen 
noch wichtige Weichenstellungen 
vom Bund.“ Bislang zu wenig be-
rücksichtigt seien auch die Was-
serstoffbedarfe von Industrie und 
Gewerbe auf Verteilnetzebene. 
„Berlin muss sicherstellen, dass 
diese Bedarfe sehr zeitnah in die 
weiteren Planungen zum natio-
nalen Wasserstoffnetz einfließen 
können. Unser Mittelstand darf 
bei der klimaneutralen Energie-
versorgung nicht benachteiligt 
werden“, appellierte Staatsminis-
ter Aiwanger.

Bundeswirtschaftsminister Ro-
bert Habeck hatte die Pläne der 
Bundesregierung vorgestellt, bis 
2032 in Deutschland ein Wasser-
stoff-Kernnetz mit Anbindung al-
ler großen Industriestandorte zu 
errichten. r

https://www.energie-schwaben.de/privat
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Die Zukunft des Photovoltaik- 
Ausbaus liegt bei den Gemeinden

Ausbau Erneuerbare Energien: Aktuelle Situation

Viele Kommunen möchten den Photovoltaik (PV)-Ausbau vor- 
anbringen, um die hoch gesteckten Klimaziele zu erreichen. Doch 
die personellen Ressourcen, das Know-how und das Budget 
sind oft begrenzt. Flächeneigentümer, Unternehmen sowie Bür-
ger sind wegen der Komplexität, sich ändernder Regulatorik und 
stark variierender Preise verunsichert. Daher begleitet power-
2nature Stadt-und Gemeindeverwaltungen sowie Unternehmen 
und Flächenbesitzer in den Kommunen beim PV-Ausbau und den 
konkreten Projekten.

Die Kommune ist dabei die 
zentrale Schnittstelle zum Aus-
bau erneuerbarer Energien auf 
den Dach- und Freiflächen. Zu-
dem hat die Kommune bei Freiflä-
chen außerhalb der Privilegierung 
die Planungshoheit im Genehmi-
gungsprozess. Am Anfang eines 
gezielten PV-Ausbaus stehen die 
Abstimmungen zwischen Bürger-
meister:in, Stadt-/Gemeinderat 
und Verwaltung. Im ersten Schritt 
werden Gemeinde-, Kita-, Schul- 
oder Sporthallen-Dächer mit PV 
belegt. Danach gehen die Kom-
munen meist entweder den Aus-
bau von Freiflächen-Photovoltaik 
oder den gleichzeitigen Ausbau 
von Freiflächen-Photovoltaik und 
PV auf Dachflächen an.

Ablauf und Nutzen des 
Freiflächen-PV-Projekts

Zunächst sollte für jede Kom-
mune eine Standortanalyse indi-
viduell erstellt werden. Als Fol-

ge werden geeignete PV-Frei- 
flächenstandorte unter Berück-
sichtigung von u.a. Bau- und 
Naturschutzrecht sowie Land-
schaftsplanung identifiziert. In 
der Regel werden diese gemein-
sam diskutiert und analysiert, um 
geeignete Cluster zu bilden und 
einen Flächen-Flickenteppich zu 
vermeiden.

Flächeneigentümer sollten In-
foveranstaltungen über mögli-
che Chancen und Risiken von PV 
auf dem eigenen Feld angeboten 
werden. Daraufhin wird eine Ent-
scheidung der interessierten Ei-
gentümer getroffen, ob sie selbst 
in PV investieren oder die Flä-
chen verpachten möchten, bei-
spielsweise an eine Bürgergenos-
senschaft. Bei Verpachtung gibt 
es oft Beteiligungsmöglichkeiten 
für die Flächeneigentümer, aber 
auch Bürger/innen der Kommu-
ne. Im Zuge des Bauleitplanver-
fahrens werden die benötigten 
Planer und Gutachter beauftragt. 

Ein Ingenieurbüro wie power2na-
ture begleitet die Gemeinde und 
die Flächeneigentümer vom ers-
ten Beschluss bis hin zur bauli-
chen Umsetzung des Projekts.

Der Aufwand lohnt sich aus 
Nachhaltigkeitssicht: Ein exemp-
larisches Projekt, das 0,3 Prozent 
der Gemeindefläche einnimmt 
und rechnerisch 2.800 Haushal-
te versorgt, bringt eine Einspa-
rung von 4.000 Tonnen CO2. Zu-
dem wird Biodiversitäts-PV sowie 
Agri-PV immer lohnender und er-
freut sich zunehmender Beliebt-
heit. Auch finanziell lohnt sich ei-
ne PV-Freiflächen-Anlage für die 
Kommune: Viele Betreiber zah-
len die 0,2 Cent je Kilowattstunde 
– gemäß §6 EEG – an die Kommu-
ne. Bei der Gründung einer Gm-
bH & Co.KG wird in der Regel 90 
Prozent der Gewerbesteuer am 
PV-Standort fällig.

PV-Ausbaumaßnahmen  
für Dachanlagen 
von Unternehmen

Gemäß einer Analyse des Bun-
desverbandes Solarwirtschaft 
vom 27.06.23 lag der Zielerrei-
chungsgrad bei installierter Pho-
tovoltaik im Gewerbebereich 
2022 erst bei 20 Prozent des Ziel-
werts für 2026. Daher wird der 
PV-Ausbau z.B. in Gewerbegebie-

ten in den kommenden Jahren 
deutlich relevanter.

Bei Dachflächen steht Infor-
mieren ebenso im Zentrum. Ins-
besondere bei Unternehmens-
dächern wie Lager- oder Produk-
tionshallen kann es schnell kom-
plex werden, sowohl technisch 
als auch wirtschaftlich. Hier ist 
eine neutrale, zielgerichtete Pla-
nung für die Unternehmen ele-
mentar.

Unternehmensdächer bieten 
ein großes, ungenutztes Potenzi-
al für die kommunale CO2-Neu- 
tralität. Gewerbegebiete mit 50-
100 Unternehmensdächern sind 
in vielen Kommunen noch rela-
tiv wenig mit PV belegt, oft nur 
zu 10-20 Prozent. So ergeben sich 
teils Potenziale von 20-50MW auf 
Unternehmensdächern in Kom-
munen. Durch gemeinsame In-
vestition in die Netzinfrastruktur 
(z.B. Trafostationen, Kabeltras-
sen) lassen sich hohe – teilweise 
sechsstellige Beträge – aufteilen 
und die Wirtschaftlichkeit für den 
Einzelnen steigt signifikant. Auch 
bei Unternehmensdächern wird 
empfohlen, sich von lokalen oder 
regionalen Installationsbetrieben 
Angebote einzuholen, um a) ei-
nen Marktüberblick zu erhalten, 
und b) die heimische Wirtschaft 
zu stärken.

Die langjährige Kooperation 
von power2nature mit der Ge-
meinde Forstinning zeigt, wie en-
gagierte Gemeinden den PV-Aus-
bau gezielt vorantreiben können. 
Rupert Ostermair, Bürgermeister 
von Forstinning, fasst die Zusam-
menarbeit wie folgt zusammen: 
„Mit Unterstützung von power-
2nature konnten wir in unserer 
Gemeinde die installierte PV-Leis-
tung in weniger als vier Jahren 
verzehnfachen. Mit power2na-
ture kommt Forstinning dem Ziel 
klimaneutral zu werden einen gu-
ten Schritt näher.“ r

„Energie-Atlas Bayern“: 

Kompaktes Wissen  
rund um die Energiewende

Regierung der Oberpfalz lud zur virtuellen Vorstellung 
des zentralen Informationsportals

Regensburg. Über 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer – darun-
ter zahlreiche Bürgermeisterinnen und Bürgermeister von Ober-
pfälzer Kommunen sowie Vertreter von Behörden – informierten 
sich bei einer Online-Veranstaltung der Regierung der Oberpfalz 
über aktuelle Entwicklungen und Erfahrungen zum Thema erneu-
erbare Energien und Windkraft. Im Fokus: der Energie-Atlas Bay-
ern, das zentrale Informationsportal rund um das Thema Energie-
wende, Energiesparen, Energieeffizenz steigern und Erneuerbare 
Energien ausbauen.

Das große Interesse unter-
streicht den hohen Stellenwert 
den das Thema Energiewende 
in den Oberpfälzer Kommunen 
einnimmt, stellte Regierungs-
präsident Walter Jonas in seiner 
Begrüßung fest: „Unsere Kom-
munen sind die entscheidenden 
Akteure, um die Energiewende 
voranzubringen. Sie sind beson-
ders gefordert – als Träger der 
Regionalplanung, der Bauleit-
planung, bei Genehmigungsver-
fahren und als Schnittstelle zu 
den Bürgerinnen und Bürgern.“

Projektbegleitung vonnöten

Die Begleitung von Projek-
ten vor Ort und der Dialog seien 
sehr wichtig. „Denn die Energie-
wende kann nur gelingen, wenn 
wir sie alle gemeinsam gestal-
ten.“ Die Regierung der Ober-
pfalz steht den Kommunen da-
bei als Ansprechpartner zur Sei-
te. „Unser Ziel ist es, möglichst 
umfassend zum Thema Ener-
giewende zu informieren.“ Dazu 
wurde von der Stabsstelle Ener-
giewende eine Veranstaltungs-
reihe ins Leben gerufen.

Im Zentrum der aktuellen Ver-

anstaltung stand der Energie-At-
las Bayern. Das Portal stellt 
Kommunen, Bürgern und Unter-
nehmen Ideen und interaktive 
Werkzeuge zur Verfügung, mit 
denen sie die Energiewende vor- 
anbringen können. Zudem in-
formiert der Energie-Atlas Bay-
ern im Bereich Strom gemeinde-
scharf über den aktuellen Stand 
der Energiewende in Bayern. 
Auf besonderes Interesse der 
Teilnehmenden stieß die Mög-
lichkeit der 3D-Visualisierung 
von PV- und Windkraftanlagen.

Inhalte und Funktionalität

Referenten vom Ökoenergie- 
institut Bayern (ÖIB) beim Bay-
erischen Landesamt für Umwelt 
(LfU) informierten über Inhalte 
und Funktionalitäten des Por-
tals. Die thematische Tiefe und 
Vielfalt an Daten und Kartenma-
terial beeindruckte die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer. Sie 
nutzten auch die Gelegenheit 
zur Diskussion über mögliche 
Verbesserungen, damit sich der 
Energie-Atlas insbesondere für 
die Kommunen vor Ort optimal 
nutzen lässt. r

Informationsfahrt zum Thema 
regionale Energieversorgung

In Unterfranken ließen sich Landkreis und Kommunen zeigen, 
wie man energieautark werden könnte

Haßfurt. Der Landkreis Regen und seine Kommunen diskutie-
ren derzeit intensiv darüber, wie eine lokale Energieerzeugung 
und -versorgung aussehen kann. Nachdem man sich im Septem-
ber bereits zu den Vorteilen einer interkommunalen Energiege-
nossenschaft ausgetauscht hat, fand nun eine weitere Informa-
tionsveranstaltung statt. Die scheidende Landrätin Rita Röhrl 
war zusammen mit Kreisräten, Bürgermeistern und den mit  
Klimaschutz befassten Mitarbeitenden des Landratsamts im un-
terfränkischen Haßfurt zu Besuch. Dort stellten Landrat Wilhelm 
Schneider und seine Mitarbeiter die Strategie vor, mit der der 
Landkreis Haßberge im Laufe der nächsten Jahrzehnte möglichst 
energieautark werden möchte.

Nach der Begrüßung stellte 
Landrat Schneider den Landkreis 
Haßberge und die örtlichen Ge-
gebenheiten vor. Zum Einstieg 
gab er einen Überblick über die 
Maßnahmen, die der Landkreis 
im Bereich Energieversorgung, 
Klimaschutz und Nachhaltigkeit 
umgesetzt hat und noch umset-
zen will. „Wir sind ungefähr so 
groß wie Regen, aber wir haben 
sehr kleine Kommunen, die ener-
getische Projekte gar nicht allein 
aufsetzen könnten“, erläuterte 
der Landrat die Herausforderun-
gen. „Daher hatte bereits mein 
Vorgänger die Idee, die GUT Haß-
berge mbH zu gründen, die als 
Ideenschmiede für regenerative 
Projekte fungiert.“ 

Die Grundidee der Gesell-
schaft zur Umsetzung erneuer-
barer Technologieprojekte im  
Landkreis Haßberge mbH, wie 
die GUT vollständig lautet, sei 

gewesen, sich mit den Kom-
munen zusammenzutun und 
auf diese Weise eine lokale 
Wertschöpfung im Landkreis zu 
ermöglichen. Das Ziel sei letzt-
lich, so Schneider weiter, ein Re-
gionalwerk, also ein Stadtwerk 
auf Landkreisebene zu gründen 
und den Bürgern Energie zu ver-
nünftigen Preisen anzubieten, 
wovon auch die Gemeinden pro-
fitierten.

GUT Haßberge mbH

Der Landkreischef übergab 
das Wort an GUT-Geschäftsfüh-
rer Marco Siller, der genauer auf 
Aufgabe und Aufbau der GUT 
einging. „Der Landkreis Haßber-
ge, die 26 Gemeinden des Land-
kreises sowie weitere Gesell-
schafter haben die GUT im Jahr 
2011 gegründet“, so Siller. Sie er-
arbeite für das Kreisgebiet ver-

schiedene Möglichkeiten zur 
Nutzung von erneuerbaren Ener-
gien und überprüfe sie auf tech-
nische und wirtschaftliche Mach-
barkeit und Tragfähigkeit. Sie ge-
be insbesondere dem Landkreis 
und den Städten, Märkten und 
Gemeinden Hilfestellung bei 
der Verwirklichung erneuerba-
rer Energieprojekte. „Wir über-
geben fertig aufgebaute Anla-
gen, die den Probebetrieb durch-
laufen haben“, erklärte der Ge-
schäftsführer. So puffere die GUT 
Risiken für die Gemeinden ab 
und beteilige Bürger und Kom-
munen bei der Erzeugung von 
erneuerbaren Energien an der 
Wertschöpfung, was auch für die 
Akzeptanz durch die Bürger ent-
scheidend sei. 

„Für uns ist wesentlich, wenn 
Flächen von Kommunen zur Ver-
fügung gestellt werden, dass die 
Kommunen die Planungshoheit, 
die sie haben, auch ausschöpfen. 
Und nicht, dass Investoren von 
Gemeinde zu Gemeinde gehen, 
sich Flächen sichern und vorge-
ben, wo Freiflächen-PV-Anlagen 
stehen und wie groß sie sein soll-
ten“, ergänzte Landrat Schneider. 
Durch die GUT würden die Stand-
orte über Standortkonzepte auf 
Gemeindeebene erschlossen.

Anschließend stellte Klima-
schutzmanagerin Lisa Kötting 
den Klimapakt des Landkreises 
Haßberge vor. „Der Klimapakt ist 
eine gemeinsame Erklärung von 
Landkreis und Kommunen, ein 
systemischer Ansatz, ganzheit-
lich über den kompletten Quer-
schnitt Klimaneutralität und 
Nachhaltigkeit zu erreichen“, 
so Kötting. Der Landkreis wolle 
nicht nur die Energiewende um-
setzen, sondern proaktiv sein 
und sich als nachhaltiger und kli-
maneutraler Landkreis entwi-
ckeln. Diese Vision sei länger-
fristiger ausgelegt als auf 2030, 
bis zu dieser Marke wolle man 
aber zum Beispiel bilanzielle Kli-
maneutralität, eine klimafreund-
liche Wärmeversorgung und kli-
mafreundliches Bauen und Woh-
nen erreichen. r

Landrat Wilhelm Schneider begrüßte die Gäste und gab einen  
ersten programmatischen Überblick. Bild: Iris Gehard/LRA Regen

https://www.bayernwerk.de/de/ueber-uns/engagement/oekologie-und-energiezukunft/buergerenergiepreis.html
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Speicher-Netzkooperation LEW / Amprion / E.ON:

Innovativer Netzbooster 
in Bayerns Südwesten

Positiver Kurzschluss mit Schwarm-Speicher

Unter dem Motto „gemeinsam sind wir stark“ wollen Über-
tragungsnetzbetreiber Amprion, zuständig für den überregio-
nalen Stromtransport im westlichen Teil der Bundesrepublik, 
LEW Verteilnetz (LVN) der Lechwerke, regionaler Netzbetreiber 
im bayerischen Schwabenländle, und die LEW-Mutter E.ON die 
Versorgungssicherheit in Bayern mit Hilfe eines dezentralen, so-
genannten Netzboosters etwas belastbarer machen. Einzige Auf-
gabe dieser Netzsicherheitseinrichtung: Speicherung nicht ver-
wertbarer (transportierbarer), schwankender Strommengen aus 
regenerativer Stromerzeugung und bei entsprechendem Bedarf 
schnelle Abgabe von Stromleistung zur Stabilisierung des Strom-
netzes oder Deckung von Versorgungslücken. 

Ziel ist die bessere Auslas-
tung der Netze, zudem die Er-
höhung der Versorgungssicher-
heit und Verringerung der stei-
genden Kosten in Milliarden-
höhe für die Netzstabilisierung 
durch permanente Eingriffe in 
die Netzsteuerung, sogenannte 
Redispatch-Maßnahmen. 

Auslöser für die stetig zuneh-
menden Netzeingriffe, wie das 
Hochfahren von Gaskraftwerken 
zu Stabilisierung, sind der exor-
bitante Zubau schwankungsan-
fälliger, regenerativer Stromer-
zeugungsanlagen (Wind-/Solar-

kraftwerke) und fehlende Trans-
portnetzkapazitäten. Aktuell kos- 
tet das die Stromkunden in 
Deutschland 4 Mrd. Euro pro Jahr. 

Allein im Vertriebsgebiet der 
Lechwerke speisen Stand Sep-
tember 2023 rund 100.000 Er-
neuerbare Energien-Anlagen un-
regelmäßig das Dreifache an re-
generativem Strom in das öffent-
liche Stromnetz ein, das deshalb 
laufend verstärkt wird. Das 
Übertragungsnetz der Amprion 
wird um rund 1.600 Megawatt 
Regenerativ-Einspeisung „berei-
chert“.

Lösung des Speicherdilemmas

Als probates Instrument ge-
gen die schwankenden Strom-
mengen und den damit verbun-
denen drohenden Netzkollaps 
gilt der Bau von Stromspeicher-
kapazitäten im Megawattbereich 
(1 Megawatt entspricht 1.000 Ki-
lowatt). Der zur falschen Zeit er-
zeugte Regenerativstrom könn-
te so zwischengespeichert an-
statt „vernichtet“ zu werden. 
Da Pumpspeicherkraftwerke als 
regenerative Stromspeicher in 
Deutschland auf massive Wider-
stände vor allem von Öko-NGO’s 
stoßen, ist Kreativität gefordert, 
wie sich das Speicherdilemma lö-
sen lassen könnte. Ergebnis: der 
Bau von großen Batteriespei-
chern zur bedarfsabhängigen 
Stabilisierung des Übertragungs-
netze. Da auch dort erhebliche 
Widerstände gegen Großanlagen 
auftreten, gingen Amprion und 
E.ON gemeinsam mit der LEW ei-
nen neuen, bisher weltweit erst-
malig eingeschlagenen Weg der 

Zusammenarbeit über Netzbe-
treibergrenzen hinaus: statt dem 
Bau eines 250 Megawatt (MW) 
Batteriegroßspeichers die Errich-
tung eines Schwarmspeichers, 
bestehend aus fünf bis zehn klei-
neren, technologieoffenen Bat-
teriespeichern mit bis zu 50 MW 
Kapazität, verteilt im schwäbi-
schen Versorgungsgebiet, bevor-
zugt an bestehenden Netzstand-
orten der LEW mit Anbindung an 
das Übertragungsnetz der Am-
prion. Prognostizierte Investiti-
onssumme: bis zu 250 Millionen 
Euro, die sich angesichts der be-
stehenden und immer stärker 
wachsenden Kosten für stabili-
sierende Netzeingriffe spätes-
tens innerhalb von zwei Jahren 
amortisiert haben dürften. Auch 
sind die Bauzeit und der Flächen-
bedarf pro Standort für die klei-
neren Speichereinheiten durch 
die modulare Verwendung von 
vorkonfigurierten Containern 
spürbar geringer. Der Flächenbe-
darf für einen solchen „Teilspei-
cher“ entspricht ungefähr einem 
Fußballfeld.

Verbesserte Netzstabilität 
und Versorgungssicherheit

Ein weiterer Vorteil der zusam-
mengeschalteten kleineren Spei-
chereinheiten liegt vor allem in 
der gegenseitigen Redundanz 
bzw. der Ausfallsicherheit, denn 
die Eintrittswahrscheinlichkeit, 
dass alle Einzelspeicher gleichzei-
tig ausfallen, ist verschwindend 
gering. Zudem verbessert die ho-
he Einsatzgeschwindigkeit der 
Speichermodule die Netzstabili-

Kooperation der Speicherspezialisten (v.l.): LVN-Projektkoordina- 
torin Kathrin Schaarschmidt, Thomas Dederichs, Leiter Strate-
gie und Energiepolitik bei Amprion und LEW-Vorstandsmitglied  
Markus Litpher. Bild: Jan Kiver

tät und Versorgungssicherheit. 
Als zusätzliche Option soll im 

Rahmen dieses Speicher-Piloten 
getestet werden, wie der dezen- 
tral aufgebaute Netzbooster 
auch auf der regionalen Ver-
teilnetzebene bei Bedarf einen 
Beitrag zu Netzstabilität leisten 
kann. Bisher waren im LEW-Ge-
biet keine Redispatch-Maßnah-
men erforderlich, allerdings ist 
das angesichts des starken Zu-
baus von Photovoltaikanlagen 
nur noch eine Frage der Zeit. 

Bis Ende des Jahres wollen die 
Lechwerke mögliche Standorte 
mit potenziell geeigneten Stand-
ortgemeinden geklärt haben. Das 
könnte gelingen, nachdem für die 
kleineren Speichereinheiten ge-
nehmigungstechnisch ausschließ-
lich die Kommunen zuständig 
sind. Die Ausschreibung zur Er-

richtung der 250 Megawatt Spei-
cherkapazitäten und der künf-
tigen Betriebsführung soll sei-
tens Amprion im ersten Halbjahr 
2024 erfolgen. Und wenn alles 
nach Plan läuft, wird Bayerns Süd-
westen mit der Inbetriebnahme 
der Speichermodule Ende 2025 
stromversorgungstechnisch et-
was sicherer geworden sein.

Erhoffte Signalwirkung

Die drei Unternehmen erhof-
fen sich von ihrem Netzboos-
terprojekt eine Signalwirkung 
für andere Unternehmen, wie 
man den Energiewendeturbo, 
die Versorgungssicherheit und 
die damit verbundene Speicher-
problematik zum Vorteil aller Be-
troffenen und Beteiligten unter 
einen Hut bringt. JK

Bayernwerk testet 
erste E-Einsatzfahrzeuge

Fünf Opel Vivaro-e im Netzgebiet Oberbayern unterwegs  
Zuverlässigkeit, Robustheit und Reichweiten im Praxistest

Die Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) hat ihre ersten Service-
techniker mit Elektro-Einsatzfahrzeugen ausgestattet. Am Stand-
ort Pfaffenhofen bekamen fünf Kollegen jeweils einen voll ausge-
statteten Transporter vom Typ Opel Vivaro-e überreicht, mit dem 
sie künftig schnell und zuverlässig zu ihren Einsatzorten gelangen 
sollen. Nach der Fahrzeugflotte für Verwaltung und Außendienst 
wird nun auch der Technikbereich des Energieversorgers in einem 
ersten Schritt umgerüstet.

Insgesamt 2.020 Fahrzeuge 
umfasst der Fuhrpark des Bay-
ernwerks an seinen 20 Unter-
nehmensstandorten in Franken, 
Ostbayern und Oberbayern. Der 
überragende Teil wird von tech-
nischen Mitarbeitern genutzt, 
die an der Versorgungssicher-
heit des Stromnetzes arbeiten. 
Dabei sind die Fahrten zu Trafo- 
stationen, Umspannwerken oder 
Freileitungen überwiegend Kurz- 
und Mittelstrecken, sei es auf der 
Straße oder im Gelände. „Der 
Service- und Dienstleistungsbe-
reich wird zukünftig elektrisch 
unterwegs sein. Dabei wollen 
wir auf unserem Weg zur Klima-
neutralität auch die Einsatzflot-
te der Techniker umrüsten und 
zunächst reine Elektrotranspor-
ter in der Fläche austesten“, er-
klärt Georg Weich, Fuhrparkslei-
ter beim Bayernwerk.

Insgesamt fünf Kollegen wer-
den in den Regionen um Rosen-
heim, Freilassing, Unterschleiß-
heim und Penzberg die E-Flitzer 
einsetzen. Gerade in der bevor-
stehenden kühleren Jahreszeit 
werden die Fahrzeuge dann die 
ersten Härtetests durchlaufen 
und sich im Realbetrieb unter Be-
weis stellen. 

Kollege Stephan Tobien ist seit 
seiner Ausbildung beim Bayern-
werk und jetzt einer der ersten 
„Testfahrer“: „Für mich klang 
das Projekt von vornherein span-
nend – hier draußen im Grünen 
die E-Mobilität im Alltag zu über-
prüfen und auszutesten, da woll-
te ich dabei sein.“ Der Service-
techniker, der unter anderem 
schon bei der Flutkatastrophe im 
Ahrtal 2021 am Wiederaufbau 
des dortigen Stromnetzes dabei 
war, kennt die Anforderungen an 
einen Servicewagen. Im Bereit-

schaftsgebiet um Grassau (Land-
kreis Traunstein) stationiert; 
wird er zu Inspektionen, Wartun-
gen oder Reparaturen nun voll- 
elektrisch unterwegs sein.

Einsatzbereit bei jedem Wetter

Abgesehen vom Fahrzeugtyp  
unterscheiden sich die neuen 
Einsatzfahrzeuge gegenüber den 
Konventionellen lediglich im An-
trieb: Anstatt fossilem Benzin- 
oder Dieselkraftstoff setzt das 
Bayernwerk in dem Pilotprojekt 
auf die Energie aus der Steck-
dose. Und mit einer 75 kwh gro-
ßen Batterie sowie 100 kW Leis-
tung sind die neuen Fahrzeuge 
auch ausreichend gerüstet, um 
bei Wind und Wetter einsatzbe-
reit zu sein. 

Im Laderaum sind wie auch 
bei den herkömmlichen Fahrzeu-
gen alle Betriebsmittel und Ge-
räte enthalten, die die Techniker 
benötigen. Bei Großwetterlagen 
oder schwerwiegenden Störun-
gen können die Kollegen auf kon-

ventionell motorisierte Fahrzeu-
ge zurückgreifen.

In seiner Nachhaltigkeitsstra- 
tegie hat sich das Bayernwerk 
bereits ambitionierte Ziele für 
die nächsten Jahre gesetzt. 
Schon jetzt entwickelt und be-
treibt der Energieversorger ei-
ne nachhaltige Netzinfrastruk-
tur und ein nachhaltiges Erzeu-
gungsportfolio. Der Umstieg auf 
Elektromobilität ist nun ein wei-
terer Baustein. Daneben wird 
beim Netzausbau im Rahmen 
von Planungsverfahren auf den 
Schutz der Ökosysteme geach-
tet. Vogelschutzmarkierungen an  
Hochspannungsleitungen gehö-
ren ebenso dazu wie ein ökologi-
sches Trassenmanagement.

Im Rahmen eines Manage-
mentsystems hat sich das Ener-
gieunternehmen zudem gezielte 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Umweltleistung gesetzt, um 
bis 2030 im Scope 1 und 2 klima-
neutral zu sein. Zudem will das 
Bayernwerk den Anteil von regi-
onalem Biomethan und synthe-
tischem Methan im Gasnetz er-
höhen und den Eigenbedarf zu 
100% aus regenerativen Energi-
en decken. In einem wiederkeh-
renden Nachhaltigkeitsbericht 
soll über den Fortschritt dieser 
konkreten Maßnahmen und die 
Erreichung der Ziele berichtet 
werden. r

Erste Stromer im Einsatzgebiet: Stephan Tobien und weitere Ser-
vicetechniker beim Bayernwerk fahren jetzt vollelektrisch zu ihren 
Inspektionen und Wartungen. Bild: Michael Bartels/Bayernwerk

Vernetzung war gefragt:

C.A.R.M.E.N.-Stammtisch für 
Betreiber von Nahwärmenetzen
In Kooperation mit dem Fachverband Holzenergie (FvH) und dem 
Fachverband Biogas (FvB) lud C.A.R.M.E.N. e.V. nach Fuchstal zu 
einem Informationstag für Nahwärmenetzbetreibende ein. 140 
Teilnehmende aus Bayern und Österreich nutzten die Gelegen-
heit, sich mit Kollegen und Kolleginnen auszutauschen und sich 
über aktuelle Themen zu informieren.

Zu diskutieren gab es viel, denn 
es herrschen turbulente Zeiten 
für Nahwärmenetzbetreibende. 
Sebastian Henghuber (FvH) und 
Markus Bäuml (FvB) zeigten in ih-
ren Referaten eindrücklich auf, 
dass die Energie- und Wärme-
wende ohne Bioenergie nicht zu 
schaffen ist. Beide forderten da-
her, die Nutzung des gesamten 
nachhaltig verfügbaren Biomas-
sepotentials zu ermöglichen. Ge-
rade vor dem Hintergrund des 
notwendigen Waldumbaus sei es 
fatal, wenn die Bundesregierung 
in ihrer derzeit in Vorbereitung 
befindlichen Biomassestrategie 
ideologisch geprägt das Biomas-
sepotential begrenze.

Unter anderem in den vergan-
genen Richtliniennovellen der 
Bundesförderung für effizien-
te Gebäude (BEG) war die Wär-
meversorgung aus Biomasse im-
mer mehr unter Druck geraten. 
Darüber informierte Sabine Hi-
endlmeier von C.A.R.M.E.N. e.V. 
Sie zeigte aber auch die För-
derchancen auf, die sich sowohl 
für die Neuerrichtung von Wär-
menetzen als auch für Erweite-
rungen ergeben. BEG, BEW und 
KWKG bieten bei passenden Ge-
gebenheiten Zuschüsse bis zu 40 
Prozent an. Darüber hinaus hält 
das Landes-Förderprogramm 
BioWärme Bayern attraktive För-

dersätze für Biomasseheizwerke 
mit Nahwärmenetz bereit.

Rechtsanwalt Micha Klewar 
von Becker Büttner Held bbh er-
läuterte den politischen Willen 
zum Ausbau von Wärmenetzen, 
der sich im jüngst verabschiede-
ten Gebäudeenergiegesetz – bes-
ser bekannt als „Heizungsgesetz“  
– und dem Gesetzesentwurf zu 
kommunalen Wärmeplanung wi-
derspiegelt. Dabei stiegen aller-
dings die gesetzlichen Anforde-
rungen an Wärmenetzbetreiber 
stetig, so Klewar. Beispielsweise 
ergeben sich aus der novellierten 
AVBFernwärmeV und der FFVAV 
umfangreiche Veröffentlichungs-
pflichten sowie Vorgaben zur Ver-
brauchserfassung und Abrech-
nung der gelieferten Wärme.

Wer langfristig ein Wärme-
netz erfolgreich und gesetzes-
konform betreiben will, kommt 
um eine fortlaufende Optimie-
rung und Digitalisierung seines 
Nahwärmeverbundes nicht um-
hin.  Eine wichtige Stellschraube 
für Effizienzsteigerungen und die 
Wirtschaftlichkeit sind niedrige 
Vor- und Rücklauftemperaturen, 
deren Effekte Othniel Zaitschek, 
Vorsitzender der entsprechenden 
AGFW-Arbeitsgruppe, eindrucks-
voll aufzeigte. Matthias Kreuzer 
vom iWE in Hof gab anschließend 
einen Überblick über die techni-

schen Anforderungen von fern-
ablesbaren und interoperablen 
Messeinrichtungen, die ab 2027 
alte Wärmemengenzähler erset-
zen müssen. Nur wer kontinuier-
lich Messdaten erhebt und diese 
auch effektiv und nutzbar auswer-
tet, kann laut Rupert Wieser von 
der Naotilus GmbH Probleme lo-
kalisieren und die Gesamteffizienz 
steigern. Er bietet seinen Kunden 
dafür eine digitale Plattform an.

Nahwärme auf der Basis von 
Bioenergie ist in Bayern weit ver-
breitet. Zukünftig sollen jedoch 
immer mehr sogenannte mulit-
valente Wärmenetze entstehen. 
Dabei wird nicht nur auf Solar- 
thermie im großen Maßstab ge-
setzt, sondern bei neueren Pro-
jekten werden auch Großwärme-
pumpen mit in die Planung ein-
bezogen. Über diese Technologie 
informierte die Teilnehmer Karl 
Ochsner von der Ochsner Wärme-
pumpen GmbH. Er erläuterte Pra-
xisbeispiele und zeigte die Mög-
lichkeiten für Effizienzgewinne im 
Zusammenspiel mit einem Bio-
massekessel auf.

Die Auswahl des Tagungsorts 
fiel auf die oberbayerischen Ge-
meinde Fuchstal, in der seit vie-
len Jahren die Gemeinde und die 
Betreibende einer Biogasanlage 
an einem Strang ziehen und einen 
Großteil des Ortes mit regenerati-
ver Wärme versorgen. So führte 
auch der Fuchstaler Bürgermeis-
ter Erwin Karg mit einer launi-
gen und mitreißenden Rede in die 
Veranstaltung ein. Um flexibel auf 
rechtliche Veränderung reagieren 
zu können, sei das Energiekonzept 
in Fuchstal mittlerweile auf viele 
Beine gestellt, so der Bürgermeis-
ter. Primär wird Abwärme einer 
Biogasanlage, die in einem Groß-
wärmespeicher gepuffert werden 
kann, in das Netz eingespeist. Die 
Lastspitzen deckt ein Hackschnit-
zelkessel ab. Zusätzlich haben die 
Fuchstaler*innen in Elektroden-
kessel investiert, um Überschuss-
strom aus eigenen Windkraftanla-
gen im Nahwärmenetz nutzen zu 
können. Die Kopplung der Sekto-
ren Strom und Wärme sowie die 
Investitionen in Speicherkapazi-
täten schaffen Unabhängigkeit 
und Flexibilität. Davon konnten 
sich die Teilnehmenden bei der 
Besichtigung der Heizzentrale im 
Anschluss an die Veranstaltung 
überzeugen. r

Hohe Versorgungssicherheit  
im Stromnetz der N-ERGIE Netz GmbH

Verbraucher, die an das Stromnetz 
der N-ERGIE Netz GmbH ange-
schlossen sind, müssen deutlich 
seltener ohne Strom auskommen 
als im Bundesdurchschnitt. Im 
Kalenderjahr 2022 lag die rechne-
rische Ausfallzeit je Verbraucher 
aufgrund ungeplanter Ereignisse,  
etwa bei Unwettern oder Lei-
tungsschäden, bei lediglich 6,7 
Minuten (2021: 6,2 Minuten). 

Dieser Wert liegt deutlich unter 
den im internationalen Vergleich 
sehr guten Zahlen für Deutsch-
land: Laut den jetzt veröffentlich-
ten Zahlen der Bundesnetzagen-

tur lag 2022 die durchschnittliche 
Versorgungsunterbrechung je an-
geschlossenem Letztverbraucher 
in Deutschland bei 12,2 Minuten 
(2021: 12,7 Minuten). 

Die Versorgungsqualität im 
Netzgebiet der N-ERGIE Netz Gm-
bH liegt damit weiterhin auf einem 
sehr hohen Niveau. Dies ist auch 
eine Folge beständiger Investitio-
nen: Bis 2030 investiert die N-ER-
GIE Netz GmbH insgesamt rund ei-
ne Milliarde Euro in ihr Stromnetz. 
Dieses umfasst Hoch-, Mittel- und 
Niederspannungsleitungen und ist 
fast 28.000 Kilometer lang. r
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bfz-Außenstelle in Deggendorf:

Einweihung der neuen 
Schulungsräume

Vor kurzem wurden die neuen Schulungsräume der bfz-Außenstel-
le in Deggendorf eingeweiht. Zur Feierlichkeit wurden Vertreter aus  
Politik, Wirtschaft, Arbeitsagenturen und bfz-Schulen begrüßt.

Anfang November feierten die  
Beruflichen Fortbildungszentren 
der Bayerischen Wirtschaft (bfz) 
mit der Außenstelle Deggendorf 
den Einzug in die neuen Räumlich-
keiten in der Hindenburgstraße 
31. Zur Einweihungsfeier kamen 
unter anderem der bayerische 
Staatsminister für Wirtschaft, 
Landesentwicklung und Energie 
Hubert Aiwanger, der Deggen-
dorfer Landrat Bernd Sibler sowie 
der Vorsitzende der Geschäfts-
führung der Agentur für Arbeit 
Peter Weindl. Ebenso nahmen 
Vertreter der Stadt Deggendorf, 
des Jobcenters und der bfz-Schu-
len an der Veranstaltung teil.

bfz als „Lebenshilfe“

Aiwanger hob in seiner Fest- 
rede die Bedeutung der bfz her-
vor. So seien die bfz nicht nur  
eine Wirtschaftshilfseinrichtung, 
sondern vielmehr eine Lebens- 
hilfe, mit deren Unterstützung ei-
ne Vielzahl an Menschen in Bay-
ern eine berufliche Perspekti-
ve erhalten. „Im bfz Deggendorf 
wird nicht geredet, hier wird et-
was für die Aus- und Weiterbil-

dung geleistet“, so der Minister.

Arbeitskräfte und  
Unternehmen vernetzen

Standortleiterin Ingrid Schmidt 
bestätigte, dass seit der Gründung 
der Beruflichen Fortbildungszen-
tren der Bayerischen Wirtschaft 
(bfz) vor 40 Jahren fünf Millionen 
Menschen geschult und weiterge-
bildet wurden. Allein in Deggen-
dorf sind es jährlich ca. 600 Men-
schen, die bei ihren beruflichen 
Perspektiven unterstützt werden. 
Die Unternehmen der Region pro-
fitieren von den gut ausgebildeten 
Fachkräften. „Wir freuen uns, dass 
wir bei der Berufsorientierung von 
Menschen, Eingliederung von Ar-
beitssuchenden und der berufs-
begleitenden Weiterbildung von 
Fachkräften unterstützen kön-
nen“, so Schmidt. „In den bfz Deg-
gendorf haben wir sehr gute Vor-
aussetzungen geschaffen, um Ar-
beitskräfte und Unternehmen zu 
vernetzen.“

Einen Einblick in die gut ausge-
statteten Schulungs- und Praxis-
räume erhielten die Gäste bei ei-
nem abschließenden Rundgang.r

Landesverbandsversammlung des LFV Bayern in Memmingen:

Hohen Standard weiter verbessern
Als „wichtiges Sprachrohr für die bayerischen Feuerwehren“ hat  
Innenminister Joachim Herrmann den Landesfeuerwehrverband 
Bayern bezeichnet. „Wir unterstützen ihn daher bereits seit vie-
len Jahren bei seiner Arbeit. Ab 2024 heben wir die Förderung des  
Verbands nochmals kräftig auf über 1,5 Millionen Euro an“, gab 
Herrmann bei der 30. LFV-Verbandsversammlung in Memmin-
gen bekannt, an der rund 500 Feuerwehrführungskräfte aus dem  
gesamten Freistaat und zahlreiche Gäste aus Wirtschaft und Po-
litik teilnahmen.

Mit Blick auf die zunehmenden 
Herausforderungen versicherte 
der Minister, die Kommunen und 
ihre Feuerwehren nach Kräften 
zu unterstützen. Ziel sei es dabei, 
auch den hohen Standard bei der 
Ausrüstung der Feuerwehren im-
mer weiter zu verbessern. In den 
vergangenen fünf Jahren habe 
der Freistaat mehr als 244 Milli-
onen Euro an Fördergeldern aus-
bezahlt.

Zudem wurden laut Herrmann 
die Förderfestbeträge für den 
Feuerwehrausbau zum 1. Juli 
2023 verdoppelt und für die Be-
schaffungen von Fahrzeugen und 
Geräten um 30 Prozent erhöht 
– eine „Anhebung in nie dage-
wesener Höhe und ein kraftvol-
les Zeichen der Unterstützung“, 
stellte der Minister fest.

Aber auch beim Thema Aus-
bildung habe der Freistaat kräf-
tig investiert und die drei Staat-
lichen Feuerwehrschulen sowohl 
baulich als auch personell her-
vorragend ausgestattet. So sei-
en seit 2011 rund 100 Millionen 
Euro in den Ausbau investiert 
und die Personalstellen seit 2010 
mehr als verdoppelt worden.

Spitzenreiter beim 
Feuerwehr-Nachwuchs

Erfreut zeigte sich Herrmann 
darüber, dass Bayern dank 
der hervorragenden Jugend-
arbeit im bundesweiten Ver-
gleich Spitzenreiter beim Feu-
erwehr-Nachwuchs ist. In rund 
5.100 Feuerwehren mit Jugend-
gruppen würden über 45.000 
Jugendliche auf den Feuerwehr-
dienst vorbereitet. Als echte Er-
folgsgeschichte bezeichnete der 
Minister die über 1.000 Kinder-
feuerwehren mit rund 15.000 
Mädchen und Jungen.

Derzeit endet der Feuerwehr-
dienst mit Erreichen des 65. Le-
bensjahres. Herrmann kündig-
te an, in der nächsten Zeit hier-
zu den Austausch insbesonde-
re auch mit dem LFV suchen zu 
wollen und darüber zu disku-
tieren, wie gemeinsam flexible 
Lösungen für die Altersgrenze 
sowie das Eintrittsalter für die 
Kinder- und Jugendfeuerweh-

ren gefunden werden können.
In seiner Grundsatzrede prä- 

sentierte der Vorsitzende des  
Landesfeuerwehrerbands Bay- 
ern, Johann Eitzenberger, zu-
nächst die neue Einsatz- und Mit-
gliederstatistik 2022: 270.000 
Einsätze, davon 23.000 Brände, 
135.000 Technische Hilfeleistun-
gen, 30.000 Fehlalarme. Insge-
samt 330.000 aktive Feuerwehr-
dienstleistende, davon 319.000 
Ehrenamtliche, leisteten ihren 
Dienst in 7.493 Freiwilligen Feuer-
wehren, 214 Werk- und Betriebs-
feuerwehren und den sieben Be-
rufsfeuerwehren in Bayern.

Eitzenberger zufolge wurden 
noch nie in den nun über 150 
Jahren des organisierten, bür-
gerschaftlich geprägten Feuer- 
löschwesens in Bayern mehr 
Einsätze als heute geleistet. „Und 
das in der Regel immer routi-
niert, gut ausgebildet und erfolg-
reich. Eine unglaubliche Leistung 
auf die wir - zumal überwiegend 
im Ehrenamt geleistet - dankbar 
und stolz sein dürfen“, unter-
strich der Vorsitzende.

Höhere Förderfestbeträge 
für Feuerwehrausbau 

Mit Blick auf die Anhebung 
der Förderfestbeträge für die 
Beschaffung von Feuerwehr-
fahrzeugen und -geräten so-
wie den Bau von Feuerwehrge-
rätehäusern zum 1.Juli 2023 er-
klärte Eitzenberger: Diese An-
hebung der Förderbeträge für 
die Ausstattung der Bayerischen 
Feuerwehren ist ein Erfolg un-
serer beharrlichen, verbandli-
chen Forderung als Interessens-
vertretung der Bayerischen Feu-
erwehren gegenüber der Poli-
tik. Die Umsetzung stellt nicht 
nur eine starke Unterstützung 
der kommunalen Feuerwehren 
durch den Freistaat Bayern dar, 
sondern ist ein gutes Beispiel 
dafür, wie die gemeinsame, un-
ermüdliche Verbandsarbeit zu 
realen Verbesserungen vor Ort 
führen kann.“

Insbesondere das Konzept „Ka- 
tastrophenschutz Bayern 2025“ 
wurde im Rahmen der Landes-
verbandsversammlung themati-

siert. Mit diesem Konzept wur-
den laut Eitzenberger „alle zen-
tralen Forderungen aus dem 
Bereich der Feuerwehr, die in 
unseren Fachgremien sowie der 
vfdb und der AGBF gemeinsam 
erarbeitet und im Positionspa-
pier zum Katastrophenschutz 
des LFV Bayern enthalten sind, 
nahezu vollständig aufgegrif-
fen“. Vor allem zeigte sich der 
Vorsitzende darüber erfreut, 
dass die Kompetenz der ehren-
amtlichen Feuerwehrführungs-
kräfte vor Ort stärker anerkannt 
und genutzt werden soll und 
so die örtlichen Strukturen ge-
stärkt werden können.

Errichtung eines BayMLZ

Innenminister Herrmann leg-
te sein Augenmerk auch auf die 
Programmpunkte Errichtung ei-
nes Bayerischen Melde- und La-
gezentrums Bevölkerungsschutz 
(BayMLZ) im Innenministerium, 
die Einrichtung überörtlicher 
Katastrophenschutzlager sowie  
die Notwendigkeit autarker 
Einheiten im Rahmen der Hil-
feleistungskontingente. Zu den  
Hauptaufgaben des BayMLZ 
zählten neben der fortlaufen-
den Lagebeobachtung sowie ei-
ner Bewertung und Weitergabe 
dieser Lageinformationen Vor-
bereitungen für eine gegebe-
nenfalls erforderliche frühzeiti-
ge Reaktion und die Einleitung 
von Maßnahmen zur Bewälti-
gung der konkreten Lage. Das 
BayMLZ sei ständiger Ansprech-
partner für das Lagezentrum 
Bayern und Single Point of Con-
tact (SPOC) für nationale Warn- 
und Meldeverfahren und somit 
Kontaktstelle für nachgeordne-
te Behörden, die Hilfsorganisa-
tionen, das THW und die Bun-
deswehr sowie das Gemeinsa-
me Lagezentrum von Bund und 
Ländern (GMLZ).

Bayern werde künftig auch ei-
ne überörtliche Vorhaltung von 
Spezialressourcen und spezifi-
schen Einsatzmitteln in dezent-
ralen Katastrophenschutzlagern, 
idealerweise auf Regierungsbe-
zirksebene, ermöglichen. Um 
Kosten zu minimieren, seien Sy-
nergien mit dem Bayerischen 
Pandemiezentrallager und dem 
THW-Lager zu prüfen und zuvör-
derst zu realisieren.

Das Konzept länder- und staa-
tenübergreifende Katastrophen-
hilfe sowie überregionale Kata-
strophenhilfe innerhalb Bayerns 
mit der Vorabfestlegung von 
Hilfeleistungskontingenten ist  

Herrmann zufolge zukunftsge-
richtet fortzuschreiben. Dies 
betreffe den Sanitätsdienst, den 
Bereich der Feuerwehr und die 
Wasserrettungszüge Bayern. Ziel 
sollte die Ausstellung vollständig 
autarker Einheiten sein.

Mit Blick auf die künftigen 
Schwerpunkte der Verbandsar-
beit sagte Eitzenberger: „Ein be-
sonderes Anliegen ist es mir, die 
Kinderfeuerwehrbetreuerinnen 
und Betreuer in ihrer Qualifizie-
rung zu fördern; sie sind es, die 
den Feuerwehrnachwuchs von 
Morgen fördern. Das verdient 
nicht nur Anerkennung und lo-
bende Worte, sondern auch 
ganz konkrete Unterstützung 
bei ihrer alltäglichen Arbeit, et-
wa in Form einer leicht zugäng-
lichen und strukturierten Aus-
bildung.“

Ehrenamt im Fokus

Ebenfalls von besonderer Be-
deutung werde angesichts der 
gesamtgesellschaftlichen Ent-
wicklung die Förderung feuer-
wehrfreundlicher Rahmenbedin-
gungen für das Ehrenamt sein – 
seien es neue und ergänzende 
Formen der Anerkennung, Maß-
nahmen zur Förderung von Viel-
falt in den Feuerwehren, der 
Ausbau der Kommunikations-
strukturen oder auch eine ange-
messene Berücksichtigung des 
Bereichs der Feuerwehrhistorie 
und des Archivwesens. „Ge-
meinsam als Verband mit rund 
880.000 Mitgliedern können wir 
aus der Mitte der Gesellschaft 
heraus viel erreichen – für uns 
als Feuerwehrdienstleistende 
und Vereinsmitglieder, aber auch 
für die Bürgerinnen und Bürger 
in Bayern insgesamt“, teilte der 
Verbandschef mit. 

Der verbandliche Teil der Ver-
sammlung wurde durch zwei 

Fachvorträge zum Themenbe-
reich Digitalisierung und Kom-
munikation bereichert. Beatrix 
Hertle, Landesgeschäftsführerin  
lagfa bayern e.V. stellte das Pro-
jekt „digital verein(t)“ vor. Im 
Rahmen dieses Projekts besteht 

eine Kooperation mit dem LFV 
Bayern. Jonathan Hildebrand, 
Geschäftsführer der Connact 
GmbH, präsentierte die neue 
LFV Bayern App, die pünktlich 
zur Versammlung in eine zwei-
monatige Testphase startete. DK

Neuer Einsatzleitwagen
Feierliche Übergabe bei der Freiwilligen Feuerwehr Stein

Im Beisein von Bürgermeister Kurt Krömer, dem stellvertretenden 
Landrat Franz Forman, Brandschutzreferent Robert Bauer, Ehren-
gästen sowie vielen Mitgliedern des Steiner Stadtrates wurde im 
Oktober offiziell der neue Einsatzleitwagen (ELW) mit dem Funk- 
rufnamen 55/12/1 übergeben. 

Die Anschaffungskosten be-
laufen sich auf rund 195 000 Eu-
ro, diese Summe beinhaltet ei-
ne Förderung des Freistaats Bay-
ern in Höhe von 30 000 Euro. So-
weit die nackten Fakten. Aber 
hinter diesen Zahlen verbirgt 
sich die fundamentalste Auf-
gabe der Stadtverwaltung: Die 
größtmögliche Sicherheit für die 
Steiner Bevölkerung zu gewähr-
leisten. Zwar wurde der Wagen 
jetzt feierlich übergeben, im 
Einsatz befand er sich dennoch 
schon einige Male. Der 1. Kom-
mandant Dominik Datz stellte 
die technische Ausstattung des 
ELW 55/12/1 etwas genauer vor: 
„55 steht für die Ortskennung 
Stein, 12 ist die Fahrzeugkatego-
rie und 1 steht für die Anzahl. Es 
verfügt über umfangreiche EDV- 
und Kommunikationstechnik zur 
Koordination von Einsätzen. Im 
Heckbereich befinden sich diver-

se Gerätschaften. Diese können 
die Feuerwehr-Führungskräf-
te zur Planung und Besprechung 
von Einsatzlagen und -taktiken 
nutzen. Dazu gehören unter an-
derem Haftfolien, die man auf 
der Außenseite des Fahrzeugs 
anbringen und darauf das ak- 
tuelle Einsatzgeschehen auf-
zeichnen kann. Verkehrsabsiche- 
rungen und die Bekämpfung 
von Kleinbränden sind mit dem 
neuen Einsatzleitwagen ebenso 
möglich.“

Krömers Dank

Erster Bürgermeister Kurt Krö-
mer nutzte die Übergabe, um 
seinen Dank auszusprechen: „Im 
vergangenen Jahr wurden 439 
Einsätze im Stadtgebiet Stein 
gefahren. Zum heutigen Tag sind 
es bereits 239 Einsätze. Es ge-
bührt euch Respekt und Aner-

kennung für diesen ehrenamt-
lichen Einsatz an 365 Tagen im 
Jahr rund um die Uhr zur Sicher-
heit unserer Bürger. Es ist keine 
Selbstverständlichkeit. Ich kann 
mich nur von ganzem Herzen da-
für bedanken. Als Bürgermeister 
aber auch im Namen aller Stei-
ner Bürgerinnen und Bürger.“

Der stellvertretende Landrat 
Franz Forman beglückwünsch-
te die Feuerwehr Stein zu ihrem 
neuen Fahrzeug und sprachen 
der Stadt Stein ihren Dank aus, 
in die Sicherheit der Steiner Be-
völkerung richtig zu investieren. 
Dominik Datz ergänzte: „Mein 
besonderer Dank geht an unse-
ren Bürgermeister Kurt Krömer 
und an unseren Brandschutzre-
ferenten Robert Bauer. Sie ha-
ben immer und in jeder Situati-
on ein offenes Ohr für uns. Ge-
meinsam mit dem Stadtrat tun 
sie alles in ihrer Macht stehen-
de, damit die Steiner Feuerwehr 
auf dem neuesten technischen 
Stand ist.“ Zum Abschluss der 
Übergabe segnete Pfarrer Cle-
mens Mennicken den neuen Ein-
satzleitwagen. r

https://www.bvk-zusatzversorgung.de/terminbuchung
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Gemeinde Mamming, rund 
3.600 Einwohner. Mit der Nach-
bargemeinde Gottfrieding bil-
den wir eine Verwaltungsge-
meinschaft.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Seit 1.5.2020, hauptamtlich.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Ich bin gelernte Verwaltungs-
fachangestellte und war bis zu 

Kanalleitungen und des Stra-
ßennetzes.

Die Nahversorgung für die 
Bürger muss langfristig gesi-
chert werden. Wir haben (noch) 
kleinere Geschäfte im Ort. Für 
eine Supermarktansiedlung, 
fehlt es derzeit am benötigten 
Einzugsbereich.
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-
nen und Kollegen?

Es hilft, sich nicht auf die Pro-
bleme zu konzentrieren, son-
dern darauf, welche Lösungen 
es dafür geben kann. Getrof-
fene Entscheidungen gefallen 

Irmgard Eberl
Erste Bürgermeisterin  

der Gemeinde Mamming

meinem Amtsantritt auch in diesem Beruf tätig.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Ich wurde gefragt, ob ich kandidieren möchte 

und ich habe zugesagt, weil ich mich für meine 
Heimatgemeinde, in der ich aufgewachsen und 
verwurzelt bin, einsetzen möchte.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich habe in der Verwaltungsgemeinschaft 
Mamming meine Ausbildung gemacht und in 
über 30 Jahren fast alle Bereiche durchlaufen. 
Daher sind mir Verwaltungsabläufe, die Arbeit 
des Gemeinderates, die Aufgaben eines Bürger-
meisters bestens bekannt.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Die Corona-Zeit mit ihren Beschränkungen und 
deren Folgen in sämtlichen Lebensbereichen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Wir bauen gerade ein großes Haus für Kinder 
mit acht Gruppen in unserer Ortsmitte, um die 
benötigten Betreuungsplätze auch in Zukunft be-
reitstellen zu können. Dies fordert uns finanziell 
sehr stark, so dass wir uns die nächste Zeit nur 
auf Pflichtaufgaben konzentrieren können. Er-
satzfahrzeuge für die Freiwilligen Feuerwehren 
müssen beschafft werde. Ein Wasserversorger, 
der bisher als Verein geführt wurde, findet keine 
Vorstandschaft mehr. Hier kümmern wir uns der-
zeit, um eine sichere und langfristige Lösung für 
die Trinkwasserversorgung. Uns beschäftigt auch 
die Suche und Ausweisung von geeigneten Ge-
werbeflächen, um einheimischen Betrieben die 
Möglichkeit zu geben in der Gemeinde zu bleiben 
und sich zu entwickeln.
Womit werden Sie sich noch auseinanderset-
zen müssen/wollen? 

Ein wichtiges Thema ist und wird es auch die 
nächste Zeit sein, unsere Infrastruktur zu erhal-
ten. Es steht unter anderem die Sanierung der 
Kläranlage an, die laufenden Sanierungen von 

nicht allen, informieren Sie die Bürger, warum 
gerade so und nicht anders gehandelt werden 
konnte. Bleiben Sie ansprechbar und haben Sie 
ein offenes Ohr für die Sorgen und Nöte Ihrer Bür-
gerinnen und Bürger. Das kann auch auf der Stra-
ße sein, in Vereinsversammlungen oder bei Ver-
anstaltungen. In einer kleineren Gemeinde, wie 
bei uns, halte ich das persönliche Gespräch für 
äußerst wichtig.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Wichtige Themen berate ich zunächst mit mei-
nen beiden Stellvertretern. Sie werden im Ge-
meinderat möglichst frühzeitig diskutiert und 
dort entschieden. Je nachdem um welches Vorha-
ben es sich handelt, informieren wir die Bürger in 
Infoveranstaltungen, geben Informationsschrei-
ben heraus, laden zu „Runden Tischen“ mit dem 
betroffenen Personenkreis ein und als Bürger-
meisterin stehe ich für die Bürger für ein persön-
liches Gespräch gerne zur Verfügung. In der Ver-
waltung besprechen wir die anstehenden Aufga-
ben, die Umsetzung der Gemeinderatsbeschlüsse 
sowie die Vorgehensweise mit Geschäftsleitung 
und den zuständigen Sachbearbeitern.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Videokonferenzen finde ich in der täglichen Ar-
beit sehr praktisch. Die Umsetzung der Digitali-
sierung für Verwaltungsabläufe ist zum Teil schon 
geschehen. Manches bleibt, trotz Online-Mög-
lichkeit, umständlich, weil eine persönliche Un-
terschrift erforderlich ist. Umstellungen und  
Neues erfordern bei der Einführung und Umset-
zung recht hohen Personaleinsatz und oft auch 
Überzeugungsarbeit für die Anwendung bei Mit-
arbeitern. Der einzuhaltende Datenschutz treibt 
auch „seine Blüten“ und verlangsamt und er-
schwert den Prozess der Digitalisierung.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

In der Ruhe liegt die Kraft!
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Eine Bürgermeisterin, die für die Mamminger 
viel Positives bewirkt hat und die Gemeinde vor-
angebracht hat. r

Bayerische  
Wahlergebnisse

Versehentlich veröffentlichte die GZ in ihrer jüngsten Ausgabe das 
Ergebnis der Bürgermeisterwahl in der Gemeinde Mespelbrunn aus 
dem Jahr 2018. Stephanie Fuchs wurde kürzlich erneut zur Rathau-
schefin der Spessart-Gemeinde bestimmt, jedoch war sie dieses Mal 
die einzige Bewerberin. Bei einer Wahlbeteiligung von 67,4 Prozent 
erhielt die CSU-Politikerin 81,1 Prozent der abgegebenen gültigen 
Stimmen. Wir bitten, den Fehler zu entschuldigen!

In der Gemeinde Mönchsroth 
(Landkreis Ansbach) siegte Fran-
ziska Mattmann (Freie Wähler-
gruppe/Freie Bürgerliste) mit 
89,8 Prozent der Stimmen und 
wird damit Nachfolgerin von 
Edith Stumpf (Freie Bürgerliste). 
Die 29-jährige Mattmann war die 
einzige Bewerberin um den Pos-
ten. Die Wahlbeteiligung lag bei 
37 Prozent.

Auch die Marktgemeinden Ti-
ttling und Aidenbach im Land-
kreis Passau wählten neue Rat-
hauschefs. In Tittling gewann Jo-
sef Artmann von der CSU mit 61,8 
Prozent der Stimmen. Der un-
terlegene Kandidat Tobias Krenn 
(parteilos), der für die Freien 
Wähler ins Rennen ging, erhielt 
38,2 Prozent der Stimmen. Wahl-
beteiligung: 58 Prozent.

In Aidenbach ist nun Robert 
Grabler (CSU) neues Gemein-
deoberhaupt. Der zuvor zwei-

te Bürgermeister führte bereits 
seit dem plötzlichen Tod von Karl 
Obermeier (CSU) im Juli die Ge-
schäfte. Er war der einzige Kandi-
dat und vereinte 96,9 Prozent der 
Stimmen auf sich. Die Wahlbetei-
ligung lag bei 43 Prozent.

Wechsel auch im Landkreis 
Fürth: Der bisherige Bürgermeis-
ter in Cadolzburg Bernd Obst 
(CSU), gewann die Landratswah-
len mit 56,1 Prozent der Stimmen 
deutlich vor den weiteren vier Be-
werbern Marco Maurer (gemein-
samer Kandidat von Grünen und 
SPD/28,9 Prozent), Krzystof Ma-
lowaniec (AfD/7,5 Prozent), Fe-
lix Kißlinger (FW/6,4 Prozent) und 
Christian Löbel (Linke/1,2 Pro-
zent). Obst wird damit Nachfolger 
von Landkreischef Matthias Dießl, 
der ab Januar 2024 das Amt des 
Präsidenten des Sparkassenver-
bandes Bayern übernimmt. Wahl-
beteiligung: 45,3 Prozent.  DK

Verleihung der mittelfränkischen Integrationspreise:

Wider Extremismus und Spaltung
Die Bayerische Integrationsbeauftragte Gudrun Brendel-Fischer und 
Regierungspräsidentin Dr. Kerstin Engelhardt-Blum haben in Nürn-
berg die Integrationspreise für den Regierungsbezirk Mittelfranken 
verliehen. Insgesamt wurden vier besonders gelungene, nachhaltige 
und erfolgversprechende Integrationsprojekte mit einem Gesamt-
betrag von 5.000 Euro ausgezeichnet.

Mit dem 1. Preis wurde der 
FLEck e. V. aus Eckental für sein 
Projekt „Bildung und Ausbildung 
von Frauen als Mittelpunkt der 
Familie zur dauerhaften Integra-
tion ohne Parallelgesellschaften“ 
bedacht. Ob Integration gelingt 
und sich Familien bei der Inte- 
gration nach außen öffnen, hängt 
entscheidend auch von den Mög-
lichkeiten der Frauen in den ge-
flüchteten Familien ab. Da sie 
sich in erster Linie um die Erzie-
hung der Kinder kümmern, sind 
diese Mütter häufig von der Teil-
habe am Arbeitsmarkt ausge-
schlossen. Sie sind sogar von 
der Pflicht zu Integrationskursen 
befreit, weil es stellenweise an 
entsprechender Kinderbetreu-
ung fehlt. An diesem Punkt setzt 
FLEck an und unterstützt diese 
Mütter. Dem Verein ist zudem 
wichtig, jungen Frauen die glei-
chen Bildungschancen zu ermög-
lichen, die jungen Männern eröff-
net werden.

Fahrradkurs für Frauen

Mit dem 2. Preis ausgezeich-
net wurde das Freiwilligen-Zen-
trum Fürth für seinen „Fahrrad-
kurs für Frauen“. Dieses Projekt 
wird in Kooperation mit dem Bay-
erischen Landes-Sportverband 
durchgeführt. Der BLSV stellt 
dabei geeignete Fahrräder, Hel-
me und Schutzwesten zur Verfü-
gung. Ziel ist es, Frauen – gleich 
welcher Herkunft - das Fahrrad-
fahren zu lernen und dabei ande-
re Frauen kennenzulernen. Durch 
die daraus resultierende neue 

Mobilität werden die Teilneh-
merinnen selbständiger.

Zwei 3. Preise gingen an den 
ESV Treuchtlingen 1883 e.V. für 
„Sport nach 1 in Schule und Ver-
ein“ sowie an nehemia team e. 
V. aus Fürth mit dem Projekt 
„Flüchtlinge willkommen heißen 
in Nürnberg und Fürth“. Das Pro-
jekt „Sport nach 1 in Schule und 
Verein“ wurde bereits im Au-
gust 2007 von der Tennisabtei-
lung des ESV Treuchtlingen ins 
Leben gerufen und wird in Ko-
operation mit dem Bayerischen 
Kultusministerium und dem Bay-
erischen Landesportverband be-
trieben. Ziel ist es, möglichst vie-
len Schülern, gleich welcher Her-
kunft, den Tennissport „nach 1“, 
also direkt nach der Schule, nä-
herzubringen. Die Verantwortli-
chen der Tennisabteilung des ESV 
Treuchtlingen arbeiten dazu mit 
den ortsansässigen Schulen zu-
sammen. Interessierte Schüler 
können das ganze Jahr über Trai-
nerstunden von geprüften Ten-
nistrainerinnen und -trainern er-
halten. Vermittelt wird das Ange-
bot von den Schulen über Eltern-
briefe.

Der Verein nehemia team be-
treibt in Nürnberg schon seit 
2014 und in Fürth seit 2022 inter-
kulturelle Kontakt- und Willkom-
menscafés. Ziel ist es, geflüchte-
te und zugewanderte Menschen 
und Einheimische zusammenzu-
bringen. In einer freundlichen At-
mosphäre kann man sich näher 
kennenlernen, es können aber 
auch die deutschen Sprachkennt-
nisse verbessert werden.  DK

25-jähriges Jubiläum der Euregio Inntal:

Werben für den  
europäischen Gedanken

Im Rahmen ihrer Vollversammlung feierte die Euregio Inntal mit 
namhaften Persönlichkeiten im Premierenhaus der Festspiele in Erl 
(Tirol) kürzlich ihr 25-jähriges Jubiläum. Rund 70 Mitglieder, darun-
ter der Landtagsabgeordnete und 2. Bürgermeister der Stadt Ro-
senheim Daniel Artmann, der Landrat des Landkreises Rosenheim  
Otto Lederer, der stellvertretende Landrat des Landkreises Traun-
stein Sepp Konhäuser, der Bezirkshauptmann von Kufstein Dr. 
Christoph Platzgummer und der Bezirkshauptmann von Kitzbühel 
Dr. Michael Berger, zudem Bürgermeister der bayerischen und Tiro-
ler Gemeinden sowie die ehemaligen Euregio- Präsidenten Franz 
Xaver Heinritzi und Hubert Wildgruber, wurden vom amtierenden 
Präsidenten Christoph Schneider herzlich willkommen geheißen.

Erls Bürgermeister Georg Ai-
cher-Hechenberger erinnerte 
eingangs daran, dass Erl 1998 
Gründungsort der Euregio Inntal 
war. Die Bedeutung der Euregio 
Inntal für die Stärkung der Zu-
sammenarbeit von Bayern und 
Tirol hob Martin Traxl vom Amt 
der Tiroler Landesregierung (Ab-
teilung Landesentwicklung und 
EU-Regionalentwicklung) her-
vor, ehe Präsident Schneider 
und Euregio-Geschäftsführerin 
Esther Jennings die zahlreichen 
Aktivitäten und grenzüberschei-
tenden Projekte der vergange-
nen zwölf Revue passieren lie-
ßen.

Bessere Vernetzung  
und Kooperation

Beispielhaft wurden dabei die 
Europatage in Kufstein und Kie-
fersfelden, die Neugründung 
des Euregio Orchesters und das 
grenzüberschreitende Business 
Speed-Dating genannt. Letzteres 
dient der besseren Vernetzung 
und daraus folgenden Koope-
rationsmöglichkeiten für Unter-
nehmer im Grenzraum. Gerade 
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit stärkt die Grenzre-
gion und macht die Unterneh-
menslandschaft wettbewerbs-

fähig im Vergleich zu Metropol-
regionen wie München oder zu 
Einzugsgebieten wie Innsbruck.

Auch in punkto grenzüber-
schreitender ÖPNV konnte die 
Euregio Inntal Erfolge mit der 
Ausweitung des Klimatickets Tirol 

Mit einem KlimaTicket kön-
nen nunmehr ohne Aufpreis 
auch die stündlich fahrenden 
Züge der Bayerischen Regio-
bahn zwischen Kufstein, Kie-
fersfelden und Oberaudorf ge-
nutzt werden. Somit erweitert 
sich für Kunden das Netzgebiet 
mit 44 Zugverbindungen täglich 
ohne Extrakosten. Neukunden 
können ihren Wohnsitz auch in 
Deutschland haben. Das Ange-
bot des VVT ist dabei umfang-
reich und umfasst neben dem 
Klimaticket Tirol etwa auch ei-
gene Tickets für Senioren, Stu-
denten, Schüler und Lehrlin-
ge. Ein großer Unterschied zum 
Deutschlandticket ist, dass bei 
allen VVT-Netzkarten auch der 

Landrat Otto Lederer, Euregio-Präsident Christoph Schneider so-
wie Vizepräsidentin Barbara Schwaighofer.  Bild: Rainer Nitzsche

bis Oberaudorf vorweisen, nicht 
zuletzt auch wegen der engen 
Kooperation mit der Genossen-
schaft Kufstein Mobil. Nach lan-
ger Vorbereitungszeit wurde am 
1. Juli 2023 der Gültigkeitsraum 
für Zeitkarten des Verkehrsver-
bundes Tirol (VVT) auf die beiden 
Inntalgemeinden Kiefersfelden 
und Oberaudorf erweitert.

Fernverkehr, sprich Railjet, Eu-
roCity und ICE, uneingeschränkt 
genutzt werden kann.

Verleihung  
Verdienstmedaille

Ein weiterer Höhepunkt der 
Festveranstaltung war die Ver-
leihung der Verdienstmedail-
le der Stadt Rosenheim durch 
2. Bürgermeister Daniel Art-
mann an den Ehrenpräsidenten 
und Euregio-Mitgründer Wal-
ter J. Mayr für dessen herausra-
gendes Engagement für den Eu-
regio Inntal-Raum. „Wenn es die 
Euregio Inntal-Chiemsee-Kaiser-
gebirge-Mangfalltal nicht schon 
gäbe, wäre die Gründung ein 
Gebot der Stunde“, unterstrich 
Mayr. Das Motto der Europäi-
schen Union „in Vielfalt geeint“ 
solle weiterhin als Leitgedanke 
das Zusammenleben in der ge-
meinsamen Heimatregion tra-
gen.

Einen Einblick in die aktuellen 
Herausforderungen und Chan-
cen, mit denen die Europäische 
Union konfrontiert ist, bot die 
Podiumsdiskussion „Quo Vadis 
Europa?“. Wie Schneider aus-
führte, spüre er mit Blick auf die 
Wahlen des europäischen Parla-
ments im nächsten Jahr „für un-
sere Institution mit seinen zahl-
reichen Mitgliedern und Freun-
den eine außerordentliche Ver-
antwortung: Nur ein durch die 
Europäische Union gefestigter 
und starker Kontinent wird uns 
global wettbewerbsfähig halten. 
Deshalb müssen wir mit unse-
rer Euregio in unseren Landkrei-
sen und Bezirken für den euro-
päischen Gedanken werben. Wir 
müssen klar ersichtlich aufzei-
gen, welche Vorteile und Errun-
genschaften die Menschen auf-
grund eines starken Europas tag-
täglich erleben dürfen.“

Laut Barbara Thaler, EU-Ab-
geordnete und Präsidentin der 
Tiroler Wirtschaftskammer, 
„müssen wir weiter an den 
Schwächen der Union arbeiten,  
aber vor allem auch immer wie-
der an die Vorteile erinnern, die 
wir durch die EU besonders in 
grenznahen Regionen spüren. 
Die Euregio Inntal leistet hier ei-
nen wichtigen Beitrag.“

Landtagsabgeordneter und 2. 
Bürgermeister Daniel Artmann 
zufolge ist die EU „ein politi-

sches und wirtschaftliches Bünd-
nis, das ursprünglich mit dem 
Ziel gegründet wurde, die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedsländern 
zu fördern und einen dauerhaf-
ten Frieden auf dem Kontinent 
zu gewährleisten“. Seitdem habe 
die EU ihre Rolle erweitert und 
spiele heute eine entscheiden-
de Rolle in vielen Bereichen, von 
Wirtschaft und Handel bis hin zu 
Umweltschutz und sozialer Zu-
sammenarbeit. „Dafür müssen 
wir uns gemeinsam weiter ein-
setzen!“

„Die Euregio Inntal macht die 
Europäische Union mit Veran-
staltungen wie dieser und zahl-
reichen grenzüberschreitenden 
Projekten regional spürbar“, be-
tonte die Euregio Inntal-Vize-
präsidentin Barbara Schwaig- 
hofer. Ehrenpräsident Walter 
J. Mayr erklärte: „Mit der Un-
terzeichnung des Vertrages 
von Maastricht am 1.Novem-
ber 1993 wurden wir unabhän-
gig von den nationalen Staats-
bürgerschaften zu Bürgern der 
Europäischen Union. Ein sehr  
wichtiger Meilenstein der Ge-
schichte!“

Einigkeit bestand bei den Dis-
kussionsteilnehmern, dass zahl-
reiche Errungenschaften und 
Werte, für die die Europäische 
Einigung verantwortlich zeich-
net, in der Bevölkerung leider 
als zu selbstverständlich gelten. 
Man nehme einen Rechtsruck 
und eine drohende soziale Insta-
bilität wahr. Präsident Christoph 

Schneider appellierte deshalb an 
die gemeinsame Verantwortung 
aller politischen Ebenen und for-

derte diese in bewegten Zeiten 
zu einem größeren Zusammen-
halt auf.  DK
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Wie sagte der Bürgermeis-
ter nach der Verkündung der 
Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts, mit der die-
ses das zweite Nachtragshaus-
haltsgesetz des Bundes für 2021 
für verfassungswidrig erklärte: 
Jetzt werden die in Berlin wieder 
lernen müssen, mit dem Geld 
auszukommen, das sie haben.

Gut, ganz so hart wird es 
für die Bundesregierung nicht 
kommen, wenngleich der Bundesfinanzminister 
davon sprach, dass die Republik kein Einnahme-
problem hätte, sondern die Bundesregierung bei 
der Priorisierung der Ausgabenzwecke versa-
ge. Denn trotz der grundgesetzlich festgelegten 
Schuldenbremse, die in Karlsruhe auf den Prüf-
stand gestellt und ordentlich nachgezogen wur-
de, bleibt dem Bund ein erheblicher Verschul-
dungsspielraum, der tendenziell größer wird. 
Was halt in Zukunft nicht mehr gehen wird, sind 
finanzpolitische Hütchenspielertricks, mit denen 

Kreditermächtigungen fröhlich von einem Schat-
tenhaushalt in den nächsten verschoben wer-
den, um für die Koalitionsparteien die jeweils 
beste aller Welten zu schaffen: Für die SPD und 
die Grünen das Ausgabenwunderland für Sozia-
les und Klima, für die FDP die Illusion vom soli-
den Wirtschaften.

Gut, ohne Schulden wird der Bund noch vie-
le Jahre nicht auskommen. Auch eine Vielzahl 
von Kommunalhaushalten hängen am Tropf von 
Kreditlinien, die dabei helfen, die Schere zwi-
schen Einnahmen und notwendigen Ausgaben 
zu schließen. Die Betonung liegt bei notwendig, 
denn wenn bei einer Kommune das Schuldenma-
chen überhand nimmt, ist ruck-zuck die Regie-
rung im Haus und übernimmt das Kommando. 
Damit die Kommunen in unserem schönen Bay-
ernland auch solide wirtschaften.

Denn Schulden sind ja per se nichts Schlech-
tes. Es ist wirtschafts- und fiskalpolitisch sogar 
höchst vernünftig, investive Ausgaben, die etwas 
schaffen, das für mehrere Jahre oder sogar eini-
ge Generationen nutzbar ist (z.B. Kanäle, Eisen-
bahnstrecken, Flughäfen, U-Bahnen, Brücken) 

nicht nur dem Steuerzahler des 
Baujahres in Rechnung zu stel-
len, sondern via Kreditaufnah-
me auch künftige Nutzer über 
deren in der Zukunft zu leisten-
de Steuerzahlungen, die dann 
in Zins und Tilgung fließen, an 
den Investitionen zu beteiligen. 
Ausgehend von den Überlegun-
gen des Bundesverfassungsge-
richts zu den Verpflichtungen 
der gegenwärtigen Regierung, 

Maßnahmen zu ergreifen, um die Klimaschutz-
ziele 2045 oder 2050 zu erreichen, wäre sogar 
die Überlegung nicht fernliegend, einen Teil der 
staatlichen Ausgaben für die Dekarbonisierung 
der deutschen Wirtschaft über die Generationen 
hinweg durch Kreditaufnahme zu verteilen. Aber 
dann bitte ehrlich und offen und nicht tricksend 
und heimlich.

Denn Schulden haben natürlich die beschrie-
bene, erwünschte Verteilungswirkung über die 
Haushaltsjahre und Generationen hinweg. Sie 
haben aber auch den Nachteil, dass sie künfti-
ge Haushalte durch die Belastungen mit Zins und 
Tilgung stark vorprägen und damit Gestaltungs-
spielräume künftiger Regierungen einschränken. 
Deshalb die Schuldenbremse, die dem Staat auf-
gibt, die Verschuldung in einem Rahmen zu hal-
ten, der noch tragbar ist und künftige Genera-
tionen nicht aussaugt. Ein Wirtschaftswissen-
schaftler hat so nett wie zutreffend formuliert, 
dass die Schuldenbremse von Politikern entwi-
ckelt wurde, die sich selbst nicht über den Weg 
getraut haben, solide Haushaltspolitik zu ma-
chen.

Wie berechtigt dieses Misstrauen war, zeigen 
ja jetzt wieder die vielen Stimmen, die Schulden-
bremse abzuschaffen. Geld auszugeben ist halt 
doch zu verlockend, obwohl die Zinslasten des 
Bundes schneller steigen als der Blutdruck der 
Hauseigentümer nach Lektüre des Heizungs-
gesetzes. Denn der Bund hat sich in den Zeiten 
niedriger oder sogar negativer Zinsen nicht lang-
fristig, sondern vorwiegend kurzfristig verschul-
det, was dazu führt, dass jetzt für fällige Um-
schuldungen exorbitant höhere Zinsen zu zah-
len sind, als vormals aufgerufen worden wären. 
Es wäre reizvoll, den damaligen Bundesfinanz-
minister und heutigen Kanzler zu fragen, warum 
das so war. Ob er sich erinnern kann?

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Das Ende der  
Hütchenspielertricks

Konstituierende Sitzungen der Bezirkstage:

Neue Gesichter an der Spitze
Die neu gewählten Bezirkstage im Freistaat haben ihre Arbeit aufge-
nommen. Bei den konstituierenden Sitzungen in den sieben Regio-
nalparlamenten von Aschaffenburg bis Passau gab es einige Wechsel 
an der Spitze. Mit Thomas Schwarzenberger in Oberbayern, Daniel 
Forster in Mittelfranken und Stefan Funk in Unterfranken nehmen 
nun neue Präsidenten mit großem Rückhalt über alle Fraktionen 
hinweg ihre Amtspflichten wahr. Insgesamt stellt die CSU 85 Bezirks-
räte in den bayerischen Bezirkstagen und nun auch wieder alle Be-
zirkstagspräsidenten.

An die Stelle von Josef Mede-
rer, der nach 15 Jahren an der 
Spitze des Bezirkstags Oberbay-
ern bei einem Festakt feierlich 
aus seinem Amt verabschiedet 
wurde, tritt Thomas Schwarzen-
berger. Stellvertretender Bezirk-
stagspräsident ist weiterhin Rai-
ner Schneider (Freie Wähler). 
Als weitere stellvertretende Prä-
sidenten wurden Michael Asam 
(SPD) und Friederike Steinberger 
(CSU) bestimmt.

In seiner Antrittsrede stellte 
sich Schwarzenberger als „lei-
denschaftlicher Kommunalpo-
litiker“ vor. Er sei seit 21 Jah-
ren Bürgermeister in seiner Hei-
matgemeinde Krün, seit 2002 
Mitglied im Kreistag von Gar-
misch-Partenkirchen und seit 
zehn Jahren Bezirksrat. Sein 
neues Amt trete er mit Demut 
vor der großen Aufgabe an. 
Wichtig sei ihm ein konstruk-
tives Miteinander aller im Be-
zirkstag vertretenen demokra-
tischen Kräften. „Es ist unsere 
Aufgabe und unsere Verantwor-
tung, für die Demokratie einzu-
stehen und zu kämpfen“, erklär-

te Schwarzenberger. Deshalb 
möchte er als eines der ersten 
eigenen Projekte eine Arbeits-
gruppe einrichten, die sich mit 
„Erinnerungskultur und Demo-
kratiebildung“ intensiv beschäf-
tigt. Es sei „teilweise erschre-
ckend, wie leichtfertig mit der 
Demokratie und ihren Werten 
umgegangen wird“.

Anwalt und Sprachrohr

Bei den sozialen Kernaufgaben 
des Bezirks setzt Schwarzenber-
ger auf die Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe und in gegenseitiger 
Achtung mit den Trägern der Ein-
richtungen für Menschen mit Be-
hinderungen und Pflegebedarf. 
„Hier haben für mich Teilhabe 
und Inklusion einen ganz großen 
Stellenwert“, so der Präsident. 
Schwarzenberger will sich nicht 
nur für mehr inklusive Leistungs-
angebote für Menschen mit Be-
hinderungen einsetzen, sondern 
in allen Bereichen des Bezirks In-
klusion voranbringen. Ein wichti-
ges Ziel sei es, Bildungs- und Kul-
turangebote – wo immer mög-
lich – inklusiv und barrierefrei zu-
gänglich zu machen.

Nachfolger des unterfränki-
schen Bezirkstagspräsidenten Er-
win Dotzel, der sich nach 17 Jah-
ren nicht mehr zur Wahl gestellt 
hatte, ist Stefan Funk. Zu Vizeprä-
sidenten wurden Thomas Schie-
bel (Freie Wähler) und Maria 
Hossmann (CSU) bestellt.

Funk kann auf eine jahrzehn-
telange Erfahrung sowohl in der 
kommunalen Verwaltung als 
auch in der Kommunalpolitik 
verweisen. Dem Bezirkstag von 
Unterfranken gehört der gelern-
te Diplom-Verwaltungswirt (FH) 

seit zehn Jahren an, die vergan-
genen fünf Jahre fungierte er 
als CSU-Fraktionsvorsitzender. 
Den Bezirkstag bezeichnete er 
als „Anwalt und Sprachrohr“ der 
Menschen, insbesondere jener, 
die auf Hilfe angewiesen seien. 
Er mache sich auch keine Illusio-
nen, dass in der neuen Wahlperi-
ode zahlreiche Herausforderun-
gen auf den Bezirk zukämen, sag-
te Funk. Es wisse aber auch, dass 
sein Vorgänger ein gut bestelltes 
Haus hinterlasse.

In Mittelfranken trat Daniel 
Forster die Nachfolge von Armin 
Kroder (Freie Wähler) an, der von 
2018 bis 2023 als Bezirkstagsprä-
sident fungierte. Zur Bezirkstags-
vizepräsidentin wurde Christa 
Heckel (Bündnis 90/Die Grünen) 
gewählt, weitere Stellvertreter 
sind Sven Erhardt (SPD) und Her-
bert Lindörfer (CSU).

Daniel Forster wurde 2008 
erstmals in den mittelfränki-
schen Bezirkstag gewählt, zehn 
Jahre lang war der 42-Jährige 
dort Fraktionsvorsitzender der 
CSU. Seit 1998 arbeitet er bei 
einer großen Versicherung und 
absolvierte ein berufsbeglei-
tendes Studium zum Informa-
tik-Betriebswirt. In den nächs-
ten fünf Jahren wird er sei-
ne beruflichen Verpflichtun-
gen ruhen lassen, um sich ganz 
seinem neuen Amt als Bezirks-
tagspräsident zu widmen. Fors-
ter betonte, er wolle ein Bezirks- 
tagspräsident „für 1,8 Millionen 
Mittelfränkinnen und Mittelfran-
ken sein“. Es gehe ihm darum, al-
le demokratischen Kräfte einzu-
binden; zudem wolle er den ko-
operativen Stil seines Vorgängers 
beibehalten.

Modernisierung der  
Gesundheitseinrichtungen

Erneut zum oberfränkischen 
Bezirkstagspräsidenten gewählt 
wurde Henry Schramm. Damit 
steht der 63-Jährige weitere fünf 
Jahre an der Spitze des Bezirks. 
Bezirkstagsvizepräsident und da-
mit Erster Stellvertreter ist der 

Kulmbacher Landrat Klaus Peter 
Söllner. Als weiterer Stellvertre-
ter wurde der Bamberger Land-
rat Johann Kalb (CSU) bestimmt. 
Eine der größten Herausforde-
rungen in den kommenden Jah-
ren sieht Schramm im Ausbau 
und der Modernisierung der Ge-
sundheitseinrichtungen des Be-
zirks Oberfranken.

Soziale Ausgewogenheit  
und Teilhabe

Bereits seine vierte Amts-
zeit als Bezirkstagspräsident der 
Oberpfalz tritt der Präsident des 
Bayerischen Bezirketags und 
Chamer Landrat Franz Löffler an. 
Seine Stellvertreter sind Thomas 
Thumann (Freie Wähler) und Lo-
thar Höher (CSU). Insbesondere 
die soziale Ausgewogenheit und 
Teilhabe in der Gesellschaft seien 
dem Bezirk Oberpfalz ein großes 
Anliegen, so Löffler. Dabei dür-
fe aber auch die Bedeutung der 
Kultur- und Heimatpflege nicht 
unterschätzt werden. In einer 
unsicheren, sich schnell verän-
dernden Welt gewinne die Hei-
mat als Ort der Verbundenheit 
und Sicherheit immer mehr an 
Gewicht. Löffler skizzierte zudem 
künftige Herausforderungen. So 
zwinge der demografische Wan-
del in der Gesellschaft zum Um-
denken bei der Pflege. Es werde 
immer wichtiger, im Alter mög-
lichst lange in den eigenen vier 
Wänden bleiben zu können. Da-
für seien neben dem Fachkräf-
temangel knappe Finanzen und 
steigende Kosten verantwort-
lich.

Niederbayern und Schwaben

Abermals zum niederbayeri-
schen Bezirkstagspräsidenten be-
stimmt wurde Dr. Olaf Heinrich. 
Dr. Thomas Pröckl (CSU) bleibt 

Bezirkstagsvizepräsident, neuer 
weiterer Stellvertreter des Bezirk-
stagspräsidenten ist Bezirksrat 
Peter Dreier (Freie Wähler).

Seit 2008 fungiert Heinrich als 
Erster Bürgermeister der Stadt 
Freyung. Seit dem Jahr 2003 ge-
hört er dem Bezirkstag von Nie-
derbayern an, im Oktober 2013 
wurde er erstmals zum Bezirks-
tagspräsidenten gewählt und war 
damit der jüngste im Freistaat 
Bayern seit 1945.

Fachkräftemangel  
und Klimaneutralität

Auch der Bezirkstag von 
Schwaben hat seinen Präsiden-
ten Martin Sailer im Amt bestä-
tigt. Das Amt des stellvertreten-
den Bezirkstagspräsidenten si-
cherte sich Bezirksrat Peter 

Schiele (CSU). Weitere Stellver-
treter sind Petra Beer (SPD), Bar-
bara Holzmann (Grüne) sowie Al-
fons Weber (CSU).

Herausforderungen sieht der 
Augsburger Landrat im sozia-
len Bereich, unter anderem auf-
grund des demografischen Wan-
dels und des Fachkräftemangels. 
Um die Aufgaben des Bezirks 
in Zukunft zu bewältigen sei es 
notwendig, qualifiziertes Perso-
nal zu gewinnen. Erhebliche An-
strengungen verlange zudem der 
2020 gefasste Beschluss des Be-
zirks, bis 2030 klimaneutral zu 
werden. Der Bezirk nimmt aus 
diesem Grund seit 2019 am Um-
weltmanagementsystem „Euro-
pean Energy Award“ teil und hat 
mehr als 50 Maßnahmen ausge-
arbeitet, die seither umgesetzt 
werden.  DK

Feierliche Verabschiedung von Josef Mederer, v.l.: Bernhard Seide-
nath, MdL, Michael Reiter, Bürgermeister Altomünster, Stefan Kol-
be, Bürgermeister Karlsfeld, Landrat Stefan Löwl, Landkreis Dachau, 
Landtagspräsidentin Ilse Aigner, Altlandrat Hans-Jörg Christmann, 
Landkreis Dachsu, Innenminister Joachim Herrmann sowie Maria und 
Alt-Bezirkstagspräsident Josef Mederer im Vordergrund.  Bild: CH

Deutscher Nachbarschaftspreis 2023:

Auszeichnungen für 
bayerische Konzepte

Bereits zum siebten Mal hat die nebenan.de Stiftung heuer Projek-
te und Initiativen engagierter Nachbarn aus dem gesamten Bundes-
gebiet ausgezeichnet. Der Deutsche Nachbarschaftspreis ging dies-
mal an insgesamt 22 Preisträgerprojekte mit Vorbildcharakter, die 
sich für ihr lokales Umfeld einsetzen, das Miteinander stärken und 
das „Wir“ gestalten. Auch zwei Konzepte aus Bayern – das Zukunfts-
haus in Forchheim sowie die aus Niederbayern stammende Bürger-
hilfe Anzenkirchen – wurden in Berlin gewürdigt.

In der Themenkategorie „Nach-
haltigkeit“ siegte das Zukunfts-
haus Forchheim. Dort können 
Nachbarn Dinge tauschen, ver-
schenken und reparieren – ein 
Treffpunkt, wo Nachhaltigkeit ge-
lebt wird. Das Zukunftshaus wird 
von der Initiative Forchheim for 
Future ehrenamtlich geführt und 
alle Menschen sind herzlich will-
kommen. „Reparieren statt ent-
sorgen“, „weitergeben statt weg-
werfen“, „leihen statt kaufen“ 
sind die Leitsätze der Engagier-
ten. Die Angebote im Zukunfts-
haus sind bunt und vielfältig: vom 
Reparatur-Café, in dem etwa 20 
Ehrenamtliche defekte Geräte re-
parieren, über Kleidertauschpar-
ties, Urban-Gardening-Projekte, 
Cleanups bis hin zu Filmabenden 
zum Thema Nachhaltigkeit.

Krisensituation  
gemeinsam meistern

Das Dorf Anzenkirchen im 
Landkreis Rottal-Inn nahm wäh-
rend des „Jahrtausend-Hochwas-
sers“ 2016 großen Schaden. Dank 
des tatkräftigen Einsatzes der 
örtlichen Bürgerhilfe haben die 

betroffenen Bewohner diese Kri-
sensituation gemeinsam gemeis-
tert. Angespornt und zusammen-
geschweißt durch den gemeinsa-
men Erfolg, widmet sich der Ver-
ein Bürgerhilfe Anzenkirchen e.V. 
der Verbesserung der Lebens-
qualität aller Anzenkirchener.

Ein Auto für unser Dorf

2017 schaffte die Bürgerhilfe ein 
gemeinschaftliches Auto für alle 
an, um die Mobilität im ländlichen 
Raum für alte und junge Men-
schen zu verbessern. Im Rahmen 
des Mobilitätsprojekts „Ein Auto 
für unser Dorf“ bringen zehn eh-
renamtliche Fahrer Senioren und 
Jugendliche kostenlos zu wichti-
gen Terminen wie Arztbesuche 
und Ausflügen. Um das Wir-Ge-
fühl im Dorf zu steigern, organi-
sieren die Vereinsmitglieder ganz-
jährig Feste, wie Fasching und das 
monatliche „Bürger:innen-Café“, 
bei dem alle willkommen sind. In 
der aktuellen Krise unterstützt die 
Bürgerhilfe Anzenkirchen Men-
schen, die durch Inflation und 
Energiekrise nicht mehr wissen, 
wie sie alles bezahlen sollen.  DK
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Vorschau auf GZ 23
In unserer Ausgabe Nr. 23/2023, die am 7. Dezember 2023 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Wasser . Abwasser
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Entsorgungsmanagement und technische Lösungen
• Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
• Kommunalfahrzeuge, Fuhrpark
• Garten- und Landschaftsbau . Forst . Friedhof

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    
Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Soft warelösungen

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaser / Glasfaserausbau

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Der leichte Weg hin  
zu mehr Digitalisierung. kommune-aktiv.de 

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

 Kommunalfi nanzierung

Gelebtes völkerverbindendes Wirken:

Euregio Egrensis-Preis für  
Egerland-Museum Marktredwitz

Für gelebtes völkerverbindendes Wirken sind das Egerland-Museum 
Marktredwitz, das Museum Schloss Schwarzenberg (Erzgebirge) so-
wie die tschechisch-deutschen Museumsexperten Michael Rund und 
Petr Rojík, beide vom Museum Sokolov (Falkenau), im Porzellanikon 
Selb mit dem diesjährigen Euregio Egrensis-Preis ausgezeichnet wor-
den. Seit Jahren treiben sie in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Museumssektor voran.

Ebenso wie die Euregio Egren-
sis hat auch das Egerland-Muse-
um seinen Sitz im Egerland-Kul-
turhaus in Marktredwitz und 
ist mit diesem untrennbar ver-
bunden. Das Egerland-Kultur-
haus dient seit 1973 der Pfle-
ge des Egerländer Kulturgutes 
und ist seit seinem Bestehen ein 
Treffpunkt der Egerländer. Be-
reits vor 20 Jahren hat das Eger-

land-Museum ein erstes grenz- 
überschreitendes Ausstellungs-
projekt durchgeführt. Partner 
war damals das Museum Cheb/
Eger. Seitdem wurden insgesamt 
17 große und auch kleinere Aus-
stellungen angeboten und dafür 
insgesamt rund 1 Mio. Euro ein-
gesetzt. Etwa ein Drittel davon 
konnte über die verschiedenen 
europäischen Interreg-Program-

me in diesem Zeitraum gefördert 
werden.

Immer wieder suchten sich die 
Verantwortlichen für ihre Aus-
stellungen neue Themen und pas-
sende Kooperationspartner auf 
tschechischer Seite: vom Muse-
um Eger, über das Bezirksmuse-
um Karlsbad, das Bezirksarchiv 
Eger, die Kunstgalerie Karlsbad bis 
hin zum Gutshof „Statek Bernard“ 
und viele andere mehr. Ein weite-
res Betätigungsfeld war zwischen 
2004 und 2014 die grenzüber-
schreitende Museumspädagogik. 
In insgesamt neun Projekten, die 
meistens auch von der Euregio 
im Rahmen von Kleinprojekten 
aus EU-Mitteln gefördert wurden, 
konnte Kindern und Jugendlichen, 
aber auch Erwachsenen kulturel-
les Wissen aus dem historischen 
Egerland vermittelt werden.

In seiner Festrede hob Staats-
sekretär a.D. Hartmut Koschyk 
lobend den Beitrag der Euregio 
Egrensis zur deutsch-tschechi-
schen Annäherung und Verstän-
digung ab 1990 bis zur heutigen 
Partnerschaft hervor. Der pro-
funde Kenner internationaler Be-
ziehungen beschrieb das Zusam-
menleben von Deutschen und 
Tschechen in der Euregio in Anbe-
tracht der aktuellen weltweiten 
Krisen als „Friedensidyll“.  DK

Landkreis Amberg-Sulzbach: 

Ofenführerschein gegen lokale Luftverschmutzung
Der Landkreis Amberg-Sulzbach schließt sich als einer der ersten 
Landkreise in Deutschland dem nationalen Projekt „Smartes Hei-
zen mit Holz“ an. Ziel ist es laut Landrat Richard Reisinger, die lokale 
Luftverschmutzung durch eine optimierte Bedienung möglichst vie-
ler privat genutzter Holzöfen schnell und deutlich zu verringern.

Martin Kopp, Klimaschutzmana-
ger des Landkreises Amberg-Sulz-
bach erklärt, was das Projekt 
„Ofenführerschein“ erreichen will: 
„Nach aktuellster Forschungslage 
ist es möglich, die Feinstaubbelas-
tung um 45 Prozent, den CO2-Aus-
stoß um bis zu 30 Prozent und die 
Menge organischer Schadstoffe 
um bis zu 67 Prozent zu reduzie-
ren. Vorrausetzung ist es, dass die 
Holzöfen richtig bedient werden.“ 

Das sei gerade in diesem Win-
ter besonders wichtig, weil vie-
le Landkreisbewohner ihre sonst 
eher selten genutzten Kamine 
und Öfen anwerfen würden, um 
gezielt Gas oder Heizöl zu sparen. 
Andere hätten sich gerade jetzt 
erstmalig einen neuen Ofen ins-
tallieren lassen. In jedem dritten 
Haushalt Deutschlands soll es be-
reits einen holzbetriebenen Ofen 
geben. Und die sollen in Sum-
me laut Umweltbundesamt für 
rund 20 Prozent des Feinstaubs 

verantwortlich sein. Um mög-
lichst viele Besitzer von Holz- 
öfen gleichzeitig schulen zu kön-
nen, hat sich der Landkreis Am-
berg-Sulzbach gemeinsam mit 
dem Zentrum für erneuerba-
re Energien und Nachhaltigkeit 
(ZEN) in Ensdorf für eine Koope-
ration mit der deutschen Ofen-
akademie entschlossen: Das ist 
eine Schulungsplattform im Inter-
net, die darauf zugeschnitten ist, 
die rund 11,5 Mio. Ofennutzer in 
Deutschland schnellstmöglich zu 
trainieren, so Kopp.

Kernstück ist ein knapp zwei-
stündiger Onlinekurs, in dem Ex-
perten erklären, worauf beim 
Heizen mit Holz besonders zu 
achten ist. Wer den Abschluss-
test besteht, bekommt den Ofen-
führerschein, ein personalisier-
tes Umweltzertifikat, ergänzt 
Landrat Richard Reisinger. Zudem 
werden die Absolventen dauer-
haft Geld sparen, weil sie weni-

ger Holz für die gleiche Wärme-
ausbeute benötigen und weil sich 
der Wartungsaufwand reduziert.

Kostenlose Gutscheine

Kopp, will in einem ersten 
Schritt die Akzeptanz testen. Hei-
mische Hausbesitzer und Mie-
ter, die eine so genannte holz-
betriebene Kleinfeuerungsan-
lage nutzen, erhalten einen von 
insgesamt 500 kostenlosen Gut-
scheinen für den Besuch der On-
line-Akademie. Die Vergabe der 
Gutscheine erfolgt im Windhund-
verfahren. Wer den Ofenführer-
schein kostenlos absolvieren will, 
kann unter www.ofenakademie.
de/kreis-amberg-sulzbach einen 
Zugangscode abfragen. „Wenn 
die Nachfrage groß ist, weiten wir 
die Aktion aus“, verspricht Kopp.

Die ersten 50 Teilnehmer aus 
dem Landkreis, die den Ofenfüh-
rerschein erfolgreich abschlie-
ßen, erhalten zusätzlich  eine Ta-
geskarte für das Kurfürstenbad 
Amberg geschenkt. Außerdem 
wird unter den 50 Personen auch 
noch ein Saunapaket für 2 Perso-
nen verlost.  r

http://www.ofenakademie.de/kreis-amberg-sulzbach
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